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A Raumordnerische Beurteilung 

1 Ergebnis und Maßgaben 

Die Amprion Offshore GmbH plant ein Offshore-Netzanbindungssystem bis zum Netz-

verknüpfungspunkt Westerkappeln („BalWin2“) zu errichten.  

Als Ergebnis des für dieses Vorhaben durchgeführten Raumordnungsverfahrens wird 

festgestellt, dass  

 der in der Anlage A zu dieser Raumordnerischen Beurteilung dargestellte Ver-

lauf des Vorzugskorridors mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar 

und mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen abgestimmt 

und insofern raumverträglich ist, sofern die in der Begründung genannten Maß-

gaben zur Vermeidung von Zielkonflikten erfüllt werden, 

 der in der Anlage A zu dieser Raumordnerischen Beurteilung dargestellte Ver-

lauf des Vorzugskorridors mit dem vom Amt für regionale Landesentwicklung 

Weser-Ems (ArL WE) im Raumordnungsverfahren für die Offshore-Netzanbin-

dungssysteme BalWin1 und 2 geprüften Trassenkorridoren abgestimmt ist und 

 die in der Anlage B zu dieser Raumordnerischen Beurteilung dargestellte Po-

tenzialfläche für den Konverter auf dem Gelände des ehemaligen Steinkohle-

kraftwerks in Ibbenbüren mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar 

und mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen abgestimmt 

und insofern raumverträglich ist, sofern die in der Begründung genannten Maß-

gaben zur Vermeidung von Zielkonflikten erfüllt werden.  

2 Rechtswirkung des Raumordnungsverfahrens 

Die Raumordnerische Beurteilung ist als „sonstiges Erfordernis der Raumordnung“ 

nach § 3 (1) Nr. 4 Raumordnungsgesetz (ROG) bei raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen sowie bei Entscheidungen über die Zulässigkeit raumbedeutsamer Pla-

nungen und Maßnahmen i.S.d. § 4 (1) ROG zu berücksichtigen. Sie hat gegenüber 

dem Träger des Vorhabens und gegenüber Einzelnen keine unmittelbare Rechtswir-

kung. Das Ergebnis des Raumordnungsverfahrens kann nach § 15 (6) ROG (§ 15 (7) 
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ROG a.F.) nur im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens gegen die nachfolgende Zu-

lassungsentscheidung überprüft werden. 

3 Befristung der Geltungsdauer der Raumordnerischen 

Beurteilung 

Sofern mit den Verfahren für die Zulassung des Vorhabens oder eines Vorhabenab-

schnittes noch nicht begonnen worden ist, 

 ist diese Raumordnerische Beurteilung fünf Jahre nach ihrer Bekanntgabe da-

raufhin zu überprüfen, ob sie mit den geltenden Zielen und Grundsätzen der 

Raumordnung noch übereinstimmt und mit anderen raumbedeutsamen Planun-

gen und Maßnahmen noch abgestimmt ist (§ 32 (4) Satz 2 Landesplanungsge-

setz NRW (LPlG NRW)), 

 wird diese Raumordnerische Beurteilung zehn Jahre nach ihrer Bekanntma-

chung unwirksam (§32 (4) Satz 4 LPlG NRW). 

Wenn sich die für die raumordnerische Beurteilung maßgeblichen landesplanerischen 

Ziele ändern, ist zu prüfen, ob die Beurteilung noch Bestand haben kann (§ 32 (4) Satz 

1 LPlG NRW). 

4 Kostenfestsetzung 

Nach § 32 (5) LPlG NRW sind für die Durchführung des Raumordnungsverfahrens 

Gebühren zu erheben, die sich aus der geltenden Fassung des Gebührengesetzes für 

das Land NRW ergeben. Hierzu ergeht ein gesonderter Bescheid. 
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B Begründung  

1 Darstellung des Projektes 

1.1 Gegenstand der Planung 

Die Vorhabenträgerin Amprion Offshore GmbH plant zur Anbindung von Offshore-

Windparkflächen in der Nordsee den Neubau der zwei Offshore-Netzanbindungssys-

teme (ONAS) „BalWin2“ zum Netzverknüpfungspunkt Westerkappeln in Nordrhein-

Westfalen und „BalWin1“ zum Netzverknüpfungspunkt Wehrendorf in Niedersachsen.  

Die Anbindungssysteme bestehen auf der Landseite jeweils aus drei Komponenten:  

 525 kV-Gleichstromerdkabel bis zur Konverterstation 

 Konverterstation 

 380-kV-Drehstromanbindung (Freileitung oder Erdkabel) an den Netzverknüp-

fungspunkt. 

 

Abbildung 1: Schematische Darstellung eines Offshore-Netzanbindungssystem (Quelle: Amprion 

Offshore GmbH)  

Auf der Landseite werden die Gleichstromerdkabel vom Anlandungspunkt Hilgenrie-

dersiel gebündelt in Richtung der Netzverknüpfungspunkte (NVP) Westerkappeln und 

Wehrendorf geführt. Das Gleichstromerdkabel des Anbindungssystems BalWin2 führt 

zum Konverterstandort in Ibbenbüren und wird dort in Wechselstrom umgewandelt. 
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Die Anbindung an den NVP Westerkappeln soll über eine bestehende 380 kV-Freilei-

tung erfolgen, die lediglich eine Anpassung der Leitungseinführung zum ehemaligen 

Kraftwerk Ibbenbüren erfordert. Diese Wechselstromanbindungsleitung ist daher nicht 

Gegenstand des Raumordnungsverfahrens. 

Die Planung ist im Netzentwicklungsplan 2035 begründet. Zur Erschließung des Ge-

biets „NOR-11-1“ sollte das damals als „LanWin3“ bezeichnete Anbindungssystem bis 

zum Jahr 2033 in Betrieb gehen. Im Rahmen des Beschlusses der Gesetzesvorlagen 

des sog. „Osterpakets“ (Beschlüsse des Bundestages vom 07.Juli 2022) wurde u.a. 

das Windenergie-auf-See-Gesetzes (WindSeeG) geändert, um den Ausbau der Offs-

hore-Windenergie zu beschleunigen und zu erhöhen (vgl. Deutscher Bundestag 2022, 

Drucksache 20/1634). Im daraufhin angepassten Flächenentwicklungsplan (FEP) vom 

20.01.2023 wurde dem Anbindungssystem die Fläche NOR-10-1 zugeordnet. Hieraus 

ergibt sich die neue Vorhabensbezeichnung „BalWin2“. Das voraussichtliche Inbetrieb-

nahmedatum wurde auf das Jahr 2030 vorgezogen. Im FEP ist zudem festgelegt, dass 

das Anbindungssystem als Hochspannungsgleichstromübertragungsleitung (HGÜ) mit 

einer Übertragungsspannung von +/- 525 kV und einer Standardübertragungsleistung 

von 2.000 MW ausgeführt werden soll.  

1.2 Untersuchte Planungsalternativen 

Dieses Raumordnungsverfahren für das Teilstück des ONAS in NRW dient – dem 

Antrag der Vorhabenträgerin entsprechend – der Festlegung eines raumverträglichen 

Trassenkorridors (Vorzugskorridor) für das Gleichstromerdkabel zur Konverterstation 

Ibbenbüren und der Prüfung der Raumverträglichkeit des Konverterstandorts. Der ei-

gentliche Leitungsverlauf (Feintrassierung) des Gleichstromerdkabels wird im nachfol-

genden Zulassungsverfahren bestimmt. Der Trassenkorridor hat eine Breite von 650 

m und lässt damit der Detailplanung genügend Raum, um – bei einem Arbeitsstreifen 

während der Bauphase von in der Regel 20 - 30 m (Reduzierung in sensiblen Ab-

schnitten möglich) und einem Schutzstreifen im Betrieb von ca. 12 m – innerhalb des 

Korridors eine Optimierung des Leitungsverlaufs z. B. zur Umgehung von lokalen, sen-

siblen Bereichen zu gewährleisten. Auch die genaue Positionierung des Konverters 
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wird erst im nachfolgenden Zulassungsverfahren bestimmt. In dem Raumordnungs -

verfahren geht es zunächst um die Frage, ob die vorliegende Fläche grundsätzlich für 

die beantragte Nutzung als raumverträglich eingeschätzt werden kann.   

Gemäß § 15 (1) S. 3 ROG a.F. sind Gegenstand der Prüfung im Raumordnungsver-

fahren u.a. auch „ernsthaft in Betracht kommende Standort- und Trassenalternativen“. 

Der im Gesetz enthaltende Zusatz „vom Träger der Planung oder Maßnahme einge-

führte Standort- oder Trassenalternativen“ ist mit der Novellierung des ROG in 2017 

entfallen (vgl. Goppel in Spannowsky/Runkel/Goppel 2018, ROG § 15, Rn. 41). Hie-

raus wird jedoch keine Prüfung „von Amts wegen“ abgeleitet, „sondern die Bereitschaft 

des Trägers zur Einführung einer Alternative […] hineingelesen“ (a.a.O., Rn. 49). Dies 

wird damit begründet, dass ein Vorhaben immer eines Projektträgers bedürfe. Es sei 

nicht zweckmäßig und stünde im Gegensatz zur Verwaltungsökonomie Varianten zu 

prüfen, für die die Umsetzungsbereitschaft des Projektträgers fehle (a.a.O., Rn. 45). 

Die verfahrensführende Behörde solle daher auf die „Einführung von Alternativen hin-

wirken“ (a.a.O., Rn. 43). Hingegen brauchen eine „Nullvariante“ oder „Scheinvarian-

ten“ nicht geprüft werden (vgl. Dietz in Kment 2019, ROG § 15, Rn. 44). 

 

Gleichstromerdkabel 

Das Korridorvariantennetz wurde durch ein mehrstufiges Verfahren herausgearbeitet. 

In einem ersten Schritt wurde ein gemeinsamer Untersuchungsraum für die beiden 

Anbindungssysteme BalWin1 und BalWin2 zwischen dem Anlandungspunkt Hilgenrie-

dersiel sowie den NVP Westerkappeln und Wehrendorf abgegrenzt, innerhalb dessen 

nach geeigneten Trassenkorridoren gesucht wurde. Der Untersuchungsraum umfasst 

alle Kreise und kreisfreien Städte, die in gerader Linie zwischen dem Anlandungspunkt 

und den beiden NVP und benachbart zu diesen liegen. In NRW liegen Teile des Krei-

ses Steinfurt im Planungsraum. 
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Abbildung 2: Planungsraum (Quelle: Amprion Offshore GmbH) 

Auf der Grundlage vorhandener Daten und Kriterien wurde im Planungsraum eine 

Raumanalyse durchgeführt. Der Planungsraum wurde anhand von den vier Raumwi-

derstandsklassen „Tabu“ (RWK I*), „hoher Raumwiderstand“ (RWK I), „erhöhter 

Raumwiderstand“ (RWK II) und „regulärer Raumwiderstand“ (RWK III) strukturiert. 
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Das Vorgehen und die Einstufung in die Raumwiderstandsklassen (RWK) wurde mit 

den Beteiligten in der Antragskonferenz sowie in dem ergänzenden Umlaufverfahren 

abgestimmt.  

Auf Grundlage der RWK wurden softwaregestützt Korridore ermittelt, die die hohen 

RWK nach Möglichkeit meiden sowie einen möglichst geradlinigen Verlauf mit geringer 

Länge aufweisen. In einem weiteren Schritt wurden Bündelungsoptionen geprüft und 

zuletzt per bildschirmgestützter Raumanalyse möglichst konfliktfreie Trassenkorridore 

ermittelt. 

Im Rahmen der Antragskonferenz und der Vorbereitung des Verfahrens wurden Alter-

nativen von öffentlichen Stellen und der Regionalplanungsbehörde eingebracht und 

mit der Vorhabenträgerin diskutiert. Sofern sie sich als „ernsthaft in Betracht kom-

mend“ herausgestellt haben, wurden sie von der Vorhabenträgerin in die erarbeiteten 

Unterlagen aufgenommen (s. Kap. B 2.3.1).  

Für die so ermittelten Korridore wurde von der Vorhabenträgerin ein System zur Be-

wertung der Varianten erarbeitet. Die Variantenvergleiche finden auf drei Ebenen statt: 

1. Untervariantenvergleiche  

2. Variantenvergleiche  

3. Hauptvariantenvergleiche   

jeweils getrennt für den Umweltbericht nach Schutzgütern und für die Raumverträg-

lichkeitsstudie (RVS) nach raumordnerischen Kategorien. Zwei bis fünf (Segment-) 

Gruppen werden jeweils miteinander verglichen. 

Die betroffenen Anteile der Kriterien eines Schutzgutes bzw. des Belangs einer raum-

ordnerischen Unterkategorie am Untersuchungsgebiet (Korridorfläche) werden abso-

lut und prozentual ermittelt und mittels eines Faktors je nach Konfliktpotenzial bzw. 

Restriktionsniveau gewichtet. Basierend auf dem schlechtesten Wert werden die an-

deren Gruppen mittels gestufter prozentualer Abweichungen ins Verhältnis gesetzt. 

Auf dieser Grundlage wird die Rangfolge der Gruppen für ein Schutzgut bzw. eine 

raumordnerische Unterkategorie bestimmt.  

In einem zweiten Schritt werden die Rangfolgen für die einzelnen Schutzgüter / Unter-

kategorien in einer Tabelle zusammengestellt und ein Ranking der Gruppen aus Sicht 
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des Umweltberichts und der RVS gebildet. Die RVS fasst in einem Zwischenschritt die 

Unterkategorien zu sechs raumordnerischen Kategorien zusammen und bestimmt 

eine Rangfolge auf Basis des Rankings der Unterkategorien. Die Länge der Varianten 

und die Riegel/Engstellen werden ebenfalls gerankt und fließen als Kategorien in die 

raumordnerische Bewertung ein. 

In einem dritten Schritt werden die Rangfolgen des Umweltberichts und der RVS zu 

einer endgültigen Rangfolge der Gruppen für jeden Vergleich zusammengefasst. In 

der Regel wird jeder Verfahrensschritt durch eine fachgutachterliche Bewertung der 

Ergebnisse begleitet und die rechnerischen Ergebnisse gegebenenfalls korrigiert. 

Im Beteiligungsverfahren wurde eine weitere Variante durch einen privaten Stellung-

nehmer vorgeschlagen, die jedoch nicht als „ernsthaft in Betracht kommend“ eingestuft 

und daher im Raumordnungsverfahren nicht weiter geprüft wurde (s. Kap. B 2.3.4). 

 

Konverter 

Der beantragte Konverterstandort Ibbenbüren ist Ergebnis eines mehrstufigen Prozes-

ses zur Identifizierung von Potenzialstandorten im Vorfeld des Verfahrens. In einem 

Radius von 10 km um den NVP Westerkappeln (Untersuchungsraum) wurden nach 

Anwendung von Ausschluss- und Rückstellungskriterien potentiell geeignete Flächen 

ermittelt. Der Untersuchungsraum wurde zudem etwas modifiziert, u.a. wurde im öst-

lichen Untersuchungsraum die Stadt Osnabrück aufgrund der dichten Bebauung her-

ausgenommen, im Westen wurde der Untersuchungsraum erweitert, um gemäß den 

Planungsprämissen geeignete Konversionsstandorte (hier: Kraftwerksfläche Ibbenbü-

ren) aufnehmen zu können. Die verbliebenen Flächen wurden auf ihre Anbindbarkeit 

und Eignung für einen Konverter (Flächenzuschnitt) geprüft und auf Basis von Abwä-

gungskriterien miteinander verglichen. Es wurden zunächst fünf potentiell geeignete 

Standorte weiter betrachtet (Umlaufverfahren Juli/August 2022). Als Ergebnis einer ar-

tenschutzrechtlichen Vorprüfung hat die Vorhabenträgerin nur noch zwei Standorte 

weiterverfolgt (Kraftwerksfläche Ibbenbüren und Lotte-Halen) und nach dem Kauf der 

Kraftwerksfläche nur noch den Standort Ibbenbüren für die Raumverträglichkeitsprü-

fung beantragt. 
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Der Nichtberücksichtigung der Alternativen im Verfahren kann von der Regionalpla-

nungsbehörde aufgrund einer geänderten Sachlage gefolgt werden: Im Herbst 2022 

wurden aufgrund eines mittlerweile erstellten Artenschutzgutachtens 3 der 5 Alternati-

ven durch die Vorhabenträgerin abgeschichtet. Mitte Juli 2023 hat die Vorhabenträge-

rin bzw. die Firma Hagedorn im Auftrag dieser die Kraftwerksfläche Ibbenbüren erwor-

ben. Die Vorhabenträgerin hat sich zudem klar für eine Genehmigung des Konverters 

über ein Verfahren nach BImSchG positioniert und bereitet dieses vor (gebundene 

Entscheidung). Ein Alternativstandort (Lotte-Halen) wäre somit nur noch erforderlich, 

sollte keine Genehmigung am Standort Ibbenbüren erfolgen. Unbeachtlich der Ent-

scheidung im Genehmigungsverfahren erscheint somit eine Prüfung der Alternativen 

unverhältnismäßig bzw. für nicht geboten, da ein Teil der Alternativen aufgrund offen-

sichtlicher rechtlicher Hindernisse (Artenschutz) ausscheidet und für den verbleiben-

den Standort Lotte-Halen ein Sachentscheidungsinteresse der Vorhabenträgerin nicht 

mehr erkennbar ist. 

1.3 Antragskorridor und Konverterstandort 

Gleichstromerdkabel 

Die Vorhabenträgerin hat mit Beantragung des Raumordnungsverfahren einen An-

tragskorridor vorgelegt (s. Abbildung 3). In den Unterlagen der Vorhabenträgerin 

wurde der Antragskorridor mit alternativen Korridoren verglichen und die Vorzugswür-

digkeit geprüft. In der Planungsregion Münsterland umfasst der Antragskorridor das 

Trassenkorridorsegment 138b.  

Der Anfangspunkt des Antragskorridors ist durch den Anlandungspunkt des ONAS 

BalWin2 in Hilgenriedersiel (Niedersachsen) vorgegeben. Der Antragskorridor verläuft 

zunächst auf niedersächsischem Landesgebiet in Richtung der Konverterstandorte 

Westerkappeln (BalWin2) in Nordrhein-Westfalen und Wehrendorf (BalWin1) in Nie-

dersachsen.  

Für das Raumordungsverfahren der Bezirksregierung Münster sind nur der nordrhein-

westfälische Teil des Antragskorridors sowie der Konverterstandort relevant. 
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Abbildung 3: Antragskorridor der Vorhabenträgerin  
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An der Landesgrenze von Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen streift der Antrags-

korridor im Osten das FFH-Gebiet „Mettinger und Recker Moor“ (DE3612-301). Der 

Korridor verläuft in südlicher Richtung in Richtung des Konverterstandortes Ibbenbü-

ren und passiert die Gemeinde Recke im Osten. Südöstlich der Gemeinde Recke wird 

das Fließgewässer mit umgebendem Bereich zum Schutz der Natur und Überschwem-

mungsbereich „Mettinger Aa“ gequert. Ebenfalls südöstlich von der Gemeinde Recke 

quert der Mittellandkanal den Trassenkorridor. Im weiteren Verlauf schwenkt der An-

tragskorridor nach Südosten in Richtung der Gemeinde Mettingen. Nordöstlich von Ib-

benbüren trifft der Antragskorridor auf das ehemalige Kraftwerksgelände Ibbenbüren, 

welche als Konverterstandort vorgesehen ist.  

Konverter 

Die Vorhabenträgerin, die Amprion Offshore GmbH, beantragt für das Raumordnungs-

verfahren den Standort Ibbenbüren (zur Alternativenbetrachtung s. Kap. B 1.2). Die 

untersuchte Potenzialfläche umfasst – abweichend als zum Teil in der Unterlage 8 der 

Antragsunterlagen dargestellt – die ehemalige Fläche des Steinkohlekraftwerks, die 

mittlerweile von der Amprion Offshore GmbH bzw. der Hagedorn Unternehmens-

gruppe erworben wurde. Darüber hinausgehende Flächen an diesem Standort sind 

nicht Gegenstand der Prüfung der Raumverträglichkeit (vgl. auch Kap. B 1.2). 

 

Abbildung 4: Potenzialfläche Konverter (Antragsstandort Vorhabenträgerin) 
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2 Rechtliche Rahmenbedingungen und Ablauf des Verfahrens 

2.1 Rechtsgrundlagen 

Dieses Raumordnungsverfahren wird auf Antrag der Vorhabenträgerin auf Grundlage 

von § 15 (5) S. 1 ROG a.F.1 durchgeführt.  

Die Regionalplanungsbehörde der Bezirksregierung Münster ist nach § 15 (1) S. 1 

ROG i.V.m. § 4 (1) und § 32 (1) S. 1 LPlG NRW sachlich und örtlich zuständig.  

2.2 Zweck und Erforderlichkeit des Raumordnungsverfahrens 

Nach § 15 (1) ROG a.F. prüft die zuständige Landesbehörde die Raumverträglichkeit 

raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen in einem Raumordnungsverfahren.  

Die Prüfung umfasst gem. § 15 (1) S. 2 und 3 ROG a.F.:  

 die raumbedeutsamen Auswirkungen der Planung oder Maßnahme unter 

überörtlichen Gesichtspunkten, insbesondere die Übereinstimmung mit den Er-

fordernissen der Raumordnung und die Abstimmung mit anderen raumbedeut-

samen Planungen und Maßnahmen 

 ernsthaft in Betracht kommende Standort- oder Trassenalternativen 

Der Anwendungsbereich für Raumordnungsvorhaben ist in § 1 Raumordnungsverord-

nung (RoV) festgelegt. In Nordrhein-Westfalen ist der Anwendungsbereich in der Ver-

ordnung zur Durchführung des Landesplanungsgesetzes (LPlG NRW DVO) im We-

sentlichen auf bestimmte Transportleitungen beschränkt und um einige wenige Vorha-

benarten ergänzt.  

Grundsätzlich erfolgt ein Raumordnungsverfahren gem. § 1 S. 1 RoV i.V.m. § 40 (1) 

S. 1 LPlG NRW DVO nur, wenn die angeführten Planungen und Maßnahmen im Ein-

                                              
1 Die Regelungen zum Raumordnungsverfahren wurden mit dem ROG-Änderungsgesetz vom 
22.03.2023 novelliert. Gemäß der Überleitungsvorschrift (§ 27 (1) ROG) werden alle Verfahren, mit 
denen vor dem 27.09.2023 begonnen worden ist, nach den bis dahin geltenden Raumordnungsgeset-
zen von Bund und Ländern durchgeführt. Nach Spannowsky bezieht sich die Übergangsregelung 
des § 27 (1) jedoch nur auf Verfahrensvorschriften, nicht auch auf planinhaltliche Regelungsge-
genstände (vgl. Spannowsky/Runkel/Goppel, ROG § 27 Rn. 1).  
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zelfall raumbedeutsam sind und eine überörtliche Bedeutung haben. Raumbedeut-

samkeit liegt vor, wenn mindestens die Rauminanspruchnahme oder die Raumbeein-

flussung gegeben ist (vgl. Spannowsky/Runkel/Goppel ROG § 3 Rn. 105-107).  

Das Gleichstromerdkabel ist nach § 40 (1) Nr. 2 lit. d LPlG NRW DVO vom Anwen-

dungsbereich eines Raumordnungsverfahrens erfasst („Errichtung von Hochspan-

nungserdkabelleitungen mit einer Nennspannung von 110 kV oder mehr“), sofern die 

Raumbedeutsamkeit und überörtliche Bedeutung gegeben ist. Für die Rauminan-

spruchnahme linienförmiger Vorhaben gibt es keine einheitlichen Kriterien für eine Re-

levanzschwelle, wie z. B. der Länge. Die Länge der Korridoralternativen (ca. 13 - 18,5 

km) ist im Vergleich zum Korridornetz in Niedersachsen kürzer, aufgrund des Vorlie-

gens großräumiger Trassenkorridoralternativen ist jedoch auch im nordrhein-westfäli-

schen Abschnitt eine Rauminanspruchnahme gegeben. Zudem ist auch eine Raum-

beeinflussung vorhanden. Diese liegt vor, wenn Konflikte mit den Erfordernissen der 

Raumordnung oder mit anderen raumbedeutsamen Planungen oder Maßnahmen be-

stehen. Bei der vorliegenden Planung ergeben sich mehrere potenzielle Konflikte mit 

Zielen der Raumordnung, u.a. mit Bereichen zum Schutz der Natur, Überschwem-

mungsbereichen und Waldbereichen des Regionalplans Münsterland. Durch die Über-

schreitung von Gemeindegrenzen ist das Kriterium der Überörtlichkeit ebenfalls erfüllt.  

Konverter sind nicht von dem über § 40 (1) LPlG NRW DVO definierten Anwendungs-

bereich für Raumordnungsverfahren erfasst. Nach § 40 (2) LPlG NRW DVO kann je-

doch auf Antrag des Vorhabenträgers ein Raumordnungsverfahren für andere raum-

bedeutsame Planungen oder Maßnahmen mit überörtlicher Bedeutung im Einzelfall 

ein Raumordnungsverfahren beantragt werden. Die beantragte Konverterfläche mit 

Standort Ibbenbüren ist mit einer räumlichen Ausdehnung von über 10 ha raumbe-

deutsam (gem. § 32 (2) LPlG NRW DVO Darstellungserfordernis im Regionalplan ab 

einer Flächengröße von 10 ha). Aufgrund der überörtlichen Bedeutung und Auswir-

kungen (vgl. Dietz in Kment 2019, ROG § 15, Rn. 35 i.V.m. Goppel in 

Spannowsky/Runkel/Goppel 2018, ROG § 15, Rn. 28-36) des Konverterstandortes in 

Betrachtung des gesamten Netzanbindungssystems wird das Kriterium der Überört -

lichkeit ebenfalls als erfüllt angesehen. Die Bezirksregierung Münster als gem. § 40 

(2) LPlG NRW DVO zuständige Regionalplanungsbehörde sieht die Prüfung der 
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Raumverträglichkeit des Konverterstandorts Ibbenbüren durch ein Raumordnungsver-

fahren als geeignet an, um frühzeitig Konflikte erkennen und das Vorhaben mit ande-

ren Planungen und Maßnahmen (u.a. dem laufenden Prozess zur Kohlekonversion) 

abstimmen zu können. Dies unterstützt das Ziel der beschleunigten Umsetzung des 

Vorhabens (vorgezogene Inbetriebnahme). Anderenfalls könnten Konflikte u.a. mit Er-

fordernissen der Raumordnung und hiermit ggf. verbundene Umplanungen erst zu ei-

nem späteren Zeitpunkt aufgedeckt werden.  

Die Wechselstromanbindungsleitung (Freileitung oder Erdkabel) vom Konverter zum 

Netzverknüpfungspunkt Westerkappeln ist theoretisch vom Anwendungsbereich der 

Raumordnungsverfahren erfasst (§ 1 Nr. 14 RoV i.V.m. § 40 (1) Nr. 2 lit. a und d). Die 

Ausführung ist im gegenständlichen Vorhaben über die Nutzung einer Bestandsleitung 

geplant, die lediglich im Bereich der Leitungseinführung geringfügiger Anpassungen 

bedarf. Somit findet keine „Errichtung“ einer Leitung statt (s. § 1 Nr. 14 RoV i.V.m. § 

40 (1) Nr. 2 lit a und § 40 (1) Nr. 2 lit. d LPlG NRW DVO), so dass diese Komponente 

des Anbindungssystems nicht Teil des Raumordnungsverfahrens ist.  

Beide Komponenten des ONAS BalWin2 werden nach dem Anwendungsbereich der 

Durchführungsverordnung des LPlG NRW als Einzelvorhaben gesehen. Sie werden 

jedoch in einem Raumordnungsverfahren geprüft, da sie Teil eines Gesamtvorhabens 

sind und damit als zusammenhängende und voneinander abhängige Vorhaben be-

trachtet werden. Auch aus Gründen der Verfahrensökonomie (u.a. Durchführung des 

Beteiligungsverfahrens) wird die Durchführung eines gemeinsamen Raumordnungs-

verfahrens als geboten angesehen. 

Nach § 49 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) unterliegen 

auch Raumordnungsverfahren der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung, sofern 

für das Vorhaben nach dem UVPG eine UVP-Pflicht besteht. Sie erstreckt sich auch 

auf die ernsthaft in Betracht kommenden Standort- oder Trassenalternativen i.S.d. 

§ 15 (1) S. 3 ROG. Die UVP-pflichtigen Vorhaben werden in der Anlage 1 zu § 1 (1) 

Nr. 1 UVPG aufgeführt. Für die in diesem Raumordnungsverfahren zu prüfenden Ein-

zelvorhaben (Gleichstromerdkabel, Konverter) besteht jedoch keine Pflicht zur Durch-

führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gem. Anlage 1 zu § 1 (1) Nr. 1 UVPG. 
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2.3 Ablauf des Raumordnungsverfahrens 

2.3.1 Vorbereitung des Raumordnungsverfahrens/ Antragskonferenz 

Zur Vorbereitung des Raumordnungsverfahrens fand am 09. Dezember 2021 eine An-

tragskonferenz (Scoping) als Videokonferenz statt, bei der mit den öffentlichen Stellen 

Untersuchungsumfang und -tiefe (Untersuchungsrahmen) sowie die vorzulegenden 

Unterlagen für das Gleichstromerdkabel besprochen wurden. In einem Exkurs wurde 

die Konverterstandortsuche durch die Vorhabenträgerin vorgestellt. Es wurden 69 öf-

fentliche Stellen eingeladen, die durch das Vorhaben in ihren Belangen berührt sind. 

Über den Termin wurde ein Protokoll erstellt. Es wurde die Möglichkeit eröffnet Hin-

weise im Nachgang der Antragskonferenz schriftlich einzureichen. Auf der Antrags-

konferenz und im Nachgang haben einige / einzelne öffentliche Stellen auf Konflikt -

punkte und weitere Untersuchungserfordernisse hingewiesen. Der Vorhabenträgerin 

wurde die Möglichkeit gegeben die Hinweise zu erwidern. Die Regionalplanungsbe-

hörde hat die Hinweise und die Erwiderung geprüft und gegenüber der Vorhabenträ -

gerin für die Erstellung der Unterlagen zu beachtende Hinweise formuliert (s. Ergän-

zungsunterlage zur Synopse vom 12.04.2022). 

Ebenfalls im Nachgang zur Antragskonferenz hat das Landesbüro der Naturschutzver-

bände in NRW in seiner Stellungnahme angeregt eine neue großräumige Variante 

(länderübergreifend) zu entwickeln, die die naturschutzfachlich wertvolle Düsterdieker 

Niederung nördlich von Westerkappeln umgehen soll. Die Vorhabenträgerin hat diese 

Anregung geprüft und in Abstimmung mit den beteiligten Behörden eine neue Variante 

entwickelt, die mit in das Korridornetz aufgenommen wurde. Hierbei handelt es sich 

um das Segment 138b, welches von der Vorhabenträgerin insgesamt als vorzugswür-

dig eingestuft wird (Antragskorridor). 

Während der Vorbereitung des Raumordnungsverfahrens hat die Regionalplanungs-

behörde mit der Vorhabenträgerin intensiv die vorgeschlagenen Varianten und mögli-

che weitere Varianten diskutiert. Die vorgeschlagenen Varianten wurden von der Vor-

habenträgerin geprüft und – sofern sie als „ernsthaft in Betracht kommend“ eingestuft 

wurden – mit in das Korridornetz übernommen. 
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Nach Durchführung der Antragskonferenz hatte die Vorhabenträgerin zwischenzeitlich 

entschieden, neben dem Gleichstromerdkabel auch für die weiteren Komponenten des 

ONAS, dem Konverter und der Anbindungsleitung, ein Raumordnungsverfahren be-

antragen zu wollen. Die Unterlage zur Antragskonferenz wurde daraufhin ergänzt. In 

einem schriftlichen Konsultationsverfahren wurde den in ihren Belangen berührten öf-

fentlichen Stellen vom 13. Juli bis 26. August 2022 die Möglichkeit eröffnet Hinweise 

hinsichtlich Untersuchungsgegenstand und -umfang von Konverter und Anbindungs -

leitung zu geben. Es wurden 74 öffentliche Stellen angeschrieben. Der Vorhabenträ-

gerin wurde die Möglichkeit gegeben die Hinweise zu erwidern. Die Regionalplanungs-

behörde hat die Hinweise und die Erwiderung geprüft und gegenüber der Vorhaben-

trägerin für die Erstellung der Unterlagen zu beachtende Hinweise formuliert (s. Ergän-

zungsunterlage zur Synopse vom 14.12.2022).  

Da sich die Vorhabenträgerin aufgrund der geänderten Sachlage (vgl. Kap. B 1.2) ent-

schieden hat, nur noch den Konverterstandort auf der ehemaligen Kraftwerksfläche in 

Ibbenbüren zu beantragen, ist eine weitere Bewertung im Sinne eines Vergleichs der 

möglichen Konverterstandorte nicht mehr nötig. Der beantragte Konverterstandort wird 

dennoch im Hinblick auf dessen Raumverträglichkeit und die Verträglichkeit mit ande-

ren raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen geprüft. Da für die Anbindung die-

ses Standortes an den Netzverknüpfungspunkt in Westerkappeln eine Bestandslei-

tung genutzt werden kann, für die ein Raumordnungsverfahren nicht mehr erforderlich 

ist, findet eine weitere Berücksichtigung von Hinweisen zu den Anbindungsleitungen 

nicht statt.  

2.3.2 Verfahrensunterlagen 

Die Vorhabenträgerin hat die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens mit 

Schreiben vom 25.07.2023 beantragt und die Verfahrensunterlagen übermittelt. Die 

Regionalplanungsbehörde hat die Vollständigkeit der Verfahrensunterlagen nach § 15 

(4) S. 1 ROG am 27.07.2023 bestätigt. 

Die Verfahrensunterlagen umfassen die Unterlagen 0 bis 8. Die Unterlage 0, Orientie-

rungshinweise, gibt in kurzer Form einen Überblick, welche Informationen in welcher 

der folgenden Unterlagen zu finden sind.  
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Die Unterlage 1, der Erläuterungsbericht, enthält eine inhaltliche Zusammenfassung 

des Projektes sowie aller Untersuchungen, Unterlagen und Ergebnisse.  

Die Unterlage 2, die Raumverträglichkeitsstudie prüft die raumbedeutsamen Auswir-

kungen des Vorhabens sowie die Vereinbarkeit mit den Erfordernissen der Raumord-

nung. Die Variantenvergleiche in Unterlage 7 finden auch auf der Grundlage der raum-

ordnerischen Belange statt.  

Die Unterlage 3, der Umweltbericht, erfasst die zu erwartenden Umweltauswirkungen 

des Vorhabens in sämtlichen Umweltbereichen und deren zu erwartenden Wechsel-

wirkungen. Die Variantenvergleiche finden schutzgutbezogen statt. Für das Raumord-

nungsverfahren zu BalWin2 ist in NRW keine UVP-Pflicht vorhanden, da die 380 kV- 

Drehstromanbindungsleitung nicht Gegenstand des ROV ist. In dem Umweltbericht 

sind jedoch übergeordnete, raumbedeutsame Umweltauswirkungen enthalten, die als 

raumrelevanter Belang in die Prüfung der Raumverträglichkeit eingehen. 

Die Unterlage 4, die Natura-2000-Verträglichkeitsvoruntersuchung, ermittelt auf der 

Ebene der Raumordnung, ob das geplante Vorhaben aufgrund seiner Lagebeziehung 

und Wirkbereiche erhebliche Beeinträchtigungen hinsichtlich des Schutzzwecks, der 

Erhaltungsziele und der maßgeblichen Bestandteile (Arten und Lebensraumtypen) der 

jeweiligen Natura 2000-Gebiete hervorrufen kann. 

Die Unterlage 5, die Artenschutzrechtliche Vorprüfung, untersucht in einer raumordne-

rischen Ersteinschätzung, ob und mit welchem Risiko innerhalb der Trassenkorridore 

prüfrelevante Tier- und Pflanzenarten betroffen sein können und ob insoweit von 

schweren bzw. nicht zu überwindenden artenschutzrechtlichen Konflikten ausgegan-

gen werden muss. 

Die Unterlage 6, die Vorprüfung nach der Wasserrahmenrichtlinie (EU-WRRL), über-

prüft in der Planungstiefe des Raumordnungsverfahrens, ob in den Korridorvarianten 

für oberirdische Gewässer und für das Grundwasser Belange der EU-WRRL grund-

sätzlich entgegenstehen oder vereinbar sind.  

Die Unterlage 7 befasst sich mit den Variantenvergleichen. Die Methodik der Varian-

tenvergleiche wird in Teil A vorgestellt. Teil B enthält kleinräumige Untervariantenver -
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gleiche (U). Teil C führt die Variantenvergleiche aus RVS und Umweltbericht zusam-

men. Teil D enthält Hauptvariantenvergleiche (H), die, in Niedersachsen beginnend, 

lange Streckenabschnitte vergleichen. Welche Variantenvergleiche in NRW liegen und 

Gegenstand des ROV sind, ist im Infoblatt im unteren Abschnitt „Zusätzliche Informa-

tionen“ dargestellt. 

Die Unterlage 8, das Synthesegutachten, enthält Unterlagen der Vorhabenträgerin zur 

Standortfindung des Konverters. Gemäß Antrag der Vorhabenträgerin wird von der 

Regionalplanungsbehörde einzig der Standort Ibbenbüren im Hinblick auf die Überein-

stimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung und die Abstimmung mit anderen 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen geprüft. Ein Vergleich der Potenzial-

flächen der Konverterstandorte ist nicht mehr Gegenstand des ROV. Zur Information 

der Verfahrensbeteiligten wurde der Vergleich jedoch in den Unterlagen belassen. 

2.3.3 Einleitung des Raumordnungsverfahrens 

Die Regionalplanungsbehörde hat nach erfolgreicher Prüfung der Unterlagen auf Voll-

ständigkeit das Verfahren eingeleitet und mit Bekanntmachung im Amtsblatt der Be-

zirksregierung Münster vom 04. August 2023 (Nr. 13) gemäß § 15 (3) ROG den in 

ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen und der Öffentlichkeit Gelegenheit ge-

geben, Stellung zum Vorhaben zu nehmen. Hierfür wurden die Unterlagen des Raum-

ordnungsverfahrens im Zeitraum vom 14. August 2023 bis zum 14. September 2023 

einschließlich auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster zur allgemeinen Ein-

sichtnahme zur Verfügung gestellt. In demselben Zeitraum lagen die Unterlagen per 

Lesegerät in der Bezirksregierung Münster und als zusätzliches Informationsangebot 

in Schriftform bei der Stadt Ibbenbüren aus. Stellungnahmen konnten einschließlich 

bis zum 04. Oktober 2023 per E-Mail, schriftlich oder zur Niederschrift bei der Bezirks-

regierung Münster eingereicht werden. 

2.3.4 Stellungnahmen der Beteiligten und der Öffentlichkeit 

Von den 79 angeschriebenen öffentlichen Stellen sind 35 Stellungnahmen fristgerecht 

abgegeben worden. Außerdem sind 3 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit einge-

gangen.  
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In den Stellungnahmen wurden im Wesentlichen folgende Punkte vorgebracht: 

 Technische Hinweise zu bestehenden Anlagen, Leitungen, Versorgungsein-

richtungen und Schienenwegen 

 Hinweise zur Bau- und Betriebsweise des Vorhabens 

 Hinweise zur Gemeinde-, Siedlungs- und Gewerbeentwicklung sowie zu bereits 

vorhandener Bebauung durch die Gemeinden 

 Hinweise zur Hydrogeologie, zu Rohstoffen und zu Geotopen 

Insgesamt wurden von den öffentlichen Stellen keine grundsätzlichen Bedenken vor-

gebracht. 3 Stellungnehmer äußerten sich positiv zu der Wahl des Antragskorridors. 

Aus der Öffentlichkeit äußerten sich die Stellungnehmer v.a. kritisch zu einer etwaigen 

Inanspruchnahme ihrer landwirtschaftlichen Flächen. Die Stellungnehmer sahen die 

wirtschaftliche Entwicklung ihrer landwirtschaftlichen Betriebe gefährdet. Zudem 

wurden negative Effekte auf vorhandene Wohnbebauung befürchtet. Des Weiteren 

wurde aus der Öffentlichkeit eine neue Trassenvariante vorgeschlagen. Der einge-

brachte Vorschlag für einen alternativen Korridor verläuft östlich des Antragskorridors 

zwischen dem Knotenpunkt der Segmente 138a und b sowie dem Segment 139 und 

dem Konverterstandort in Ibbenbüren. Der Korridorvorschlag verläuft, von Ueffeln 

kommend, im Osten entlang der Gemeinde Neuenkirchen durch den Freiraum. Im Nor-

den verläuft er zwischen dem NSG Recker Moor und der Düsterdieker Niederung über 

die Landesgrenze von Niedersachsen und Nordrhein- Westfalen. Danach wird der Mit-

tellandkanal gequert. Von Nordosten kommend passiert der vorgeschlagene Korridor 

die Gemeinde Mettingen im Osten durch den Freiraum. Südlich von Mettingen nimmt 

der Korridor einen ähnlichen Verlauf wie der Antragskorridor im Segment 138b an. Er 

trifft ebenfalls von Nordosten kommend auf die Konverterfläche im Osten von Ibben-

büren. 

Der Vorschlag wurde der Vorhabenträgerin zur Prüfung übermittelt und wurde zwi-

schen Regionalplanungsbehörde und Vorhabenträgerin diskutiert. Die Vorhabenträge-

rin kommt zu dem Schluss, dass sich dieser Verlauf u.a. aus den folgenden Gründen 

nicht als weiter zu betrachtende Alternative aufdrängt:  
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 Trassenführung im Bereich der Straße L796 zwischen den Schutzgebieten auf-

grund vorhandener Wohnbebauung nicht möglich 

 Querung großer Moorflächen südlich des Mittellandkanals 

 Vorliegen diverser Engstellen aufgrund von Streusiedlungen 

Die Regionalplanungsbehörde erachtet die Begründung der Vorhabenträgerin als 

plausibel. Eine Aufnahme der Variante in das Verfahren ist daher nicht erfolgt. 

Die Stellungnahmen, die den Konverterstandort in Ibbenbüren betreffen, bewerten die 

Wahl des Standortes grundsätzlich als positiv. Insbesondere die Schallemissionen, die 

durch den Betrieb der Anlage verursacht werden, sollten, laut einiger Stellungnehmer, 

jedoch ausreichend geprüft werden. Außerdem wurde in den Stellungnahmen ge-

fordert auf die heutige und künftige Wohnbebauung in unmittelbarer Nähe des Kon-

verterstandortes (neben Wohnbebauung südlich des Standorts Zentrale Unterbrin-

gungseinrichtung für Flüchtlinge) in besonderer Weise Rücksicht zu nehmen.  

Alle Anregungen und Bedenken wurden der Vorhabenträgerin zur Gegenäußerung zur 

Verfügung gestellt. 

2.3.5 Abstimmung der Planung bei grenzüberschreitenden Vorhaben 

Der Abstimmungsbedarf zwischen der Bezirksregierung Münster als nordrhein-west-

fälische verfahrensführende Behörde und dem Amt für regionale Landesentwicklung 

Weser- Ems (ArL WE) als niedersächsische verfahrensführende Behörde ist beson-

ders in Bezug auf den Übergabepunkt an der Landesgrenze notwendig. Die Vorzugs-

korridore müssen insofern abgestimmt werden, dass eine durchgehende Trassenfüh-

rung ermöglicht wird.  

Außerdem sollten terminliche Absprachen dafür sorgen, dass a) die durch den Netz-

entwicklungsplan 2035 vorgegebenen, zeitnahen Ziele des Ausbaus der Offshore- 

Windenergie eingehalten werden und b) ein durchgängiges Verfahren ohne zeitliche 

Verzögerungen durchgeführt werden kann.  
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2.3.6 Erörterungstermin 

Gemäß § 32 (2) LPlG NRW können „[d]ie fristgemäß vorgebrachten Stellungnahmen 

[..] mit den beteiligten öffentlichen Stellen und den Personen des Privatrechts nach § 

4 des Raumordnungsgesetzes erörtert werden.“ Den Regionalplanungsbehörden wird 

somit ein Ermessen zuerkannt über die Notwendigkeit eines Erörterungstermins zu 

entscheiden.  

Von den angeschriebenen Verfahrensbeteiligten wurden überwiegend keine wesentli-

chen oder grundlegenden Bedenken vorgetragen. Auch andere vorgebrachte Anre-

gungen / Bedenken bedurften hinsichtlich der Entscheidungsfindung aus Sicht der Re-

gionalplanungsbehörde keiner Erörterung. Aus diesen Gründen sowie der gebotenen 

Planungsbeschleunigung hat sich die Regionalplanungsbehörde dazu entschieden 

von ihrem Ermessen Gebrauch zu machen und von einem Erörterungstermin im Rah-

men des ROV für das Vorhaben BalWin2 abzusehen.  

Den Verfahrensbeteiligten wurde eine Synopse bestehend aus sämtlichen Anregun-

gen und Bedenken und den jeweiligen Erwiderungen der Amprion Offshore GmbH zur 

Verfügung gestellt. 

3 Bewertung der Auswirkungen aus raumordnerischer Sicht 

(DC-Erdkabel) 

3.1 Methodik 

Das geplante Gleichstromerdkabel verursacht vorwiegend baubetriebliche und in ge-

ringem Maße anlagebedingte Beeinträchtigungen für die unmittelbar angrenzende 

Umwelt. Aufgrund der Ausführung als Erdkabel wird der Betrieb weitestgehend ge-

räusch- und emissionsfrei stattfinden.  

Die Methodik der Vorhabenträgerin sieht einen Prozess vor, in dem in drei Schritten 

die Segmente des Trassenverlaufs im Variantenvergleich, im Umweltbericht nach 

Schutzgütern und in der RVS nach raumordnerischen Kategorien analysiert wurden. 

Diese Analyse gestaltete sich wie folgt: 
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Die betroffenen Anteile der Kriterien eines Schutzgutes bzw. des Belangs einer raum-

ordnerischen Unterkategorie im Untersuchungsgebiet (Korridorfläche) wurden im ers-

ten Schritt absolut und prozentual ermittelt und mittels eines Faktors je nach Konflikt-

potenzial bzw. Restriktionsniveau gewichtet. Basierend auf dem schlechtesten Wert 

wurden die anderen Gruppen mittels gestufter prozentualer Abweichungen ins Ver-

hältnis gesetzt. Auf dieser Grundlage wurde die Rangfolge der Gruppen für ein Schutz-

gut bzw. eine raumordnerische Unterkategorie bestimmt.  

In einem zweiten Schritt wurden die Rangfolgen für die einzelnen Schutzgüter / Unter-

kategorien in einer Tabelle zusammengestellt und eine abgestufte Bewertung der 

Gruppen aus Sicht des Umweltberichts und der RVS gebildet. Die RVS fasst in einem 

Zwischenschritt die Unterkategorien zu sechs raumordnerischen Kategorien zusam-

men und bestimmt eine Rangfolge auf Basis der abgestuften Bewertung der Gruppen 

der Unterkategorien. Die Länge der Varianten und die Riegel/Engstellen wurden eben-

falls gerankt und flossen als Kategorien in die raumordnerische Bewertung ein. 

In einem dritten Schritt wurden die Rangfolgen des Umweltberichts und der RVS zu 

einer endgültigen Rangfolge der Gruppen für jeden Vergleich zusammengefasst. In 

der Regel wird jeder Verfahrensschritt durch eine fachgutachterliche Bewertung der 

Ergebnisse begleitet und die rechnerischen Ergebnisse gegebenenfalls korrigiert. 

Unter Bezugnahme auf die Vorgaben der Bundesraumordnung sowie der Landes- und 

Regionalplanung (vgl. Kap.B 3.2) wurden die Ergebnisse der Vorhabenträgerin im 

Rahmen der raumordnerischen Bewertung der Auswirkungen (vgl. Kap. B 3.3) über-

prüft und plausibilisiert. Dabei wurde – trotz nicht vorhandener UVP-Pflicht – eine Un-

terteilung nach Schutzgütern gewählt, die an die Schutzgüter gem. § 2 (1) UVPG an-

gelehnt ist. Die Erfordernisse der Raumordnung sowie raumrelevante Umweltwirkun-

gen wurden diesen Schutzgütern zugeordnet. Schwierigkeiten im Abgleich mit der Be-

wertung der Vorhabenträgerin bestanden darin, dass die Variantenvergleiche der Vor-

habenträgerin bundesländerübergreifend angelegt sind und daher bei den Kriterien 

auch Restriktionen auf niedersächsischer Seite enthalten sind. Daher mussten auch 

die Längen der Varianten für diese Raumordnerische Beurteilung selbst ermittelt wer-

den. 
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3.2 Vorgaben aus der Bundesraumordnung sowie der Landes- und 

Regionalplanung 

3.2.1 Vorgaben auf Bundesebene 

Das ROG beinhaltet in § 2 die bundesgesetzlichen Grundsätze der Raumordnung. Sie 

stehen im Zeichen der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung. Die bun-

desgesetzlichen Grundsätze konkretisieren diese Leitvorstellung und sind von der 

Raumordnung in den Ländern zu berücksichtigen. 

„Der Raum ist im Hinblick auf eine langfristig wettbewerbsfähige und räumlich ausge-

wogene Wirtschaftsstruktur und wirtschaftsnahe Infrastruktur […] zu entwickeln. […] 

Den räumlichen Erfordernissen für eine kostengünstige, sichere und umweltverträgli -

che Energieversorgung einschließlich des Ausbaus von Energienetzen ist Rechnung 

zu tragen.“ 

Mit der Durchführung des vorliegenden Raumordnungsverfahrens wird dieser Grund-

satz mit Blick auf das geplante Leitungsvorhaben konkretisiert. 

Weiterhin gilt seit September 2021 der länderübergreifende Bundesraumordnungsplan 

Hochwasserschutz (BRPH) als Anlage der Verordnung über die Raumordnung im 

Bund für einen übergreifenden Hochwasserschutz (BGBl. I 2021, S. 3712). Der Plan 

soll das Wasserecht unterstützen und ergänzen. Er dient dazu, den Hochwasserschutz 

u.a. durch vorausschauende Planung zu verbessern. Die Ziele des BRPH sind bindend 

und daher im Rahmen von Raumordnungsverfahren zu beachten, die Grundsätze zu 

berücksichtigen. 

Der BRPH formuliert ausschließlich textliche Ziele und Grundsätze, wobei die folge-

den für die vorliegende Planung relevant sind:  

Ziel I.1.1  Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen […] sind die 

Risiken von Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentlichen 

Stellen verfügbaren Daten zu prüfen; dies betrifft neben der 

Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignisses 

und seinem räumlichen und zeitlichen Ausmaß auch die Wasser-
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tiefe und die Fließgeschwindigkeit. Ferner sind die unterschiedli-

chen Empfindlichkeiten und Schutzwürdigkeiten der einzelnen 

Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Prüfung von Hoch-

wasserrisiken einzubeziehen. 

Ziel I.2.1   Die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwas-

serereignisse durch oberirdische Gewässer, durch Starkregen o-

der durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser sind bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen […] nach Maß-

gabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten voraus-

schauend zu prüfen. 

Grundsatz II.1.1 Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Einzugs-

gebieten nach § 3 Nummer 13 WHG sollen hochwasserminimie-

rende Aspekte berücksichtigt werden. Auf eine weitere Verringe-

rung der Schadenspotentiale soll auch dort, wo technische Hoch-

wasserschutzanlagen schon vorhanden sind, hingewirkt werden. 

Ziel II.1.3 Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Einzugs-

gebieten nach § 3 Nummer 13 WHG ist das natürliche Wasser-

versickerungs- und Wasserrückhaltevermögen des Bodens, so-

weit es hochwassermindernd wirkt und Daten über das Wasser-

haltevermögen des Bodens bei öffentlichen Stellen verfügbar 

sind, zu erhalten. Einer Erhaltung im Sinne von Satz 1 wird gleich-

gesetzt:  

1. Eine Beeinträchtigung des Wasserversickerungs- und Wasser-

rückhaltevermögens des Bodens wird in angemessener Frist in 

einem räumlichen und funktionalen Zusammenhang ausgegli-

chen.  

2. Bei notwendigen Unterhaltungsmaßnahmen sowie Ausbau- 

und Neubauvorhaben von Bundeswasserstraßen werden mehr 

als nur geringfügige Auswirkungen auf den Hochwasserschutz 

vermieden. 

Grundsatz II.1.4   Die in Einzugsgebieten nach § 3 Nummer 13 WHG als Abfluss- 

und Retentionsraum wirksamen Bereiche in und an Gewässern 
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sollen in ihrer Funktionsfähigkeit für den Hochwasserschutz er-

halten werden. Flächen, die zurzeit nicht als Rückhalteflächen 

genutzt werden, aber für den Wasserrückhalt aus wasserwirt-

schaftlicher Sicht geeignet und erforderlich sind, sollen von ent-

gegenstehenden Nutzungen freigehalten und als Retentions-

raum zurückgewonnen werden. […] 

Ziel II.2.3 In Überschwemmungsgebieten nach § 76 Absatz 1 WHG dürfen 

folgende Infrastrukturen und Anlagen, sofern sie raumbedeutsam 

sind, weder geplant noch zugelassen werden, es sei denn, sie 

können nach § 78 Absatz 5, 6 oder 7 oder § 78a Absatz 2 WHG 

zugelassen werden:  

1. Kritische Infrastrukturen mit länder- oder staatsgrenzenüber-

schreitender Bedeutung; […],  

2. weitere Kritische Infrastrukturen, soweit sie von der BSI-Kritis-

verordnung erfasst sind,  

3. Anlagen oder Betriebsbereiche, die unter die Industrieemissi-

onsrichtlinie oder die SEVESO-III-Richtlinie fallen.  

Satz 1 gilt nicht für die Fachplanung nach § 5 NABEG; die An-

wendbarkeit von Satz 1 sowie der §§ 78, 78a WHG auf die Zu-

lassung von Vorhaben nach §§ 18 ff. NABEG bleibt unberührt.  

Grundsatz II.3 In Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten 

nach § 78b WHG sollen folgende Infrastrukturen und Anlagen, 

sofern sie raumbedeutsam sind, weder geplant noch zugelassen 

werden, es sei denn, sie erfüllen die Voraussetzungen des § 78b 

Absatz 1 Satz 2 WHG:  

1. Kritische Infrastrukturen mit länder- oder staatsgrenzenüber-

schreitender Bedeutung; […],  

2. weitere Kritische Infrastrukturen, soweit sie von der BSI-Kritis-

verordnung erfasst sind,  

3. bauliche Anlagen, die ein komplexes Evakuierungsmanage-

ment erfordern.  
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Satz 1 gilt nicht für die Fachplanung nach § 5 NABEG; die An-

wendbarkeit von Satz 1 sowie von § 78b WHG auf die Zulassung 

von Vorhaben nach §§ 18 ff. NABEG bleibt unberührt. 

 

Überragendes öffentliches Interesse von Offshore-Netzanbindungsleitungen 

Gem. § 1 (3) Windenergie-auf-See-Gesetz (WindSeeG) liegt die Errichtung von Wind-

energieanlagen auf See und Offshore-Anbindungsleitungen im überragenden öffentli-

chen Interesse und dient der öffentlichen Sicherheit. Demnach ist in Abwägungsent-

scheidungen das Vorhaben mit einem besonderen Gewicht einzustellen. Das überra-

gende öffentliche Interesse ist in der vorliegenden raumordnerischen Beurteilung ins-

besondere in der Gesamtabwägung zu berücksichtigen. Bei dem Vergleich der Vari-

anten mit dem Antragskorridor wird dieser Aspekt zunächst zurückgestellt. Sollten aber 

bei dem am besten geeigneten Korridor Konflikte vorhanden sein, die insgesamt an 

einer Bescheinigung der Raumverträglichkeit zweifeln lassen, ist zu prüfen, ob die 

Konflikte aufgrund des vorliegenden überragenden öffentlichen Interesses überwun-

den werden können. 

3.2.2 Vorgaben der Landesplanung NRW 

Der Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) legt gem. § 17 (1) LPlG 

NRW die Ziele und Grundsätze der Raumordnung auf Landesebene bezüglich Raum-

struktur, Flächenvorsorge und Infrastruktur in zeichnerischer und textlicher Form fest.  

Als zeichnerische Ziele sind folgende für den Untersuchungsraum des Vorhabens re-

levante Vorranggebiete definiert: 

   - Gebiete zum Schutz der Natur 

   - Überschwemmungsbereiche 

Des Weiteren erhält der LEP NRW textliche Ziele und Grundsätze, die für das Vorha-

ben von Bedeutung sind: 
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Ziel 2-3 Als Grundlage für eine nachhaltige, umweltgerechte und den 

siedlungsstrukturellen Erfordernissen Rechnung tragende Ent-

wicklung der Raumnutzung ist das Land in Gebiete zu untertei-

len, die vorrangig Siedlungsfunktionen (Siedlungsraum) oder 

vorrangig Freiraumfunktionen (Freiraum) erfüllen oder erfüllen 

werden. Die Siedlungsentwicklung der Gemeinden vollzieht 

sich innerhalb der regionalplanerisch festgelegten Siedlungsbe-

reiche. In den im regionalplanerisch festgelegten Freiraum ge-

legenen Ortsteilen ist unberührt von Satz 2 eine Siedlungsent-

wicklung gemäß Ziel 2-4 möglich. Ausnahmsweise können im 

regionalplanerisch festgelegten Freiraum Bauflächen und -ge-

biete dargestellt und festgesetzt werden, wenn […]. 

Ziel 6.1-1 Die Siedlungsentwicklung ist flächensparend und bedarfsge-

recht an der Bevölkerungsentwicklung, der Entwicklung der 

Wirtschaft, den vorhandenen Infrastrukturen sowie den natur-

räumlichen und kulturlandschaftlichen Entwicklungspotenzialen 

auszurichten. Die Regionalplanung legt bedarfsgerecht Allge-

meine Siedlungsbereiche und Bereiche für gewerbliche und in-

dustrielle Nutzungen fest. Sofern im Regionalplan bereits be-

darfsgerecht Siedlungsraum dargestellt ist, darf Freiraum für die 

regionalplanerische Festlegung neuen Siedlungsraums in An-

spruch genommen werden, wenn zugleich an anderer Stelle ein 

gleichwertiger, bisher planerisch für Siedlungszwecke vorgese-

hener Bereich im Regionalplan wieder als Freiraum festgelegt 

oder eine gleichwertige Baufläche im Flächennutzungsplan in 

eine Freifläche umgewandelt wird (Flächentausch). Bisher in 

Regional- oder Flächennutzungsplänen für Siedlungszwecke 

vorgehaltene Flächen, für die kein Bedarf mehr besteht, sind 

wieder dem Freiraum zuzuführen, sofern sie noch nicht in ver-

bindliche Bauleitpläne umgesetzt sind. 

Grundsatz 6.1-6 Planungen und Maßnahmen der Innenentwicklung haben Vor-

rang vor der Inanspruchnahme von Flächen im Außenbereich. 
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Die gezielte Erhaltung und Neuschaffung von Freiflächen im In-

nenbereich aus städtebaulichen Gründen ist hiervon unbenom-

men. 

Grundsatz 6.1-8 Durch Flächenrecycling sollen Brachflächen neuen Nutzungen 

zugeführt werden. Dabei sollen isoliert im Freiraum liegende 

Flächen einer Freiraumnutzung zugeführt werden. Zu den 

Nachfolgenutzungen regionalbedeutsamer Brachflächen soll 

frühzeitig ein regionales Konzept erarbeitet werden. Im Hinblick 

auf die Wiedernutzung ggf. belasteter Brachflächen soll der Alt-

lastenverdacht im Planungsprozess frühzeitig geklärt werden. 

Grundsatz 7.1-1  „Der Freiraum soll erhalten werden; seine Nutz-, Schutz-, Erho-

lungs- und Ausgleichsfunktionen sollen gesichert und entwickelt 

werden.“ 

Grundsatz 7.1-3  „Die Zerschneidung bisher unzerschnittener verkehrsarmer 

Freiräume soll vermieden werden.“ 

Grundsatz 7.1-4 „Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind 

die Leistungsfähigkeit, Empfindlichkeit und Schutzwürdigkeit 

der Böden zu berücksichtigen“ 

Ziel 7.2-1 Landesweit sind ausreichend große Lebensräume mit einer 

Vielfalt von Lebensgemeinschaften und landschaftstypischen 

Biotopen zu sichern und zu entwickeln, um die biologische Viel-

falt zu erhalten. Sie sind funktional zu einem übergreifenden Bi-

otopverbundsystem zu vernetzen. Dabei ist auch der grenz-

überschreitende Biotopverbund zu gewährleisten. 

Ziel 7.2-32 Vorbehaltlich weitergehender naturschutzrechtlicher Regelun-

gen darf ein Gebiet für den Schutz der Natur oder Teile davon 

für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen nur in An-

spruch genommen werden, wenn die angestrebte Nutzung nicht 

an anderer Stelle realisierbar ist, die Bedeutung des betroffenen 

                                              
2 Kein Ziel der Raumordnung laut Urteilen des BVerwG vom 20. November 2022 (4 A 15.20) und vom 
31. März 2023 (4 A 10/21). 
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Gebietes dies zulässt und der Eingriff auf das unbedingt erfor-

derliche Maß beschränkt wird. 

Grundsatz 7.2-5 Auch außerhalb von Gebieten für den Schutz der Natur soll Frei-

raum, der sich durch eine hohe Dichte an natürlichen oder kul-

turlandschaftlich bedeutsamen Elementen, an für gefährdete 

Arten und Lebensräume bedeutsamen Landschaftsstrukturen 

oder durch besondere Eigenart und Schönheit auszeichnet, vor 

Inanspruchnahmen bewahrt werden, durch die seine Leistungs- 

und Funktionsfähigkeit oder besondere Wertigkeit erheblich be-

einträchtigt werden kann. 

Ziel 7.3-13 Wald ist insbesondere mit seiner Bedeutung für die nachhaltige 

Holzproduktion, den Arten- und Biotopschutz, die Kulturland-

schaft, die landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- und Frei-

zeitnutzung, den Klimaschutz und wegen seiner wichtigen Re-

gulationsfunktionen im Landschafts- und Naturhaushalt zu er-

halten, vor nachteiligen Entwicklungen zu bewahren und weiter -

zuentwickeln. Dazu werden in den Regionalplänen entspre-

chende Waldbereiche festgelegt, die in der Regel eine Inan-

spruchnahme durch entgegenstehende Nutzungen ausschlie-

ßen. Ausnahmsweise dürfen Waldbereiche für entgegenste-

hende Planungen und Maßnahmen nur dann in Anspruch ge-

nommen werden, wenn für die angestrebten Nutzungen ein Be-

darf nachgewiesen ist, dieser nicht außerhalb von Waldberei-

chen realisierbar ist und die Waldumwandlung auf das unbe-

dingt erforderliche Maß beschränkt wird. 

Grundsatz 7.4-1 Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sollen dazu 

beitragen, die Gewässer mit ihren vielfältigen Leistungen und 

Funktionen als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebens-

grundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflan-

zen sowie als nutzbares Gut nachhaltig zu sichern und zu ent-

wickeln. 

                                              
3 Kein Ziel der Raumordnung laut Urteilen des BVerwG vom 20. November 2022 (4 A 15.20) und vom 
31. März 2023 (4 A 10/21). 
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Grundsatz 7.4-2 Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sollen dazu 

beitragen, dass strukturreiche und ökologisch hochwertige, na-

türliche oder naturnahe Oberflächengewässer erhalten und ent-

wickelt werden. 

Ziel 7.4-6:  Die Überschwemmungsbereiche sind von hochwasserempfind-

lichen oder den Abfluss behindernden Nutzungen, insbeson-

dere von zusätzlichen Siedlungsbereichen und Bauflächen, frei-

zuhalten. (…] Ausnahmen von den Festlegungen der Absätze 2 

und 3 sind möglich für raumbedeutsame Planungen und Maß-

nahmen, für die auch das Wasserhaushaltsgesetz oder das 

Landeswassergesetz entsprechende Ausnahmemöglichkeiten 

vorsehen. 

Grundsatz 7.5-1 Im Rahmen der Sicherung des Freiraums sollen die räumlichen 

Voraussetzungen dafür erhalten werden, dass sich die Land-

wirtschaft in allen Landesteilen, insbesondere in den überwie-

gend ländlich strukturierten Räumen Nordrhein-Westfalens, als 

raumbedeutsamer und für die Kulturlandschaft bedeutsamer 

Wirtschaftszweig entwickeln kann. 

Grundsatz 7.5-2 Die im Freiraum liegenden, von der Landwirtschaft genutzten 

Flächen sollen, als wesentliche Grundlage für die Produktion 

von Nahrungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen erhalten 

werden. (…) Unter Berücksichtigung der jeweiligen regionalen 

und lokalen Gegebenheiten sollen bei der Umsetzung von regi-

onalplanerischen Festlegungen auf der Ebene der Fach-oder 

Bauleitplanung agrarstrukturverträgliche Lösungen in Koopera-

tion mit den Betroffenen entwickelt und – falls möglich – durch 

die Instrumente der ländlichen Bodenordnung begleitet werden. 

Ziel 8.1-9 […] Die Wasserstraßen und mit ihnen in funktionalem Zusam-

menhang stehenden Flächen sind so zu entwickeln, dass sie 

die ihnen zugedachten Funktionen im multimodalen Güterver-

kehr (Wasser, Schiene, Straße) angemessen erfüllen können. 
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Grundsatz 8.2-1 Die überregionalen und regionalen Transportleitungen für Ener-

gie, Rohstoffe und andere Produkte sollen gesichert und be-

darfsgerecht ausgebaut werden. Dies gilt auch für den Verbund 

der Fernübertragungsnetze mit den Nachbarländern und -staa-

ten. Die Transportleitungen sollen in Leitungsbändern flächen-

sparend und gebündelt geführt und an bereits vorhandene 

Bandinfrastrukturen im Raum angelehnt werden. Der Ausbau 

des bestehenden Netzes unter Nutzung vorhandener Trassen 

hat Vorrang vor dem Neubau von Leitungen auf neuen Trassen. 

Die Leitungen sollen so geplant werden, dass die von ihnen 

wechselseitig ausgehenden spezifischen Gefahren für Umge-

bung und Leitung gleichermaßen so gering wie möglich gehal-

ten werden. 

Ziel 8.2-4 Neue Höchstspannungsfreileitungen auf neuen Trassen mit ei-

ner Nennspannung von 220 kV und mehr, die nicht unmittelbar 

neben einer bestehenden Hoch- oder Höchstspannungsleitung 

errichtet werden, sind so zu planen, - dass ein Abstand von 400 

m zu Wohngebäuden und Anlagen vergleichbarer Sensibilität – 

insbesondere Schulen, Kindertagesstätten, Krankenhäuser, 

Pflegeeinrichtungen – eingehalten wird, die im Geltungsbereich 

eines Bebauungsplans oder im unbeplanten Innenbereich im 

Sinne des § 34 BauGB liegen und diese Gebiete dem Wohnen 

dienen, - dass ein Abstand von 200 m zu Wohngebäuden ein-

gehalten wird, die im Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB 

liegen. Ausnahmsweise kann dieser Abstand unterschritten 

werden, wenn gleichwohl ein gleichwertiger vorsorgender 

Schutz der Wohnumfeldqualität gewährleistet ist oder keine an-

dere technisch geeignete und energiewirtschaftsrechtlich zuläs-

sige Variante die Einhaltung der Mindestabstände ermöglicht. 

Grundsatz 8.2-5 Bei der Planung des Neubaus von Höchstspannungsfreileitun-

gen sollen die bundesrechtlichen Möglichkeiten zur unterirdi-

schen Führung genutzt werden.  
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Ziel 9.3-2 Standorte von obertägigen Betriebsanlagen und -einrichtungen 

des Steinkohlebergbaus sind nach Beendigung der bergbauli-

chen Nutzung unverzüglich einer Nachfolgenutzung zuzufüh-

ren, die mit den umgebenden Raumnutzungen und -funktionen 

im Einklang steht. 

Grundsatz 10.1-1 In allen Teilen des Landes soll den räumlichen Erfordernissen 

einer Energieversorgung Rechnung getragen werden, die sich 

am Vorrang und den Potenzialen der erneuerbaren Energien 

orientiert. Dies dient einer ausreichenden, sicheren, klima- und 

umweltverträglichen, ressourcenschonenden sowie kosten-

günstigen, effizienten Energieversorgung einschließlich des 

Ausbaus von Energienetzen und Speichern.  

 

Zu den Zielen 7.3-1 („Waldziel“) und 7.2-3 („BSN-Ziel“) muss die aktuelle Rechtspre-

chung beachtet werden: Das BVerwG kommt in seinen Urteilen vom 20. November 

2022 (4 A 15.20) und 31. März 2023 (4 A 10/21) bei der inzidenten Prüfung der o.g. 

Ziele zu dem Schluss, dass es sich bei diesen sowie dem Ziel 23.2 des Regionalplans 

Münsterland, welches die Ausnahmen zur Inanspruchnahme von nach Ziel 22 Regio-

nalplan Münsterland als Vorranggebiete festgelegten Waldbereichen regelt, nicht um 

Ziele der Raumordnung gem. § 3 (1) Nr. 2 ROG handelt. Diese sind als Grundsätze 

der Raumordnung anzuwenden. 

Des Weiteren läuft derzeit das Verfahren zur 2. Änderung des LEP NRW zum Ausbau 

der Erneuerbaren Energien. Das Beteiligungsverfahren wurde in 2023 durchgeführt 

und ein zweiter Planentwurf Ende 2023 den Verfahrensbeteiligten zur Kenntnis gege-

ben. Daher sind die Ziele des Entwurfs zur 2. Änderung des LEP NRW gem. § 3 (1) 

Nr. 4a ROG als Ziele in Aufstellung in diesem Verfahren zu berücksichtigen. Von den 

Festlegungen ist insbesondere das Ziel 10.2-2 bzw. die Erläuterungen zu diesem bzgl. 

der Querung von Windenergiebereichen und mit Leitungsvorhaben in dem vorliegen-

den Verfahren zu berücksichtigen. Demnach sollen u.a. „neue raumbedeutsame ober- 

und unterirdische Transportfernleitungen so geplant werden, dass in Aufstellung be-



Raumordnerische Beurteilung mit Begründung Bezirksregierung Münster 

Raumordnungsverfahren BalWin2 32.03.10.01-006 

   

 

33 

 

findliche oder festgelegte Windenergiebereiche nicht tangiert werden. Trassenführun-

gen durch festgelegte Windenergiebereiche sind nur möglich, wenn sie mit der Vor-

rangfunktion der Windenergiebereiche vereinbar sind. In Aufstellung befindliche Wind-

energiebereiche sind bei den Trassenführungen zu berücksichtigen. […] Für Trans-

portleitungen, für die es keine ernsthaft in Betracht kommenden alternativen Trassen-

führungen um einen in Aufstellung befindlichen oder festgelegten Windenergiebereich 

gibt, ist eine Einzelfallprüfung im Hinblick auf den Einklang mit der Vorrangfunktion des 

Windenergiebereichs erforderlich. Wenn die Einzelfallprüfung keine Vereinbarkeit 

ergibt, kommt für die beschriebenen Fallkonstellationen ein Zielabweichungsverfahren 

oder eine Regionalplanänderung in Betracht.“ Zudem ist das Ziel 10.2-14 LEP-E NRW 

zu den raumbedeutsamen Freiflächensolaranlagen zu nennen. In den Erläuterungen 

wird darauf hingewiesen, dass Planungen zu raumbedeutsamen Freiflächensolaran-

lagen bei der Raumverträglichkeitsprüfung oder der Planfeststellung von ober- und 

unterirdischen Transportleitungen zu berücksichtigen sind. Mit Blick auf die anschlie-

ßenden Zulassungsverfahren ist darauf hinzuweisen, dass die 2. LEP-Änderung ggf. 

zum Zeitpunkt der Durchführung der Verfahren in Kraft getreten ist.  

Des Weiteren wird auf die 3. Änderung des LEP NRW hingewiesen, die sich in Vorbe-

reitung befindet und für die anschließenden Zulassungsverfahren relevant sein könnte.  

3.2.3 Vorgaben aus der Regionalplanung 

Die Regionalpläne konkretisieren die Ziele und Grundsätze des LEP NRW und legen 

auf seiner Grundlage die regionalen Ziele der Raumordnung für alle raumbedeutsa-

men Planungen und Maßnahmen im Plangebiet fest. Das Vorhaben unterfällt dem 

Geltungsbereich des 2014 fortgeschriebenen Regionalplanes Münsterland und des 

2016 aufgestellten sachlichen Teilplans Energie sowie des 2018 aufgestellten sachli-

chen Teilplans Kalkstein. 

Derzeit läuft ein Verfahren zur Änderung des Regionalplans Münsterland (Aufstel-

lungsbeschluss des Regionalrates Münster vom 12. Dezember 2022). Es hat zum Ziel 

die textlichen und zeichnerischen Festlegungen des Regionalplans Münsterland an die 

Festlegungen des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) sowie 

des Bundesraumordnungsplans für den Hochwasserschutz (BRPH) anzupassen und 
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die sachlichen Teilpläne in den Gesamtplan zu integrieren. Ein weiteres Ziel ist die 

Erreichung des Flächenbeitragswert gem. Windflächenbedarfsgesetz. Die 2. Ände-

rung des LEP NRW, die sich derzeit im Verfahren befindet, legt hierfür die Rahmen-

bedingungen in Nordrhein-Westfalen fest. Hiermit verbunden ist eine Überarbeitung 

und Ausweitung der Flächenkulisse der Windenergiebereiche. Das Beteiligungsver-

fahren für die Änderung des Regionalplans Münsterland wurde Ende September 2023 

abgeschlossen, derzeit findet eine Auswertung der Stellungnahmen statt. Daher kön-

nen die Festlegungen zum jetzigen Zeitpunkt nicht als Ziele in Aufstellung gem. § 3 (1) 

Nr. 4a ROG berücksichtigt werden. Mit Blick auf die anstehenden Zulassungsverfahren 

ist jedoch zu beachten, dass dann ein rechtskräftiger überarbeiteter Regionalplan oder 

Ziele in Aufstellung vorliegen könnten. Daher werden bereits jetzt wichtige Änderungen 

des Entwurfs des Regionalplans Münsterland in die raumordnerische Beurteilung ein-

bezogen (Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 

gem. § 15 (1) Nr. 1 ROG). 

Der derzeit geltende Regionalplan Münsterland enthält Ziele und Grundsätze, die im 

Raumordnungsverfahren beachtet bzw. berücksichtigt werden müssen. Als zeichneri-

sche Ziele sind folgende für den Untersuchungsraum des Vorhabens relevante Vor-

ranggebiete definiert: 

 Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB) 

 Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche (GIB) 

 Waldbereiche 

 Bereiche für den Schutz der Natur (BSN) 

 Oberflächen-/ Fließgewässer 

 Überschwemmungsbereiche 

 Bereiche für die Sicherung und den Abbau oberflächennaher Bodenschätze 

(BSAB) 

 Windenergiebereiche (WEB) 
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Vorranggebiete sind nach §7 (3) Nr. 1 ROG für bestimmte raumbedeutsame Funktio-

nen oder Nutzungen vorgesehen. Andere raumbedeutsame Nutzungen in diesen Ge-

bieten sind ausgeschlossen, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder Nut-

zungen nicht vereinbar sind. 

Als zeichnerische Grundsätze sind folgende für den Untersuchungsraum des Vorha-

bens relevante Vorbehaltsgebiete definiert: 

 Allgemeine Freiraum- und Agrarbereiche 

 Bereiche für den Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten Erho-

lung 

Vorbehaltsgebiete sind nach §7 (3) Nr. 2 ROG Gebiete, in denen bestimmten raumbe-

deutsamen Funktionen oder Nutzungen bei der Abwägung mit konkurrierenden raum-

bedeutsamen Nutzungen besonderes Gewicht beizumessen ist.  

Ergänzend formulieren textliche Festlegungen nach § 32 (6) LPIG DVO Ziele und 

Grundsätze und können die zeichnerischen Festlegungen hinsichtlich raumbedeutsa-

mer Funktionen und Nutzungen konkretisieren und differenzieren. Im Sachlichen Teil-

plan Energie finden sich keine textlichen Ziele zu Leitungsvorhaben. Es gelten die 

Festlegungen des LEP NRW zum „Transport in Leitungen“ unmittelbar.  

Folgende textliche Festlegungen des Regionalplans Münsterland sind für das Raum-

ordnungsverfahren relevant:  

Ziel 1.3  Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen im Freiraum, 

die den im Landesentwicklungsplan und den in diesem Regio-

nalplan erlaubten Freiraumfunktionen entsprechen, dürfen nur 

zweckgebunden, umweltverträglich und flächensparend erfol-

gen. 

Grundsatz 3 Der Freiraum soll als gestuftes, zusammenhängendes Freiflä-

chensystem erhalten, ausgestaltet und erweitert werden. Bei 

der Inanspruchnahme von Freiraum ist darauf zu achten, dass 

die verbleibenden Freiflächen weiterhin eine Vielzahl von Kom-

plementärfunktionen erfüllen können.  
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Grundsatz 4.1  Die Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge der Bevölke-

rung soll bei allen Entscheidungen über Ausbau, Rückbau, Um-

bau oder Verlagerung von Infrastruktureinrichtungen berück-

sichtigt werden. Dabei sollen Infrastrukturstandorte und -tras-

sen in Art und Umfang in einem Maß ausgebildet und gebündelt 

werden, dass eine für Wirtschafts-, Wohn- und Freizeitnutzun-

gen günstige Entwicklung der betroffenen räumlichen Bereiche 

möglich und die damit verbundenen Belastungen im verträgli-

chen Rahmen bleiben.  

Grundsatz 6  Die zukünftige räumliche Entwicklung im Münsterland soll auch 

den raumbedeutsamen Aspekten des prognostizierten Klima-

wandels Rechnung tragen. Dazu sind bei allen raumbedeutsa-

men Planungen Maßnahmen zu entwickeln und umzusetzen, 

die sowohl dem Klimawandel entgegenwirken als auch der An-

passung an den Klimawandel dienen.  

Ziel 2  Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind der 

Charakter der Kulturlandschaften mit ihren bedeutsamen Kul-

turlandschaftsbereichen und -elementen, Bau- und Bodendenk-

mälern sowie die historisch wertvollen Orts- und Landschafts-

bilder zu bewahren und weiterzuentwickeln. 

Grundsatz 7.2  Bei der Abwägung über raumbedeutsame Planungen und Maß-

nahmen innerhalb der bedeutsamen Kulturlandschaftsbereiche 

sowie in Bereichen mit kulturlandschaftsprägenden Orten und 

Objekten (einschließlich ihrer Sichtbeziehungen) soll den in der 

Anlage zur Erläuterungskarte II- 1 enthaltenen wertbestimmen-

den Merkmalen und Leitbildern ein besonderes Gewicht beige-

messen werden.  

Grundsatz 13.1  Gewerblich- industrielle Brachflächen sind vorrangig zu über-

planen und einer neuen Nutzung zuzuführen. 

Ziel 14.1 Die zeichnerisch dargestellten Gewerbe- und Industrieansied-

lungsbereiche (GIB) des Plangebiets sind Vorranggebiete, die 

nicht zugleich die Wirkung von Eignungsgebieten haben. 
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Ziel 14.2 Die Neuansiedlung und Entwicklung von emittierenden Ge-

werbe- und Industriebetrieben sowie von ihnen zuzuordnenden 

Anlagen hat vorrangig in den Bereichen für gewerbliche und in-

dustrielle Nutzungen (GIB) zu erfolgen. 

Ziel 18.1 Die zeichnerisch dargestellten Gewerbe- und Industrieansied-

lungsbereiche für zweckgebundene Nutzungen („GIBZ“) sind 

Vorranggebiete, die nicht zugleich die Wirkung von Eignungs-

gebieten haben. 

Ziel 18.2 In den Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereichen für zweck-

gebundene Nutzungen sind solche Einrichtungen und Anlagen 

von regionaler Bedeutung angesiedelt bzw. anzusiedeln, die 

aufgrund ihrer besonderen Standortanforderungen oder wegen 

rechtlicher Vorgaben nicht in einem Bereich für gewerbliche und 

industrielle Nutzungen unterzubringen sind. Sie sind aus-

schließlich den unter diese Zweckbindung fallenden oder damit 

im funktionalen Zusammenhang stehenden Nutzungen vorbe-

halten. 

Grundsatz 15 Bei Aufgabe der zweckgebundenen Nutzung soll im Einzelfall 

geprüft werden, welche Nachfolgenutzung möglich und mit den 

umliegenden Raumansprüchen vereinbar ist. 

Ziel 19.5  Die Bergbaustandorte Ibbenbüren, Mettingen und Ascheberg- 

Herbern sind von konkurrierenden Nutzungen freizuhalten. Die 

Standorte Ibbenbüren und Mettingen sind nach Aufgabe der 

bergbaulichen Nutzung bei entsprechendem Bedarf in Teilbe-

reichen als Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche zu nut-

zen. 

Ziel 20 Raum für wichtige Freiraumfunktionen sichern und weiterentwi-

ckeln 
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Grundsatz 16.1 Die bestehenden Freiräume sollen wegen ihrer Nutz- und 

Schutzfunktionen, ihrer Erholungs- und Ausgleichsfunktion und 

ihrer Funktion als Lebensraum für Pflanzen und Tiere grund-

sätzlich erhalten werden. Eine Zerschneidung von noch vorhan-

denen großen zusammenhängenden Freiräumen soll verhin-

dert werden. Die Inanspruchnahme soll sich auf das unumgäng-

liche Maß begrenzen.   

Grundsatz 16.2 Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll 

grundsätzlich auf die Funktionsfähigkeit des Freiraums als 

­ Raum für die Land- und Forstwirtschaft, 

­ Lebensraum für Pflanzen und Tiere, 

­ Raum der ökologischen Vielfalt, 

­ Klimatischer und lufthygienischer Ausgleichsraum, 

­ Raum mit Bodenschutzfunktionen, 

­ Raum mit bedeutsamen wasserwirtschaftlichen Funktio-

nen, 

­ Raum für landschafts- und naturverträgliche Erholung, 

­ Identifikationsraum als historisch gewachsene Kulturland-

schaft und  

­ Gliedernder Raum für Siedlungsbereiche und –gebiete 

Rücksicht genommen werden. Die verschiedenen Freiraum-

funktionen sollen sachgerecht gegeneinander und untereinan-

der abgewogen werden.  

Grundsatz 17.1 In den Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereichen soll die 

Funktion und Nutzung der Naturgüter auch als Grundlage für 

die Landwirtschaft gesichert werden. Dabei soll auf agrarstruk-

turelle Belange Rücksicht genommen werden. Insbesondere 

sollen für landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Bö-

den nur in notwendigem Umfang in Anspruch genommen wer-

den.  
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Grundsatz 18.2 Bei notwendiger Inanspruchnahme von Allgemeinen Freiraum- 

und Agrarbereichen für andere Zwecke sollen die Existenzsi-

cherung entwicklungsfähiger landwirtschaftlicher Betriebe und 

die Erhaltung ihrer Flächengrundlagen gewährleistet bleiben. 

Ziel 23.24  Eine Inanspruchnahme durch raumbedeutsame Planungen und 

Maßnahmen ist nur in dem durch die Ziele des LEP NRW vor-

gegebenen Rahmen zulässig. Dies ist auch bei Wallhecken zu 

beachten.  

Ziel 25.1 […] In Bereichen für den Schutz der Natur ist dem Arten- und 

Biotopschutz Vorrang vor beeinträchtigenden raumbedeutsa-

men Planungen und Maßnahmen einzuräumen. 

Ziel 25.2 Eine Inanspruchnahme durch raumbedeutsame Planungen und 

Maßnahmen ist nur in dem durch die Ziele des LEP NRW vor-

gegebenen Rahmen zulässig.  

Grundsatz 24.1 In den Bereichen für den Schutz der Landschaft und der land-

schaftsorientierten Erholung sollen die Bodennutzung und ihre 

Verteilung auf die Erhaltung und die nachhaltige Wiederherstel-

lung der natürlichen Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes so-

wie der Erholungseignung ausgerichtet werden. Raumbedeut-

same Planungen und Maßnahmen, die zur Beeinträchtigung 

dieser Funktionen führen können, sollen möglichst vermieden 

werden. Bei erforderlicher Inanspruchnahme soll im Rahmen 

der Kompensation auf eine Verbesserung oder Wiederherstel-

lung dieser Funktionen auch unter Berücksichtigung agrarstruk-

tureller Belange hingewirkt werden. 

                                              
4 Kein Ziel der Raumordnung laut Urteil des BVerwG vom 31. März 2023 (4 A 10/21). 
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Ziel 29.1  Die Wirksamkeit der Oberflächengewässer und ihrer Ufer als 

Lebensraum für Pflanzen und Tiere muss erhalten bzw. wieder-

hergestellt werden, um die Leistungsfähigkeit des Naturhaus-

haltes langfristig zu sichern. Die Bedeutung, die fließende und 

stehende Gewässer für Natur und Landschaft haben, ist bei al-

len die Gewässer berührenden Planungen und Maßnahmen zu 

beachten.   

Ziel 30.2  Die Überschwemmungsbereiche der Fließgewässer sind für 

den Abfluss und die Retention von Hochwasser zu erhalten und 

zu entwickeln. Sie sind von entgegenstehenden Nutzungen, 

insbesondere von zusätzlichen Siedlungsflächen, freizuhalten.  

 Ziel 33.1 Die dargestellten Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereiche mit 

der Zweckbindung „Ferieneinrichtungen und Freizeitanlagen“ 

sind den Freizeitnutzungen vorbehalten, die eine überwiegend 

freiraumorientierte Nutzung mit einigen untergeordneten bauli-

chen Einrichtungen aufweisen. Weitere, darüber hinausge-

hende Nutzungen sind nur in untergeordnetem Maße und in en-

gem funktionalen Zusammenhang mit der Zweckbindung zuläs-

sig. Das Umfeld dieser zweckgebundenen Bereiche ist von kon-

kurrierenden Nutzungen, die die Funktion und Weiterent-

wicklung dieser Bereiche beeinträchtigen könnten, freizuhalten. 

Grundsatz 28.2 In den in der Erläuterungskarte V-2 als besonders wertvolle La-

gerstätten dargestellten Bereichen sollen Nutzungen, die eine 

Rohstoffgewinnung dauerhaft unmöglich machen, nicht zuge-

lassen werden. 

Grundsatz 28.3 In der Erläuterungskarte V-1 sind die als wirtschaftlich bedeut-

sam einzustufenden oberflächennahen Rohstoffvorkommen 

des Plangebiets dargestellt. Bei allen raumbedeutsamen Pla-

nungen und Maßnahmen soll die Standortgebundenheit der La-

gerstätten berücksichtigt werden. 
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3.3 Bewertung des Gleichstromerdkabels 

3.3.1 Antragskorridor 

3.3.1.1 Raumstruktur 

Im Planungsgebiet Münsterland werden die Gemeinden Ibbenbüren, Lotte, Mettingen, 

Recke und Westerkappeln vom Vorhaben berührt. Sie werden laut LEP NRW als Mit -

tel- (Ibbenbüren) bzw. Grundzentren (Recke, Mettingen, Westerkappeln) gemäß der 

zentralörtlichen Gliederung Nordrhein- Westfalens klassifiziert.  

Der Korridor verläuft durch die Kulturlandschaft Tecklenburger Land. Das Tecklenbur-

ger Land ist im Nordwesten – durch den der Antragskorridor überwiegend verläuft – 

durch geringwertige Sandböden und vermoorte Niederungen geprägt, während die 

Morphologie sich im Südosten durch eine hügelige Landschaft auszeichnet. Der An-

tragskorridor endet an der „Schafbergplatte“, die im Norden des Höhenzuges Teuto-

burger Wald gelegen ist und sich durch ertragreiche Braunerden und zahlreichen Bo-

denschätze (Steinkohle, Eisenerze, Sandstein und Ton) auszeichnet. Hier befinden 

sich Standorte des historischen und neuzeitlichen Steinkohlenbergbaus. Außerhalb 

der bewaldeten Mittelgebirgsrücken und der vermoorten Tieflandflächen dominiert der 

Ackerbau. Das Tecklenburger Land ist ein Streusiedlungsgebiet mit Kirchdörfern und 

Dorfsiedlungen, einzelnen Klöstern, Stiften und herrschaftlichen Gebäuden. Typische 

Kulturlandschaftselemente sind Plaggenesche, Wallhecken, Hecken, Baumreihen und 

Hofbäume. Ein regionalspezifisches Merkmal stellen zudem frühmittelalterliche Stein-

grabhügel dar. Ebenfalls charakteristisch sind Befestigungsanlagen. 

Das Leitungsbauvorhaben bringt eine Zerschneidungswirkung für den Landschafts-

raum mit sich, da nach Abschluss der Bauarbeiten das Bauverbot im Bereich des ding-

lich zu sichernden Schutzstreifens eine linienhafte Zäsur z. B. für künftige Siedlungs-

entwicklung entfaltet. Die vorhandenen Freiraumfunktionen (u. a. Landwirtschaft) kön-

nen jedoch nach Abschluss des Projektes auch im Bereich des Schutzstreifens wei-

testgehend wiederhergestellt werden.  
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3.3.1.2 Schutzgut Siedlungsentwicklung 

Siedlungsentwicklung vollzieht sich in den regionalplanerisch festgelegten Siedlungs-

bereichen (ASB und GIB). Sie sind Vorranggebiete, die nicht zugleich die Wirkung von 

Eignungsgebieten haben. Daher sind raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen 

in Siedlungsbereichen ausgeschlossen, soweit diese mit den dort vorrangigen Funkti-

onen oder Nutzungen nicht vereinbar sind.  

Der Antragskorridor verläuft, von Niedersachsen kommend, am östlichen Rand der 

Gemeinde Recke in südliche Richtung. Der Korridor verläuft weiter am westlichen 

Rand der Gemeinde Mettingen, bevor er den Konverterstandort „Kraftwerk Ibbenbü-

ren“ erreicht.  

Der Konverterstandort am Kraftwerk Ibbenbüren liegt in einem GIB, so dass dieser 

GIB sich zwangsläufig in den Korridoren befindet, die den Konverterstandort anschlie-

ßen. Die Bewertung des GIB wird bei der Beurteilung des Konverterstandorts „Kraft-

werk Ibbenbüren“ (vgl. Kap. B 4) vorgenommen. Bis auf den GIB am Endpunkt des 

Korridors an der Konverterfläche befinden sich keine im Regionalplan festgelegten 

Siedlungsbereiche im Antragskorridor.  

Der Entwurf des Regionalplans Münsterland weist einen ASB am östlichen Siedlungs-

bereich der Gemeinde Recke auf, der in den Antragskorridor hineinragt. In diesem 

Bereich befindet sich vorhandene Bebauung, so dass dieser Bereich in der Methodik 

der Vorhabenträgerin in das höchste Restriktionsniveau (I*) eingeordnet wurde und 

einer Trassierung nicht zugänglich ist.  

Für den Bereich der Siedlungsentwicklung liegen somit auf Ebene der Raumordnung 

– vorbehaltlich der Bewertung des GIB am Kraftwerk Ibbenbüren – keine Konflikte vor. 

3.3.1.3 Schutzgut Freiraum, Natur und Landschaft, Wald 

Der Antragskorridor des geplanten DC-Erdkabels berührt ein im LEP NRW zeichne-

risch festgelegtes Gebiet für den Schutz der Natur. Diese Gebiete mit Schutzfunktion 

sind für die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen von besonderer Bedeutung 

und werden mit zeichnerischen und textlichen Festsetzungen im Regionalplan weiter 

konkretisiert. Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sind entsprechend der 
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Ziele in den Regionalplänen in Bereichen zum Schutz der Natur (BSN) ausgeschlos-

sen, soweit diese mit den dort vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar 

sind (vgl. Kap. B 3.2.3). Bei diesem GSN bzw. BSN handelt es sich um das nordöstlich 

der Gemeinde Recke gelegene Recker und Mettinger Moor, welches zugleich natur-

schutzrechtlich als FFH-Gebiet (DE-3612-304) und als Teil der „Düsterdieker Niede-

rung“ als EU-Vogelschutzgebiet sowie als Naturschutzgebiet geschützt ist (DE-3612-

401; ST-036). An das Schutzgebiet grenzt südlich eine kleine Biotopverbundfläche an, 

nach Westen sind angrenzend Biotopverbundflächen besonderer Bedeutung gelegen.  

 

Abbildung 5: Schutzgebiet Recker und Mettinger Moor 

Im Rahmen der Antragsunterlagen wurde eine Natura-2000-Verträglichkeitsvorunter-

suchung vorgelegt. Hierbei wurde die Verträglichkeit der in Frage kommenden Tras-

senkorridore mit dem europäischen Natura-2000-Netz untersucht. Die Natura 2000-

Verträglichkeitsvoruntersuchung kommt zu dem Schluss, dass eine Vermeidung der 

Querung die Auswirkungen auf dieses Gebiet verringert, es aber dennoch zu Auswir-

kungen aufgrund einer baubedingten temporären Grundwasserabsenkung bzw. -hal-

tung auf die darauf sensibel reagierenden Lebensraumtypen kommen könnte. Für das 

EU-Vogelschutzgebiet hält die Natura-2000-Verträglichkeitsvoruntersuchung fest, 

dass mindestens Lärm- und Lichtemissionen der Baustelle das Gebiet beeinträchtigen 

könnten. Diese möglichen Auswirkungen / Beeinträchtigungen sind bei der weiteren 
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Planung in einer Natura 2000-Verträglichkeitsuntersuchung weiter zu betrachten. Ein-

zelne Stellungnahmen verweisen darauf, dass die Trassierung in ausreichendem bzw. 

grö0tmöglichen Abstand zu dem Schutzgebiet zu realisieren ist. 

Unter der Voraussetzung, dass im nachfolgenden Planfeststellungsverfahren eine 

Trassierung außerhalb des BSN bzw. der naturschutzfachlich hochwertigen Flächen 

stattfindet, ist dieser Korridor jedoch mit den Festlegungen des LEP NRW und des 

Regionalplans Münsterland vereinbar. 

Ein weiteres BSN bildet das die Recker Aa begleitende BSN südlich bzw. südwestlich 

der Gemeinde Recke. Dieses quert den Trassenkorridor von Ost nach West und ist 

somit riegelbildend. Es handelt sich zudem um eine Biotopverbundfläche herausra-

gender Bedeutung.  

 

Abbildung 6: BSN und Überschwemmungsbereich Recker Aa 

Eine Inanspruchnahme dieses BSN durch das Vorhaben ist gem. Ziel 25.2 Regional -

plan Münsterland somit nur nach den entsprechenden Ausnahmeregelungen des LEP 

möglich. In den nachfolgenden Planungsschritten ist daher Sorge dafür zu tragen, dass 

gem. Ziel 25.1 Regionalplan Münsterland der Vorrang des Arten- und Biotopschutzes, 

z.B. durch die Wahl der Bauweise, gewahrt bleibt und die Festlegungen des LEP zur 
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ausnahmsweisen Inanspruchnahme (Nutzung nicht an anderer Stelle realisierbar, Be-

deutung des betroffenen Gebietes mit Vorhaben vereinbar, Beschränkung des Ein-

griffs auf das unbedingt erforderliche Maß) berücksichtigt werden. 

Weitere Biotopverbundflächen (besonderer Bedeutung) liegen westlich der Gemeinde 

Mettingen und kurz vor dem Endpunkt des Segments als schmale Riegel im Antrags -

korridor. 

Im Antragskorridor liegen kleinere Waldbereiche sowie westlich der Gemeinde Mettin-

gen größere Waldbereiche, die den Korridor aber nicht vollständig überdecken. Zur 

Konfliktvermeidung ist es also möglich, im Rahmen der Feintrassierung den Waldbe-

reichen auszuweichen bzw. sie mit ausreichendem Abstand so zu passieren, dass dort 

keine oder lediglich geringe Beeinträchtigungen zu erwarten sind.  

Im Antragskorridor sind nördlich der Gemeinde Recke und im südlichen Abschnitt 

westlich des Siedlungsbereichs der Gemeinde Mettingen bis zum Endpunkt Bereiche 

zum Schutz der Landschaft und landschaftsorientierten Erholung (BSLE) festgelegt. 

Es handelt sich um Vorbehaltsgebiete gem. Grundsatz 24 des Regionalplans Müns-

terland. In BSLE ist im Rahmen der Entwicklung eines Biotopverbundsystems ein Netz 

von naturnahen Biotoptypen und extensiv genutzten Flächen sowie eine reiche Aus-

stattung mit natürlichen Landschaftselementen – auch unter Berücksichtigung der ag-

rarstrukturellen Belange – zu entwickeln und zu sichern. BSLE haben auch der funkti-

onalen Einbindung der BSN und der Sicherung der notwendigen Pufferzonen zu die-

nen. BSLE lassen sich wegen ihrer Großräumigkeit in den meisten Fällen von geplan-

ten Leitungsvorhaben nicht umgehen. Aufgrund der Vorhabenwirkungen (Erdkabel) ist 

jedoch nicht von einer starken Beeinträchtigung dieser Gebiete auszugehen. 

Mit den Antragsunterlagen wurde eine artenschutzrechtliche Vorprüfung vorgelegt. In 

dieser wird eine Risikoabschätzung vorgenommen, ob gemäß § 44 (5) BNatSchG prüf-

relevante Tier- und Pflanzenarten i.S.d. § 44 (1) Nr. 1-4 BNatSchG innerhalb der Tras-

senkorridore betroffen sein könnten und ob von schweren bzw. nicht zu überwinden-

den artenschutzrechtlichen Konflikten ausgegangen werden muss. Die Risikoein-

schätzung zeigt, dass nach derzeitigem Kenntnisstand kein Eintreten von Verbotstat-

beständen des § 44 (1) BNatSchG – bei Umsetzung der im Gutachten aufgeführten 
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Vermeidungs- und Minderungs- sowie CEF-Maßnahmen – zu erwarten sind. In Bezug 

auf die planungsrelevanten, verfahrenskritischen Arten wird ein potentielles Vorkom-

men der Knoblauchkröte für den Antragskorridor genannt. Gem. artenschutzrechtlicher 

Vorprüfung sollen Habitate dieser Art bei der Trassierung gemieden werden. Die ar-

tenschutzrechtliche Vorprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass artenschutzrechtliche 

Belange dem Vorhaben mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nicht entgegenstehen. 

Der 650 m breite Antragskorridor stellt für das nachfolgende Planfeststellungsverfah-

ren einen Suchraum dar. Zur Konfliktvermeidung ist es also möglich, im Rahmen der 

Feintrassierung den Waldbereichen und dem BSN „Recker Moor“ auszuweichen bzw. 

mit ausreichendem Abstand so zu passieren, dass dort keine Beeinträchtigungen zu 

erwarten sind. Ein Konflikt mit den Erfordernissen der Raumordnung ist in diesem Fall 

also vermeidbar. Die Antragstrasse ist daher unter diesen Voraussetzungen mit den 

Festlegungen von LEP NRW und des Regionalplans Münsterland vereinbar. Die Aus-

führungen machen jedoch deutlich, dass eine Annäherung oder im Einzelfall auch eine 

Durchschneidung von naturschutzfachlich wertvollen Bereichen und Flächen durch 

das geplante Erdkabel nicht immer verhindert werden kann. Durchschnitten werden in 

der Regel Biotope oder Biotopverbundflächen, aber auch ein BSN. Hier ist in den nach-

folgenden Planungsschritten auf eine Minimierung der Eingriffe bzw. den Ausgleich / 

Ersatz hinzuwirken. 

3.3.1.4 Schutzgut Boden 

Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die Leistungsfähigkeit, 

Empfindlichkeit und Schutzwürdigkeit der Böden zu berücksichtigen. Dieser Grundsatz 

7.1-4 zum Bodenschutz im LEP NRW wird ergänzt durch entsprechende Aussagen im 

Regionalplan:  

 „Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sollen – wenn möglich – in BSN, Waldbe-

reichen und Überschwemmungsbereichen platziert werden. Mit dem Boden soll 

sparsam umgegangen werden und bei notwendiger Inanspruchnahme der Er-

haltung besonders schutzwürdiger Böden besonderes Gewicht beigemessen 

werden“ (Grundsatz 16, Regionalplan Münsterland).  
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 „In den Allgemeinen Freiraum- und Agrarbereichen ist die landwirtschaftliche 

Nutzungsfähigkeit der landwirtschaftlich genutzten Flächen zu erhalten. In Be-

reichen mit besonders guten landwirtschaftlichen Produktionsbedingungen ist 

die Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen für andere Nut-

zungen nur in notwendigem Umfang möglich“ (Grundsatz 17, Regionalplan 

Münsterland). 

Gemäß Grundsatz 7.5-1 LEP NRW sind insbesondere in den überwiegend ländlich 

strukturierten Räumen Nordrhein-Westfalens die räumlichen Voraussetzungen für die 

Entwicklung der Landwirtschaft zu erhalten. Besonders wertvolle landwirtschaftliche 

Böden sollen für Siedlungs- und Verkehrszwecke nicht in Anspruch genommen wer-

den und bei unvermeidbaren Inanspruchnahmen landwirtschaftlicher Nutzflächen sol-

len negative Auswirkungen auf landwirtschaftliche Betriebe so gering wie möglich ge-

halten werden (Grundsatz 7.5-2 LEP NRW). 

Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, dass durch das Leitungsvorhaben unabhängig 

vom Korridorverlauf eine Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen ausgelöst 

werden wird. Im Zuge der Baumaßnahme ist allerdings eine getrennte Lagerung der 

Bodenschichten und ein dem natürlichen Schichtaufbau entsprechender Wiederein-

satz vorgesehen, sodass nach Abschluss der Baumaßnahme auch im Bereich des 

Schutzstreifens eine landwirtschaftliche Nutzung der Fläche weitestgehend unverän-

dert möglich sein wird. 

Besonders wertvolle landwirtschaftliche Böden aufgrund einer hohen Bodenfruchtbar-

keit (Bodenwertzahl von über 55 Punkten) gem. Grundsatz 7.5-2 LEP NRW sind im 

Antragskorridor nicht vorhanden. Nichtsdestotrotz kann es landwirtschaftlich wertvolle 

Flächen geben, sodass insbesondere die Erhaltung der Betriebsstandorte und die be-

trieblichen Entwicklungsmöglichkeiten, aber auch agrarstrukturelle Belange im Allge-

meinen gem. Grundsatz 17.1 des Regionalplans Münsterland im Rahmen der konkre-

ten Trassenfindung im nachfolgenden Zulassungsverfahren zu berücksichtigen sind. 

Im Antragskorridor sind v.a. im südlichen Bereich schutzwürdige Böden vorhanden, 

die den Trassenkorridor z.T. vollständig überdecken. Im Einzelnen handelt es sich um 
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 Plaggenesche sehr hoher Schutzwürdigkeit als schmaler Riegel im Trassenkor-

ridor östlich der Gemeinde Recke  

 Plaggenesche hoher und sehr hoher Schutzwürdigkeit z.T. korridorüber-

deckend östlich der Ortsteile Espel und Schlickelde 

 Böden mit der Funktion „Regelung und Puffer / natürliche Bodenfruchtbarkeit“ 

sehr hoher Schutzwürdigkeit sowie Böden mit großen Wasserrückhaltevermö-

gen, die an dieser Stelle den Korridor fast vollständig überdecken, südwestlich 

der Gemeinde Mettingen bis kurz vor dem Endpunkt des Korridors 

Die Inanspruchnahme besonders schutzwürdiger Böden bzw. für landwirtschaftliche 

Nutzung besonders geeigneter Böden kann während der Bauphase nicht vollumfäng-

lich verhindert werden. Die Inanspruchnahme im Antragskorridor wird daher aus raum-

ordnerischer Sicht als alternativlos und unabweisbar eingestuft. Aus raumordnerischer 

Sicht ist die Inanspruchnahme besonders schutzwürdiger Böden allerdings nur dann 

möglich, wenn in den nachfolgenden Planungsschritten alle sinnvollen Maßnahmen 

zur Konfliktminimierung geprüft und umgesetzt werden. Eine bodenkundliche Baube-

gleitung zur Minimierung der Konflikte wird empfohlen und ist laut Vorhabenträgerin 

auch beabsichtigt. 

3.3.1.5 Schutzgut Wasser 

Das Schutzgut Wasser ist auf raumordnerischer Ebene durch die Vorgaben des Bun-

desraumordnungsplan Hochwasserschutz (BRPH) sowie die im Regionalplan festge-

legten Überschwemmungsbereiche (Ziel 30) betroffen. Hinzu kommt eine Betroffenheit 

verschiedener Fließ-/ Oberflächengewässer (Ziel 29), die vom Antragskorridor gequert 

werden müssen.  

Ziel I.1.1 BRPH sieht eine Prüfung von Hochwasserrisiken bei raumbedeutsamen Pla-

nungen und Maßnahmen vor. Im Antragskorridor sind hier insbesondere das Über-

schwemmungsgebiet (ÜSG) Recker Aa und die hier gelegenen Hochwasserrisiko- und 

–gefahrenbereiche zu nennen. Auf Ebene der Raumordnung ist kein Risiko für das 

Vorhaben (Erdkabel) ersichtlich.  
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Ziel I.2.1 BRPH gibt einen Prüfauftrag hinsichtlich der Auswirkungen des Klimawan-

dels. Im Plangebiet sind hier besonders Hochwasser- und Starkregenereignisse rele-

vant (Risiko durch Hochwasser s. Ziel I.1.1). Die Starkregengefahrenhinweiskarte 

NRW weist für den Antragskorridor Starkregengefahren aus, wobei diese eher von 

seltenerer Eintrittswahrscheinlichkeit mit geringeren Wasserhöhen sind. Auf Ebene der 

Raumordnung ist kein Risiko für das Vorhaben (Erdkabel) ersichtlich. Auch eine Erhö-

hung der Starkregengefahr durch das Vorhaben ist auf dieser Ebene nicht erkennbar.  

Böden mit großem Wasserrückhaltevermögen sind im südlichen Abschnitt des Seg-

ments in großflächig sowie im mittleren Bereich in geringerem Umfang vorhanden. 

Gem. Ziel II.1.3 BRPH ist das natürliche Wasserversickerungs- und Wasserrückhalte-

vermögen des Bodens, soweit es hochwassermindernd wirkt, zu erhalten. Auf Ebene 

der Raumordnung ist diese Prüfung nicht durchführbar, insbesondere ist ein ggf. erfor-

derlicher räumlicher und funktionaler Ausgleich nicht festlegbar. Das Ziel ist daher im 

Rahmen der Planfeststellung zu prüfen. 

Es ist Grundsatz II.1.4 BRPH zu berücksichtigen, nach dem als Abfluss- und Retenti-

onsraum wirksamen Bereiche in und an Gewässern in ihrer Funktionsfähigkeit für den 

Hochwasserschutz erhalten werden sollen. Auch sollen geeignete, aber derzeit nicht 

als Retentionsraum genutzte Flächen von entgegenstehenden Nutzungen freigehalten 

werden. Der Antragskorridor quert Gewässer und ÜSG, aufgrund der Vorhabenwir-

kung wird jedoch auf Ebene der Raumordnung nicht von einer negativen Wirkung auf 

die Abfluss- und Retentionsräume ausgegangen. Rückgewinnbare Rückhalteflächen 

sind im Antragskorridor nicht dargestellt. 

Laut Ziel II.2.3 BRPH dürfen raumbedeutsame kritische Infrastrukturen in Über-

schwemmungsgebieten gem. § 76 WHG weder geplant noch zugelassen werden. Das 

Ziel sieht jedoch eine Ausnahme für kritische Infrastrukturen vor, die nach § 78 (5, 6, 

7) oder § 78a (2) WHG zugelassen werden können. Im Antragskorridor muss das Über-

schwemmungsgebiet der Recker Aa nördlich des Mittellandkanals südöstlich des Sied-

lungsbereichs der Gemeinde Recke gequert werden. Die Ausnahmevoraussetzungen 

des WHG müssen im anschließenden Planfeststellungsverfahren geprüft werden. Z.T. 

befindet sich das Hochwasserrisikogebiet gem. § 78b WHG (geringfügig) außerhalb 
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des ÜSG, so dass zudem der Grundsatz II.3 BRPH im Planfeststellungsverfahren be-

rücksichtigt werden muss.  

Neben den genannten Festlegungen des BRPH sind im Rahmen der Planfeststellung 

zudem hochwasserminimierende Aspekte gem. Grundsatz II.1.1 zu berücksichtigen. 

Der Antragskorridor quert einige Fließgewässer, zu nennen sind hier insbesondere die 

Recker Aa und der Ölmühlenbach. Gemäß Ziel 29 des Regionalplans Münsterland ist 

die Bedeutung, die fließende und stehende Gewässer für Natur und Landschaft haben, 

bei allen die Gewässer berührenden Planungen und Maßnahmen zu beachten. Viele 

der Fließgewässer verlaufen quer zur Trassenachse durch den Antragskorridor. Ihre 

Querung wird daher als unabweisbar eingestuft und ist aus raumordnerischer Sicht 

möglich, sofern ihre jeweilige Bedeutung für Natur und Landschaft bei der geplanten 

Baumaßnahme beachtet wird, im nachfolgenden Verfahren der Eingriff auf das unbe-

dingt erforderliche Maß reduziert wird und angemessene Vermeidungs- und Vermin-

derungsmaßnahmen bestimmt werden. 

Die Recker Aa ist zudem von einem Überschwemmungsbereich umgeben, der sich 

südlich fortsetzt (zugleich festgesetztes Überschwemmungsgebiet gem. § 76 WHG, 

s.o.). Überschwemmungsbereiche sind Vorranggebiete, die nicht zugleich die Wirkung 

von Eignungsgebieten haben. Überschwemmungsbereiche dienen gem. Ziel 30 des 

Regionalplans Münsterland dem Abfluss und der Retention von Hochwasser und sind 

von entgegenstehenden Nutzungen freizuhalten. Ausnahmen sind in Einzelfällen mög-

lich, für die auch das WHG oder das Landeswassergesetz (LWG NRW) entsprechende 

Ausnahmemöglichkeiten vorsehen. 

Die von der Vorhabenträgerin vorgelegte Vorprüfung nach der Wasserrahmenrichtlinie 

kommt zu dem Schluss, dass aufgrund der kurzfristigen und kleinräumigen Auswirkun-

gen des Vorhabens nicht von einer Verschlechterung oder Gefährdung der Ziele der 

WRRL für die betroffenen Oberflächengewässerkörper und Grundwasserkörper aus-

zugehen ist. 
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3.3.1.6 Schutzgut Fläche 

Bei der Planung eines Erdkabels spielt der Faktor Fläche im Regelfall eine unterge-

ordnete Rolle, da sich die Versieglung von Standorten (u.a. durch Muffen) auf einen 

im Verhältnis zum Gesamtvorhaben geringeren Anteil beschränkt. Die Inanspruch-

nahme von Fläche korreliert mit der Länge des Vorhabens und der Nutzung von Bün-

delungsmöglichkeiten. Der Antragskorridor weist im Planungsraum eine Länge von un-

gefähr 12 km auf. Im Antragskorridor liegen einige relativ kurze Straßenabschnitte vor, 

die ggf. für eine Bündelung in Frage kommen könnten. Die technische Umsetzbarkeit 

muss im Zuge der Feintrassierung geprüft werden. Weitere bzw. großräumige Bünde-

lungsmöglichkeiten sind nicht erkennbar. 

Ein raumordnerisch erheblicher Konflikt, insbesondere mit Grundsatz 8.2-1 LEP NRW 

zum flächensparenden Ausbau der Leitungsbänder, ist beim Schutzgut Fläche nicht 

erkennbar. Durch die Berücksichtigung der Trassenlänge in der Methodik der Vorha-

benträgerin wird auch das Ziel 1.3 des Regionalplans Münsterland beachtet, dass 

raumbedeutsame Planungen nur zweckgebunden, umweltverträglich und flächenspa-

rend erfolgen dürfen sowie der Grundsatz 16.1 des Regionalplans Münsterland be-

rücksichtigt, dass Freiräume erhalten und ihre Zerschneidung verhindert werden soll. 

3.3.1.7 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Ziel 2 des Regionalplans Münsterland legt fest, dass bei raumbedeutsamen Planungen 

und Maßnahmen der Charakter der Kulturlandschaften mit ihren bedeutsamen Kultur-

landschaftsbereichen und -elementen, Bau- und Bodendenkmälern sowie die histo-

risch wertvollen Orts- und Landschaftsbilder zu bewahren und weiterzuentwickeln 

sind. Der Antragskorridor liegt gem. Erläuterungskarte II-1 des Regionalplans Müns-

terland in der Kulturlandschaft „Tecklenburger Land“. Aufgrund der Vorhabenwirkun-

gen (Erdkabel) sind Auswirkungen auf bauliche Elemente der Kulturlandschaft und 

eine Beeinträchtigung von Sichtbeziehungen nicht zu vermuten. Es können aber Aus-

wirkungen auf Bodendenkmäler und Vegetationselemente (keine tiefwurzelnden Ge-

hölze im Bereich des Schutzstreifens), wie z.B. Wallhecken, bestehen. Die Bewahrung 

und Weiterentwicklung der Kulturlandschaft ist daher in den weiteren Planungsschrit-

ten zu beachten. Insbesondere ist der Grundsatz 7.2 (wertbestimmende Merkmale und 
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Leitbilder gem. Anlage zur Erläuterungskarte II-1) im nachfolgenden Planfeststellungs -

verfahren zu berücksichtigen. 

Innerhalb des Antragskorridors sind Vorkommen von Bodendenkmälern und archäo-

logischen Fundstellen nicht auszuschließen. Der Umweltbericht der Vorhabenträgerin 

führt für den Abschnitt des Antragskorridors südlich von Recke archäologische Fund-

stellen auf. Die Vorhabenträgerin beabsichtigt laut Umweltbericht (S. 321 ff.) eine Bau-

begleitung durchzuführen. Auf diese Weise können vorhandene Funde erfasst und ge-

sichert werden. Schwerwiegende Konflikte sind auf raumordnerischer Ebene bezüg-

lich des Schutzgutes Kulturgüter daher nicht zu erwarten. 

Innerhalb des Antragskorridors sind keine Windenergiebereiche (WEB, Vorranggebiet) 

und Bereiche zur Sicherung und zum Abbau oberflächennaher Bodenschätze (BSAB, 

Vorranggebiete mit der Wirkung als Eignungsgebiete) vorhanden. Wertvolle Lagerstät-

ten oberflächennaher Rohstoffe, in denen gem. Grundsatz 28.2 Regionalplan Müns-

terland Nutzungen, die eine Rohstoffgewinnung dauerhaft unmöglich machen, nicht 

zugelassen werden sollen, sind im Antragskorridor nicht vorhanden. Der Antragskorri -

dor quert wirtschaftlich bedeutsam einzustufende oberflächennahe Rohstoffvorkom-

men. Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll die Standortge-

bundenheit der Lagerstätten gem. Grundsatz 28.3 Regionalplan Münsterland berück-

sichtigt werden. Aufgrund des großflächigen Vorkommens der wirtschaftlich bedeutsa-

men Rohstoffvorkommen ist eine Querung jedoch als unabweisbar und erforderlich 

einzustufen. 

Der Entwurf des Regionalplans Münsterland legt östlich des Konverterstandortes ein 

Windenergiegebiet fest, das in den Antragskorridor hineinragt, diesen jedoch nicht voll-

ständig überlagert. Es handelt sich um eine Konzentrationszonenplanung der Stadt 

Ibbenbüren, die jedoch aufgehoben wurde. Hinsichtlich des Planfeststellungsverfah-

rens ist zu prüfen, ob der derzeit im Aufstellungsverfahren befindliche Regionalplan 

Rechtskraft erlangt hat oder ob seine Festlegungen als „Ziele in Aufstellung“ gem. 

ROG oder LaPlaG zu berücksichtigen sind. Sollte es sich bei dieser Fläche dann um 

ein rechtskräftiges Vorranggebiet handeln, ist zu beachten, dass die Funktion dieses 

Gebietes ggf. nicht mit dem Vorhaben vereinbar ist. Es muss diesbezüglich eine Ein-

zelfallprüfung der Vorhabenwirkungen auf das Gebiet vorgenommen werden. Sollte 
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diese Prüfung ergeben, dass die vorrangige Funktion des Gebietes beeinträchtigt ist, 

ist ein Zielabweichungsverfahren oder eine Regionalplanänderung erforderlich (s. 

auch Erläuterungen zu Ziel 10.2-2 Entwurf LEP NRW. 

Der Antragskorridor quert südlich von Recke den Mittellandkanal, der im Regionalplan 

Münsterland als Wasserstraße festgelegt ist. Für Wasserstraßen ist das Ziel 8.1-9 LEP 

NRW zu beachten, nach dem Wasserstraßen und mit ihnen in funktionalem Zusam-

menhang stehende Flächen so zu entwickeln sind, dass sie die ihnen zugedachten 

Funktionen im multimodalen Güterverkehr (Wasser, Schiene, Straße) angemessen er-

füllen können. Im Raumordnungsverfahren sind keine Hinweise bekannt geworden, 

dass durch das Vorhaben diese Funktionen beeinträchtigt werden könnten. Insbeson-

dere hat die zuständige Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 

(WSV) keine grundsätzlichen Bedenken zu der Querung des Mittellandkanals geäu-

ßert. 

3.3.2 Trassenvarianten 

Für die Bewertung der Trassenvarianten wurden die betreffenden Segmente Varianten 

zugeordnet, die sich an der Gruppenbildung der Vorhabenträgerin für den Varianten-

vergleich 10 (Unterlage 7, Teil C) orientiert.  

An dieser Stelle erfolgt keine Beschreibung der Raumstruktur, da aufgrund der Lage 

im Raum die Beschreibung der Raumstruktur des Antragskorridors auf die Varianten 

übertragbar ist (vgl. Kap. B 3.3.1.1). Auch das Schutzgut Fläche wird bei den Trassen-

varianten nicht noch einmal bewertet. Die Vorhabenwirkungen (Erdkabel) lassen nur 

eine allgemeine Betrachtung des Schutzgutes zu, so dass auf eine Wiederholung der 

Aussagen bei den Trassenvarianten verzichtet wird. Die relevanten Parameter Länge 

der Varianten und Bündelungsmöglichkeiten werden in die Gesamtabwägung einge-

stellt (vgl. Kap. B 5.1). 

3.3.2.1 Variante 1a 

Die Variante 1a umfasst die Segmente 119a, 119b, 119c, 120a und 120b (vgl. Abb. 7). 

Diese bilden (mit Ausnahme des Segments 120b) die Gruppe 1 im Alternativenver-

gleich V10 in den Unterlagen der Vorhabenträgerin.  
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Abbildung 7: Variante 1a 

Die Variante weist insgesamt eine Länge von ungefähr 13 km auf. Im Segment 119c 

liegt die Kreisstraße 20 mittig im Segment und könnte bei technischer Umsetzbarkeit 

ggf. für eine Bündelung über einen kurzen Abschnitt in Frage kommen. Die Segmente 
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119a, 119b und 119c sind auch Bestandteil des Korridornetzes des Höchstspannungs-

gleichstromvorhabens 49 gem. Anlage zu § 1 (1) BBPlG („Korridor B“). Das Vorhaben 

„Korridor B“ befindet sich aktuell in der Bundesfachplanung, als deren Ergebnis ein 

1.000 m breiter Korridor festgestellt werden wird. Wie die Vorhabenträgerin in der Un-

terlage 7, Teil A plausibel dargelegt hat, ist derzeit jedoch noch nicht ersichtlich, wel-

cher der Korridore in der Bundesfachplanung den Vorzug erhalten wird. Eine Bewer-

tung der Bündelungsmöglichkeit von BalWin2 mit dem Vorhaben 49 ist daher in die-

sem Raumordnungsverfahren nicht möglich. Im Segment 120b besteht kurz vor Errei-

chen der Konverterpotenzialfläche die Möglichkeit zur Bündelung mit einer 380-kV-

Leitung (vorgesehene Anbindungsleitung). 

Schutzgut Siedlungsentwicklung 

Bestehende Siedlungsbereiche, d.h. in den Regionalplänen zeichnerisch festgelegte  

und deshalb in der kommunalen Bauleitplanung vorrangig für Wohn- oder gewerblich-

industrielle Zwecke zu bestimmende Flächen werden durch die Variante 1a an zwei 

Stellen berührt. Es handelt sich zum einen um einen GIB im östlichen Siedlungsbe-

reich der Gemeinde Mettingen im Segment 120a. Die Gemeinde Mettingen hat in ihrer 

Stellungnahme auf den Bebauungsplan Nr. 62 hingewiesen sowie auf die festgelegten 

Entwässerungsanlagen, die außerhalb des GIB gelegen sind (s.o.). Diese bilden wei-

tere Restriktionen an dieser Stelle. Unter der Voraussetzung, dass im Zuge der Fein-

trassierung im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens ein Trassenverlauf gewählt 

wird, der diesen Siedlungsbereich sowie die Festlegungen des Bebauungsplanes Nr. 

62 umgeht, ist dieser Alternativkorridor mit den Zielen der Raumordnung vereinbar . 

Hingewiesen wird auf den GIB-Potenzialbereich (Vorbehaltsgebiet) im Anschluss an 

das GIB, welcher im Entwurf des Regionalplans Münsterland festgelegt ist. Mit Blick 

auf das Planfeststellungsverfahren muss sichergestellt sein, dass diese Festlegung, 

sollte der Regionalplan dann in dieser Form rechtskräftig sein, in die Abwägung ein-

gestellt wird.  

Zum anderen befindet sich am Endpunkt des Korridors, dem Segment 120b, die Flä-

che des ehemaligen Kraftwerks Ibbenbüren in einem GIB. Dieser Standort soll als 
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Konverter genutzt werden. Die Bewertung dieses Standortes erfolgt daher in Kapitel B 

4. 

Schutzgut Freiraum, Natur und Landschaft, Wald 

Die Variante 1a berührt 3 BSN, wovon der BSN „Düsterdieker Niederung“ (zugleich 

GSN gem. LEP NRW) den Korridor auf ganzer Breite überdeckt und eine Querung 

somit unausweichlich ist. Es ist zudem fachrechtlich als Naturschutzgebiet und Natura 

2000-Gebiet (VSG DE-3612-401; Naturschutzgebiet ST-034) geschützt. 

 

Abbildung 8: BSN Düsterdieker Niederung 

Auf Ebene der Raumordnung ist eine Querung dieses Bereiches nach den Festlegun-

gen des LEP und des Regionalplans Münsterland zu bewerten. Eine Querung ist nur 

dann mit der Funktion dieses BSN vereinbar, wenn diese Funktion durch das Vorha-

ben nicht beeinträchtigt wird. Die Natura 2000-Verträglichkeitsvoruntersuchung kommt 

zu dem Schluss, dass sich im diesem Segment mögliche Beeinträchtigungen v.a. 

durch baubedingte Auswirkungen ergeben. Diese haben den Verlust von Biotopen und 
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Gehölzen sowie Lebensräumen und Habitaten von wertgebenden Vogelarten zur 

Folge. Auch anlagebedingt kommt es zu Änderungen der Biotope und Habitate, was 

zum Verlust derselben für wertgebende Vogelarten führen kann. Die Artenschutzrecht-

liche Vorprüfung liefert keine Hinweise, dass an dieser Stelle artenschutzrechtliche 

Belange dem Vorhaben entgegenstehen, sofern entsprechende Vermeidungs- und 

Minderungsmaßnahmen umgesetzt werden. Eine Vereinbarkeit mit den Festlegungen 

des LEP und des Regionalplans Münsterland ist daher somit nur gegeben, sofern das 

Vorhaben nicht an anderer Stelle realisiert werden kann und der Eingriff auf das unbe-

dingt erforderliche Maß beschränkt wird. 

Des Weiteren ist im Überschneidungsbereich der Segmente 120a und 133 ein BSN 

gelegen, welches zugleich teilweise als Naturschutzgebiet geschützt ist (NSG ST-060 

„Rote Brook“). Da dieses BSN nur teilweise in den Korridor hineinragt, wird unterstellt, 

dass diesem im Zuge der Feintrassierung ausgewichen werden kann. 

Ein BSN und zudem Waldbereich befindet sich zu Beginn der Variante nördlich des 

Mittellandkanals (SG 119a). Es verbleibt innerhalb des Segments ein schmaler Pas-

sageraum. Sollte dieser nicht genutzt werden können oder mit Blick auf die Querung 

des Mittellandkanals eine Feintrassierung durch den Waldbereich / den BSN erforder-

lich sein, ist nach den Festlegungen des LEP NRW darzulegen, dass eine Realisierung 

außerhalb des Waldbereichs nicht möglich ist und in der Folge der Eingriff auf das 

unbedingt erforderliche Maß beschränkt wird. 

Ein weiterer Waldbereich, der den Korridor zudem auf ganzer Breite überdeckt, befin -

det sich im Kopplungspunkt zu den Segmenten 119b und 128. Die tatsächliche Nut-

zung weist eine Schneise auf, die sich auch im Entwurf des Regionalplans Münster-

land wiederfindet. Sofern diese Schneise für die Trassierung genutzt werden kann und 

nur eine geringfügige Inanspruchnahme des Waldes stattfinden muss, kann an dieser 

Stelle von einer Vereinbarkeit ausgegangen werden. 

Des Weiteren befinden sich weitere kleinere Waldbereiche innerhalb der Variante 1a. 

Es wird unterstellt, dass diesen innerhalb des 650 m-breiten Korridors im Rahmen der 

Feintrassierung ausgewichen werden kann. 
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Die Variante 1a wird vollständig von BSLE überlagert. BSLE lassen sich wegen ihrer 

Großräumigkeit in den meisten Fällen von geplanten Leitungsvorhaben nicht umge-

hen. Aufgrund der Vorhabenwirkungen (Erdkabel) ist jedoch nicht von einer starken 

Beeinträchtigung dieser Gebiete auszugehen. LSG befinden sich an der Landes-

grenze zu Niedersachsen (LSG-3612-0001) im Segment 119a, südöstlich des Sied-

lungsbereichs der Gemeinde Mettingen (LSG 3612-0007) im Segment 120a und im 

Segment 120b östlich des Konverterstandortes (LSG 3612-0006). Die Variante 1a 

weist Biotopverbundflächen besonderer und herausragender Bedeutung auf.  

Die Artenschutzrechtliche Vorprüfung führt für die Trassenkorridorsegmente der Vari -

ante 1a als planungsrelevante, verfahrenskritische Arten die Bechsteinfledermaus und 

die Knoblauchkröte auf. Die artenschutzrechtliche Vorprüfung kommt zu dem Ergeb-

nis, dass artenschutzrechtliche Belange dem Vorhaben mit hinreichender Wahrschein-

lichkeit nicht entgegenstehen. 

Schutzgut Boden 

Besonders wertvolle landwirtschaftliche Böden aufgrund einer hohen Bodenfruchtbar-

keit (Bodenwertzahl von über 55 Punkten) gem. Grundsatz 7.5-2 LEP NRW sind in-

nerhalb der Variante 1a nicht vorhanden. 

Die Variante 1a weist v.a. im südlichen Bereich schutzwürdige Böden auf, die den 

Trassenkorridor z.T. vollständig überdecken. Im Einzelnen handelt es sich um 

 Böden mit der Funktion „Regelung und Puffer / natürliche Bodenfruchtbarkeit“ , 

zumeist sehr hohe Schutzwürdigkeit (Segmente 120a/b) 

 Böden mit großem Wasserrückhaltevermögen (Segmente 120a/b) 

Des Weiteren befinden sich nördlich des Mittellandkanals an der Landesgrenze zu 

Niedersachsen (Segment 119a) Plaggenesche sehr hoher Schutzwürdigkeit und 

Sand- und Schuttböden hoher Schutzwürdigkeit, die einen Riegel im Korridor bilden. 

Plaggenesche sehr hoher Schutzwürdigkeit bilden zudem im Segment 119c einen 

schmalen Riegel. Weitere schutzwürdige Böden, die den Korridor jedoch nur tangieren 
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befinden sich in den Segmenten 119a/119b (Grundwasserböden hoher Schutzwürdig-

keit) und 119c/120a (Moorböden hoher Schutzwürdigkeit, Plaggenesche sehr hoher 

Schutzwürdigkeit).  

Die Inanspruchnahme besonders schutzwürdiger Böden bzw. für landwirtschaftliche 

Nutzung besonders geeigneter Böden kann während der Bauphase nicht vollumfäng-

lich verhindert werden. Die Inanspruchnahme im Antragskorridor wird daher aus raum-

ordnerischer Sicht als alternativlos und unabweisbar eingestuft. Aus raumordnerischer 

Sicht ist die Inanspruchnahme besonders schutzwürdiger Böden allerdings nur dann 

möglich, wenn in den nachfolgenden Planungsschritten alle sinnvollen Maßnahmen 

zur Konfliktminimierung geprüft und umgesetzt werden. Eine bodenkundliche Baube-

gleitung zur Minimierung der Konflikte wird empfohlen und ist laut Vorhabenträgerin 

auch beabsichtigt. 

Schutzgut Wasser 

Die Prüfung der Festlegungen des BRPH hat für die Variante 1a das folgende Ergeb-

nis:  

 Ziel I.1.1 BRPH: Unter Berücksichtigung des ÜSG an der Mettinger Aa östlich 

von Mettingen ist auf Ebene der Raumordnung kein Risiko für das Vorhaben 

(Erdkabel) ersichtlich.  

 Ziel I.2.1 BRPH: Die Starkregengefahrenhinweiskarte NRW weist v.a. für die 

Segmente 119a und 119c/120a (ÜSG Mettinger Aa) Starkregengefahren aus, 

wobei diese eher von seltenerer Eintrittswahrscheinlichkeit mit geringeren Was-

serhöhen sind (Ausnahme: ÜSG Mettinger Aa). Auf Ebene der Raumordnung 

ist kein Risiko für das Vorhaben (Erdkabel) ersichtlich. Auch eine Erhöhung der 

Starkregengefahr durch das Vorhaben ist auf dieser Ebene nicht erkennbar.  

 Ziel II.1.3 BRPH: Böden mit großem Wasserrückhaltevermögen sind im südli-

chen Abschnitt der Variante großflächig vorhanden (SG 120a und 120b). Auf 

Ebene der Raumordnung ist die durch das Ziel geforderte Prüfung jedoch nicht 

durchführbar, insbesondere nicht die Festlegung eines ggf. erforderlichen räum-

lichen und funktionalen Ausgleichs. Das Ziel ist daher im Rahmen der Planfest-

stellung zu prüfen. 
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 Grundsatz II.1.4 BRPH: Die Variante 1a quert Gewässer und ein ÜSG. Aufgrund 

der Vorhabenwirkung wird jedoch auf Ebene der Raumordnung nicht von einer 

negativen Wirkung auf die Abfluss- und Retentionsräume ausgegangen. Rück-

gewinnbare Rückhalteflächen sind innerhalb der Variante 1a nicht dargestellt. 

 Ziel II.2.3 BRPH: Die Variante 1a muss das Überschwemmungsgebiet der Met-

tinger Aa östlich der Gemeinde Mettingen queren. Die Ausnahmevoraussetzun-

gen des WHG (§ 78 (5, 6, 7) oder § 78a (2) WHG) müssen im anschließenden 

Planfeststellungsverfahren geprüft werden.  

Neben den genannten Festlegungen des BRPH sind im Rahmen der Planfeststellung 

zudem hochwasserminimierende Aspekte gem. Grundsatz II.1.1 zu berücksichtigen. 

Die Variante 1a quert einige Fließgewässer, zu nennen sind hier insbesondere die 

Düsterdieker Aa und die Mettinger Aa. Gemäß Ziel 29 des Regionalplans Münsterland 

ist die Bedeutung, die fließende und stehende Gewässer für Natur und Landschaft 

haben, bei allen die Gewässer berührenden Planungen und Maßnahmen zu beachten. 

Viele der Fließgewässer verlaufen quer zur Trassenachse durch den Antragskorridor. 

Ihre Querung wird daher als unabweisbar eingestuft und ist aus raumordnerischer 

Sicht möglich, sofern ihre jeweilige Bedeutung für Natur und Landschaft bei der ge-

planten Baumaßnahme beachtet wird, im nachfolgenden Verfahren der Eingriff auf das 

unbedingt erforderliche Maß reduziert wird und angemessene Vermeidungs- und Ver-

minderungsmaßnahmen bestimmt werden. 

Die Mettinger Aa ist zudem von einem Überschwemmungsbereich umgeben (zugleich 

festgesetztes Überschwemmungsgebiet gem. § 76 WHG, s.o.). Überschwemmungs-

bereiche sind Vorranggebiete, die nicht zugleich die Wirkung von Eignungsgebieten 

haben. Überschwemmungsbereiche dienen gem. Ziel 30 des Regionalplans Münster -

land dem Abfluss und der Retention von Hochwasser und sind von entgegenstehen-

den Nutzungen freizuhalten. Ausnahmen sind in Einzelfällen möglich, für die auch das 

WHG oder das Landeswassergesetz (LWG NRW) entsprechende Ausnahmemöglich-

keiten vorsehen. 
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Die von der Vorhabenträgerin vorgelegte Vorprüfung nach der Wasserrahmenrichtlinie 

kommt zu dem Schluss, dass aufgrund der kurzfristigen und kleinräumigen Auswirkun-

gen des Vorhabens nicht von einer Verschlechterung oder Gefährdung der Ziele der 

WRRL für die betroffenen Oberflächengewässerkörper und Grundwasserkörper aus-

zugehen ist. 

Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Die Ausführungen zu Ziel 2 und Grundsatz 7.2 bei der Bewertung des Antragskorridors 

(vgl. Kap. 3.3.1.7) sind auf die Variante 1a übertragbar. 

Innerhalb des Antragskorridors sind Vorkommen von Bodendenkmälern und archäo-

logischen Fundstellen nicht auszuschließen. Der Umweltbericht der Vorhabenträgerin 

führt für alle Segmente der Variante, insbesondere für das Segment 119a, archäologi-

sche Fundstellen auf.  

Innerhalb der Variante 1a sind keine Windenergiebereiche (WEB, Vorranggebiet) und 

Bereiche zur Sicherung und zum Abbau oberflächennaher Bodenschätze (BSAB, Vor-

ranggebiete mit der Wirkung als Eignungsgebiete) vorhanden. Im Bereich des Kopp-

lungspunktes der Segmente 119c/120a grenzt ein östlich gelegenes BSAB an den 

Trassenkorridor, ragt aber nicht in diesen hinein. Sollte sich die Feintrassierung dem 

östlichen Rand des Korridors in diesem Bereich annähern, sind in den weiteren Pla-

nungsschritten ggf. Auswirkungen auf das BSAB zu prüfen. Wertvolle Lagerstätten 

oberflächennaher Rohstoffe, in denen gem. Grundsatz 28.2 Regionalplan Münsterland 

Nutzungen, die eine Rohstoffgewinnung dauerhaft unmöglich machen, nicht zugelas-

sen werden sollen, sind innerhalb der Variante 1a nicht vorhanden. Die Variante 1a 

quert wirtschaftlich bedeutsam einzustufende oberflächennahen Rohstoffvorkommen. 

Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll die Standortgebunden-

heit der Lagerstätten gem. Grundsatz 28.3 Regionalplan Münsterland berücksichtigt 

werden. Aufgrund des großflächigen Vorkommens der wirtschaftlich bedeutsamen 

Rohstoffvorkommen ist eine Querung jedoch aus unabweisbar und erforderlich einzu-

stufen. 

Der Entwurf des Regionalplans Münsterland legt östlich des Konverterstandortes ein 

Windenergiegebiet fest, welches das Segment 120b auf ganzer Breite überlagert. Es 
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handelt sich um eine Konzentrationszonenplanung der Stadt Ibbenbüren, die jedoch 

aufgehoben wurde. Hinsichtlich des Planfeststellungsverfahrens ist zu prüfen, ob der 

derzeit im Aufstellungsverfahren befindliche Regionalplan Rechtskraft erlangt hat oder 

ob seine Festlegungen als „Ziele in Aufstellung“ gem. ROG oder LPlG zu berücksich-

tigen sind. Sollte es sich bei dieser Fläche dann um ein rechtskräftiges Vorranggebiet 

handeln, ist zu beachten, dass die Funktion dieses Gebietes ggf. nicht mit dem Vorha -

ben vereinbar ist. Es muss diesbezüglich eine Einzelfallprüfung der Vorhabenwirkun-

gen auf das Gebiet vorgenommen werden. Sollte diese Prüfung ergeben, dass die 

vorrangige Funktion des Gebietes beeinträchtigt ist, ist ein Zielabweichungsverfahren 

oder Regionalplanänderung erforderlich. Des Weiteren legt der Entwurf des Regional-

plans Münsterland im Segment 120b ein kleineres Windenergiegebiet fest (ebenfalls 

aufgehobene Windkonzentrationszonenplanung), bei dem unterstellt wird, dass die-

sem im Zuge der Feintrassierung ausgewichen wird, sollte der Regionalplan zum Zeit -

punkt der Planfeststellung Rechtskraft erlangt haben. 

Die Variante 1a quert südlich der Landesgrenze zu Niedersachsen im Segment 119a 

den Mittellandkanal, der im Regionalplan Münsterland als Wasserstraße festgelegt ist. 

Für Wasserstraßen ist das Ziel 8.1-9 LEP NRW zu beachten, nach dem Wasserstra-

ßen und mit ihnen in funktionalem Zusammenhang stehende Flächen so zu entwickeln 

sind, dass sie die ihnen zugedachten Funktionen im multimodalen Güterverkehr (Was-

ser, Schiene, Straße) angemessen erfüllen können. Im Raumordnungsverfahren sind 

keine Hinweise bekannt geworden, dass durch das Vorhaben diese Funktionen beein-

trächtigt werden könnten. Insbesondere hat die zuständige Wasserstraßen- und Schiff-

fahrtsverwaltung des Bundes (WSV) keine grundsätzlichen Bedenken zu der Querung 

des Mittellandkanals geäußert. 

3.3.2.2 Variante 1b 

Die Variante 1b umfasst die Segmente 119a, 119b + 134 (oder 128), 131, 132, 133 

und 120b. Diese bilden (mit Ausnahme des Segments 120b) die Gruppe 3 im Alterna-

tivenvergleich V10 in den Unterlagen der Vorhabenträgerin. Die Bewertung der Unter-

varianten 119b und 134 gegenüber 128 erfolgt als Untervariantenvergleich U15 in den 

Antragsunterlagen. Die Variante weist insgesamt eine Länge von ungefähr 16 km auf. 
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Eine Bündelungsmöglichkeit besteht für einen kurzen Abschnitt im Segment 120b (s. 

Variante 1a). Die Aussagen bei der Variante 1a zu dem Vorhaben „Korridor B“ sind auf 

die Variante 1b übertragbar. 

Die Bewertung der Segmente 119a, 119b und 120b wurde bereits in Kap. 3.3.2.1 (Va-

riante 1a) vorgenommen. Daher werden nur die von der Variante 1a abweichenden 

Trassenkorridorsegmente beurteilt. 

 

Abbildung 9: Variante 1b 
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Schutzgut Siedlungsraum 

Im Untersuchungsraum dieser Variante ist als einziger Siedlungsbereich im Segment 

120b der GIB an der ehemaligen Kraftwerksfläche Ibbenbüren festgelegt. Die Bewer-

tung erfolgte bereits bei der Variante 1a bzw. in Kap. B 4. 

Schutzgut Freiraum, Natur und Landschaft, Wald 

Über den unter Variante 1a beschriebenen BSN „Düsterdieker Niederung“ im Segment 

119a hinaus ragt ein weiteres nördlich in das Segment 133 hinein. Es handelt sich um 

das teilweise als Naturschutzgebiet geschützte (NSG ST-060) „Rote Brook“. Dieses 

liegt zudem im Segment 120a (s.o.). Es ragt zwar nur teilweise in den Korridor hinein, 

jedoch verbleibt mit einem südlich gelegenen Waldbereich wenig Raum für eine Tras-

sierung, die weder BSN noch Wald in Anspruch nimmt. Es ist eine beide Bereiche 

möglichst schonende Feintrassierung zu wählen. Wenn dies aufgrund anderer Rest-

riktionen nicht möglich ist, ist eine Vereinbarkeit mit den Festlegungen des LEP NRW 

und des Regionalplans Münsterland nur gegeben, wenn die Inanspruchnahme des 

Waldes oder des BSN auf das unbedingte erforderliche Maß beschränkt wird und eine 

Realisierung außerhalb dieser Bereiche nicht möglich ist. Auf die veränderte Festle-

gung des Waldbereiches im Entwurf des Regionalplans Münsterland wird an dieser 

Stelle verwiesen. 

Ein Teil des BSN (zugleich GSN gem. LEP NRW) „Düsterdieker Niederung“ ist in den 

Untervarianten SG 128 und 134 gelegen (s. Abb. 10). Es ist zudem fachrechtlich als 

Naturschutzgebiet und Natura 2000- Gebiet (VSG DE-3612-401; NSG ST-034) ge-

schützt. Während der BSN im Segment 128 riegelbildend ist und somit eine Querung 

erforderlich ist (wenn auch, je nach Feintrassierung, nur randlich), ragt es in das Seg-

ment 134 lediglich hinein. Eine Trassierung über das Segment 134 würde jedoch die 

Querung eines Waldbereichs erfordern. Auf Ebene der Raumordnung ist eine Querung 

des BSN nach den Festlegungen des LEP und des Regionalplans Münsterland zu be-

werten. Eine Querung ist nur dann mit der vorrangigen Funktion dieses Bereichs zum 

Schutz der Natur vereinbar, wenn diese Funktion durch das Vorhaben nicht beein -

trächtigt wird. Die Natura 2000-Verträglichkeitsvoruntersuchung kommt zu dem 
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Schluss, dass sich in diesem Segment mögliche Beeinträchtigungen v.a. durch bau-

bedingte Auswirkungen ergeben. Diese haben den Verlust von Biotopen und Gehölzen 

sowie Lebensräumen und Habitaten von wertgebenden Vogelarten zur Folge. Auch 

anlagebedingt kommt es zu Änderungen der Biotope und Habitate, was zum Verlust 

derselben für wertgebende Vogelarten führen kann. Die Artenschutzrechtliche Vorprü-

fung liefert keine Hinweise, dass an dieser Stelle artenschutzrechtliche Belange dem 

Vorhaben entgegenstehen, sofern entsprechende Vermeidungs- und Minderungs-

maßnahmen umgesetzt werden. Eine Vereinbarkeit mit den Festlegungen des LEP 

und des Regionalplans Münsterland ist daher somit nur gegeben, sofern das Vorhaben 

nicht an anderer Stelle realisiert werden kann. 

 

Abbildung 10: Untervarianten SG 128 oder SG 119b und 134 

Auch für den Waldbereich gilt es die Vereinbarkeit mit den Festlegungen des LEP und 

des Regionalplans Münsterland zu prüfen. In dem Schutzstreifen ist eine Anpflanzung 

tiefwurzelnder Gehölze untersagt, so dass eine Beeinträchtigung der Waldfunktion 

nicht sicher ausgeschlossen werden kann. Jedoch befindet sich mit der L595 bereits 

eine Zäsur in dem Waldbereich im Segment 134, so dass z.B. bei einer Leitungsver-

legung in Bündelung mit der vorhandenen Infrastruktur der Eingriff auf ein geringes 

Maß reduziert werden könnte.  
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Der Untervariantenvergleich 15 der Vorhabenträgerin (Unterlage 7, Teil B) gibt der 

Trassenführung über die Segmente 119b und 134 den Vorzug gegenüber dem Seg-

ment 128. Ausschlaggebend für die Bewertung sind v.a. umweltfachliche Gründe. In 

der RVS (vgl. Unterlage 2) werden beide Untervarianten als gleichwertig eingestuft. 

Diese Einschätzung kann für die Ebene der Raumordnung bestätigt werden. Aus um-

weltfachlicher Sicht scheinen v.a. die Schutzgebiete und das Vorliegen von schutzwür-

digen Böden gegen das Segment 128 zu sprechen. Da die genaue Betroffenheit in 

diesem Fall jedoch sehr stark von der jeweiligen Feintrassierung abhängen, ist in die-

ser raumordnerischen Beurteilung der Variante eine abschließende Beurteilung nicht 

möglich. 

Ein weiterer, schmaler Waldbereich, der den Korridor fast auf ganzer Breite überdeckt, 

befindet sich im Segment 132 westlich von Westerkappeln (auf eine veränderte Fest-

legung im Entwurf des Regionalplans Münsterland wird an dieser Stelle hingewiesen). 

Es befinden sich zwar Lücken, die theoretisch für eine Trassierung genutzt werden 

könnten. Aufgrund der Querung der L599 könnten jedoch Zwangspunkte vorhanden 

sein, so dass bei der Feintrassierung Wald in Anspruch genommen werden muss. Eine 

Vereinbarkeit mit den Festlegungen des LEP NRW und des Regionalplans Münster -

land ist nur gegeben, wenn die Inanspruchnahme des Waldes auf das unbedingte er-

forderliche Maß beschränkt wird und eine Realisierung außerhalb des Waldes nicht 

möglich ist.  

Des Weiteren liegen kleinere Waldbereiche innerhalb des Korridorverlaufs der Vari -

ante 1b, bei denen unterstellt wird, dass ihnen im Zuge der Feintrassierung innerhalb 

des 650 m breiten Korridors ausgewichen werden kann. 

Die Variante 1b wird vollständig von BSLE überlagert. BSLE lassen sich wegen ihrer 

Großräumigkeit in den meisten Fällen von geplanten Leitungsvorhaben nicht umge-

hen. Aufgrund der Vorhabenwirkungen (Erdkabel) ist jedoch nicht von einer starken 

Beeinträchtigung dieser Gebiete auszugehen. LSG befinden sich - neben den bereits 

bei der Variante 1a genannten LSG in den Segmenten 119a und 120b - in dem Seg-

ment 132 (LSG 3612-0007, LSG 3613-0003) und großflächig in dem Segment 133 
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(LSG 3612-0007). Die Variante 1b weist Biotopverbundflächen besonderer und her-

ausragender Bedeutung auf, die sich - neben Biotopverbundflächen in dem Segment 

119a - v.a. auf die Segmente 128. 134 und 131 konzentrieren.  

Die Artenschutzrechtliche Vorprüfung führt für die Trassenkorridorsegmente der Vari -

ante 1b als planungsrelevante, verfahrenskritische Arten die Bechsteinfledermaus und 

die Knoblauchkröte auf. Die artenschutzrechtliche Vorprüfung kommt zu dem Ergeb-

nis, dass artenschutzrechtliche Belange dem Vorhaben mit hinreichender Wahrschein-

lichkeit nicht entgegenstehen. 

Schutzgut Boden 

Besonders wertvolle landwirtschaftliche Böden aufgrund einer hohen Bodenfruchtbar-

keit (Bodenwertzahl von über 55 Punkten) gem. Grundsatz 7.5-2 LEP NRW sind in-

nerhalb der Variante 1b nicht vorhanden. 

Neben den schon bei der Variante 1a beschriebenen schutzwürdigen Böden im Seg-

ment 119a, v.a. jedoch im Segment 120b, sind schutzwürdige Böden zudem in den 

Segmenten 133, 132, 131 und im Kopplungspunkt der Segmente 128/134 vorhanden. 

Es handelt sich im um 

 Böden mit der Funktion „Regelung und Puffer / natürliche Bodenfruchtbarkeit“, 

zumeist sehr hohe Schutzwürdigkeit (Segmente 132, 133) 

 Plaggenesche hoher Schutzwürdigkeit (Segmente 131/132; 128/134) 

 Böden mit großem Wasserrückhaltevermögen (Segmente 128/134, 131, 132, 

133) 

Die Inanspruchnahme besonders schutzwürdiger Böden bzw. für landwirtschaftliche 

Nutzung besonders geeigneter Böden kann während der Bauphase nicht vollumfäng-

lich verhindert werden. Die Inanspruchnahme im Antragskorridor wird daher aus raum-

ordnerischer Sicht als alternativlos und unabweisbar eingestuft. Aus raumordnerischer 

Sicht ist die Inanspruchnahme besonders schutzwürdiger Böden allerdings nur dann 

möglich, wenn in den nachfolgenden Planungsschritten alle sinnvollen Maßnahmen 
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zur Konfliktminimierung geprüft und umgesetzt werden. Eine bodenkundliche Baube-

gleitung zur Minimierung der Konflikte wird empfohlen und ist laut Vorhabenträgerin 

auch beabsichtigt. 

Schutzgut Wasser 

Die Prüfung der Festlegungen des BRPH hat für die Variante 1b das folgende Ergeb-

nis:  

 Ziel I.1.1 BRPH: Unter Berücksichtigung des ÜSG am Stollenbach südöstlich 

der Gemeinde Mettingen ist auf Ebene der Raumordnung kein Risiko für das 

Vorhaben (Erdkabel) ersichtlich.  

 Ziel I.2.1 BRPH: Die Starkregengefahrenhinweiskarte NRW weist v.a. für die 

Segmente 119a und 133 (ÜSG Stollenbach) Starkregengefahren aus, wobei 

diese eher von seltenerer Eintrittswahrscheinlichkeit mit geringeren Wasserhö-

hen sind. Auf Ebene der Raumordnung ist kein Risiko für das Vorhaben (Erd-

kabel) ersichtlich. Auch eine Erhöhung der Starkregengefahr durch das Vorha-

ben ist auf dieser Ebene nicht erkennbar.  

 Ziel II.1.3 BRPH: Mit Ausnahme des Segments 119a weisen alle Segmente der 

Variante 1b Böden mit großem Wasserrückhaltevermögen auf (flächendeckend 

im südlichen Abschnitt). Auf Ebene der Raumordnung ist die durch das Ziel ge-

forderte Prüfung jedoch nicht durchführbar, insbesondere nicht die Festlegung 

eines ggf. erforderlichen räumlichen und funktionalen Ausgleichs. Das Ziel ist 

daher im Rahmen der Planfeststellung zu prüfen. 

 Grundsatz II.1.4 BRPH: Die Variante 1b quert Gewässer und ein ÜSG, aufgrund 

der Vorhabenwirkung wird jedoch auf Ebene der Raumordnung nicht von einer 

negativen Wirkung auf die Abfluss- und Retentionsräume ausgegangen. Rück-

gewinnbare Rückhalteflächen sind innerhalb der Variante 1b nicht dargestellt 

(s. Portal Hochwasserkarten.NRW). 
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 Ziel II.2.3 BRPH: Die Variante 1b muss das Überschwemmungsgebiet des Stol-

lenbachs südöstlich der Gemeinde Mettingen queren. Die Ausnahmevorausset-

zungen des WHG (§ 78 (5, 6, 7) oder § 78a (2) WHG) müssen im anschließen-

den Planfeststellungsverfahren geprüft werden.  

Neben den genannten Festlegungen des BRPH sind im Rahmen der Planfeststellung 

zudem hochwasserminimierende Aspekte gem. Grundsatz II.1.1 zu berücksichtigen. 

Die Variante 1b quert wie die Variante 1a v.a. die Fließgewässer Düsterdieker Aa und 

Mettinger Aa (bzw. Stollenbach). Gemäß Ziel 29 des Regionalplans Münsterland ist 

die Bedeutung, die fließende und stehende Gewässer für Natur und Landschaft haben, 

bei allen die Gewässer berührenden Planungen und Maßnahmen zu beachten. Viele 

der Fließgewässer verlaufen quer zur Trassenachse durch den Antragskorridor. Ihre 

Querung wird daher als unabweisbar eingestuft und ist aus raumordnerischer Sicht 

möglich, sofern ihre jeweilige Bedeutung für Natur und Landschaft bei der geplanten 

Baumaßnahme beachtet wird, im nachfolgenden Verfahren der Eingriff auf das unbe-

dingt erforderliche Maß reduziert wird und angemessene Vermeidungs- und Vermin-

derungsmaßnahmen bestimmt werden. 

Anders als im Segment 120a wird die Mettinger Aa bei der Variante 1b im Segment 

133 (hier: Stollenbach) gequert. Auch in diesem Segment ist das Fließgewässer von 

einem Überschwemmungsbereich umgeben (zugleich festgesetztes Überschwem-

mungsgebiet gem. § 76 WHG, s.o.). Überschwemmungsbereiche sind Vorrangge-

biete, die nicht zugleich die Wirkung von Eignungsgebieten haben. Überschwem-

mungsbereiche dienen gem. Ziel 30 des Regionalplans Münsterland dem Abfluss und 

der Retention von Hochwasser und sind von entgegenstehenden Nutzungen freizu-

halten. Ausnahmen sind in Einzelfällen möglich, für die auch das WHG oder das Lan-

deswassergesetz (LWG NRW) entsprechende Ausnahmemöglichkeiten vorsehen. 

Die von der Vorhabenträgerin vorgelegte Vorprüfung nach der Wasserrahmenrichtlinie 

kommt zu dem Schluss, dass aufgrund der kurzfristigen und kleinräumigen Auswirkun-

gen des Vorhabens nicht von einer Verschlechterung oder Gefährdung der Ziele der 

WRRL für die betroffenen Oberflächengewässerkörper und Grundwasserkörper aus-

zugehen ist. 



Raumordnerische Beurteilung mit Begründung Bezirksregierung Münster 

Raumordnungsverfahren BalWin2 32.03.10.01-006 

   

 

70 

 

Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Die Ausführungen zu Ziel 2 und Grundsatz 7.2 bei der Bewertung des Antragskorridors 

(vgl. Kap. B 3.3.1.7) sind auf die Variante 1b übertragbar. 

Innerhalb der Variante 1b sind Vorkommen von Bodendenkmälern und archäologi-

schen Fundstellen nicht auszuschließen. Der Umweltbericht der Vorhabenträger in 

führt für alle Segmente der Variante archäologische Fundstellen auf. Neben dem bei 

der Variante 1a bereits hervorgehobenen Segment 119a ist eine Konzentration von 

Fundstellen zudem im Segment 133 sowie im Segment 132 auszumachen. 

Innerhalb der Variante 1b sind keine Windenergiebereiche (WEB, Vorranggebiet) und 

Bereiche zur Sicherung und zum Abbau oberflächennaher Bodenschätze (BSAB, Vor-

ranggebiete mit der Wirkung als Eignungsgebiete) vorhanden. An das Segment 132 

grenzt ein westlich gelegenes BSAB an den Trassenkorridor (vgl. Kap. B 3.3.2.1), ragt 

aber nicht in diesen hinein. Sollte sich die Feintrassierung dem westlichen Rand des 

Korridors in diesem Bereich annähern, sind in den weiteren Planungsschritten ggf. 

Auswirkungen auf das BSAB zu prüfen. Wertvolle Lagerstätten oberflächennaher Roh-

stoffe, in denen gem. Grundsatz 28.2 Regionalplan Münsterland Nutzungen, die eine 

Rohstoffgewinnung dauerhaft unmöglich machen, nicht zugelassen werden sollen, 

sind innerhalb der Variante 1b nicht vorhanden. Die Variante 1b quert wirtschaftlich 

bedeutsam einzustufende oberflächennahen Rohstoffvorkommen. Bei allen raumbe-

deutsamen Planungen und Maßnahmen soll die Standortgebundenheit der Lagerstät-

ten gem. Grundsatz 28.3 Regionalplan Münsterland berücksichtigt werden. Aufgrund 

des großflächigen Vorkommens der wirtschaftlich bedeutsamen Rohstoffvorkommen 

ist eine Querung jedoch aus unabweisbar und erforderlich einzustufen. 

Neben dem bei der Variante 120b festgelegten Windenergiegebiet im Entwurf des Re-

gionalplans Münsterland, enthält dieser auch im Kopplungspunkt der Segmente 

132/133 ein Windenergiegebiet. Es handelt sich um ein Gebiet der kommunalen Kon-

zentrationszonenplanung (FNP) der Gemeinde Westerkappeln. Es ist also bereits zu 

diesem Zeitpunkt bei der Feintrassierung zu berücksichtigen. 

Für die Querung des Mittellandkanals gilt die Bewertung bei der Variante 1a. 
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3.3.2.3 Variante 2 

Die Variante 2 umfasst die Segmente 122a, 125, 127 + 129 (oder 126), 131, 132, 133 

und 120b. Diese bilden (mit Ausnahme des Segments 120b) die Gruppe 2 im Alterna-

tivenvergleich V10 in den Unterlagen der Vorhabenträgerin. Die Bewertung der Unter -

varianten 127 und 129 gegenüber der Variante 126 erfolgt als Untervariantenvergleich 

U16 in den Antragsunterlagen. Die Variante weist insgesamt eine Länge von ungefähr 

16,5 bis 18,5 km (abhängig von der Wahl der Untervariante) auf. In dem Segment 127 

verläuft eine 380 kV-Freileitung, so dass hier die Möglichkeit einer Bündelung (in ge-

ringem Umfang) gegeben ist. Eine weitere Bündelungsmöglichkeit besteht für einen 

kurzen Abschnitt im Segment 120b (s. Variante 1a).  

Die Bewertung der Segmente 131, 132, 133 und 120b wurde bereits in Kap. B 3.3.2.2 

(Variante 1b) vorgenommen. Daher werden nur die von der Variante 1b abweichenden 

Trassenkorridorsegmente beurteilt. 
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Abbildung 11: Variante 2 

 

Schutzgut Siedlungsentwicklung 

Im Untersuchungsraum dieser Variante ist als einziger Siedlungsbereich im Segment 

120b der GIB an der ehemaligen Kraftwerksfläche Ibbenbüren festgelegt. Die Bewer-

tung erfolgte bereits bei der Variante 1a bzw. in Kap. B 4. 
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Schutzgut Freiraum, Natur und Landschaft, Wald 

Die Variante 2 verläuft in ihrem nördlichen Abschnitt durch die Düsterdieker Niederung, 

so dass einige Segmente regionalplanerisch gesicherte Bereiche zum Schutz Natur 

und fachrechtliche geschützte Gebiete queren:  

 Segment 122a: Das Schutzgebiet der Düsterdieker Niederung beginnt südlich 

des Mittellandkanals. Es ist im Regionalplan Münsterland als BSN (zugleich 

GSN gem. LEP NRW) gesichert und bildet einen breiten Riegel. Der BSN „Düs-

terdieker Niederung“ umfasst auch das gleichnamige Natura 2000-Gebiet (VSG 

DE-3612-401; zugleich NSG) sowie FFH-Gebiet „Wäldchen nördlich Wester-

kappeln“ (FFH DE-3613-304; zugleich NSG), welches südlich des Mittellandka-

nals von Westen in den Trassenkorridor ragt. 

 

Abbildung 12: BSN Düsterdieker Niederung im Segment 122a 

 Segmente 126/127: Das großflächige Schutzgebiet „Düsterdieker Niederung“ 

wird zudem durch die Segmente 126 und 127 gequert. Es liegt jeweils als breiter 

Riegel beidseits der Düsterdieker Aa in den Korridoren. Das Segment 127 stellt 

zusammen mit dem Segment 129 eine Variante zu dem Segment 126 dar (s. 
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Untervariantenvergleich 16 in der Unterlage 7, Teil B). Die Düsterdieker Niede-

rung ist in diesem Bereich ebenfalls als Natura 2000-Gebiet (VSG DE-3612-

401; zugleich NSG) fachrechtlich geschützt. 

 

Abbildung 13: BSN Düsterdieker Niederung in den Segmenten 126/127 

Der Korridorverlauf der Variante 2 muss die Düsterdieker Niederung somit zwingend 

im Segment 122a und entweder im Segment 126 oder im Segment 127 queren. Der 

BSN reicht auch geringfügig von Norden in das Segment 129, hier wird aber unterstellt, 

dass diesem im Rahmen der Feintrassierung ausgewichen wird.  

Eine Querung ist nur dann mit der vorrangigen Funktion dieses BSN vereinbar, wenn 

diese Funktion durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt wird. Die Natura 2000-Verträg-

lichkeitsvoruntersuchung kommt zu dem Schluss, dass sich in diesem Segment mög-

liche Beeinträchtigungen v.a. durch baubedingte Auswirkungen ergeben. Diese haben 

den Verlust von Biotopen und Gehölzen sowie Lebensräumen und Habitaten von wert-

gebenden Vogelarten zur Folge. Auch anlagebedingt kommt es zu Änderungen der 

Biotope und Habitate, was zum Verlust derselben für wertgebende Vogelarten führen 
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kann. Die Artenschutzrechtliche Vorprüfung liefert keine Hinweise, dass an dieser 

Stelle artenschutzrechtliche Belange dem Vorhaben entgegenstehen, sofern entspre-

chende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen umgesetzt werden. Eine Verein-

barkeit mit den Festlegungen des LEP und des Regionalplans Münsterland ist daher 

somit nur gegeben, sofern das Vorhaben nicht an anderer Stelle realisiert werden 

kann. 

Beim Vergleich der Varianten SG 126 und SG 127/129 fällt auf, dass die Querungs-

länge des BSN bei der laut Untervariantenvergleich der Vorhabenträgerin vorzugswür-

digen Variante SG 127/129 um ca. 150 m länger ist (d.h. >20% Mehrlänge). Der Vor-

zug ergibt sich laut Untervariantenvergleich 16 auch durch die Betroffenheit anderer 

Schutzgüter, obwohl die vorzugswürdige Variante eine Mehrlänge von knapp 50 % 

aufweist. Die Einschätzung der Vorzugswürdigkeit wird an dieser Stelle nicht geteilt. 

Daran ändert auch die Bündelungsmöglichkeit mit einer Freileitung nichts, da die Bün-

delungsmöglichkeit nur für einen verhältnismäßig kurzen Abschnitt besteht (ca. 1,5 - 2 

km) und auch nicht die Querung der Düsterdieker Niederung betrifft.  

Ein weiterer BSN ist, wie bei der Variante 1b beschrieben, im Segment 133 zu finden. 

Dieser bildet mit einem angrenzenden Waldbereich nahezu einen Riegel.  

Neben den unter der Variante 1b bereits beschriebenen Waldbereichen liegen in den 

weiteren Segmenten der Variante 2 zwar keine riegelbildenden Waldbereiche vor, je-

doch ist nicht immer zu vermuten, dass den in den Korridor ragenden Waldbereichen 

im Rahmen der Feintrassierung ausgewichen werden kann. Dies betrifft den Waldbe-

reich, der südlich des Mittellandkanals angrenzt. Hier besteht zwar mittig eine Lücke, 

aufgrund der erforderlichen Querung des Mittellandkanals und hierdurch evtl. beste-

hender Zwangspunkte ist eine Vereinbarkeit mit den Festlegungen des LEP NRW und 

des Regionalplans Münsterland nur gegeben, wenn der Eingriff auf das unbedingt er-

forderliche Maß reduziert wird und das Vorhaben nicht an anderer Stelle realisiert wer-

den kann. 

Südlich angrenzend ragt von Westen der Waldbereich „Wäldchen nördlich von Wes-

terkappeln“ in das Segment 122a, welches zugleich ein FFH-Gebiet ist (FFH DE-3613-

304; zugleich NSG). Östlich angrenzend befinden sich weitere kleinere Waldbereiche 
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(s. Abb. 12). Es verbleibt zwar innerhalb des Korridors Raum, um allen Waldbereichen 

im Zuge der Feintrassierung ausweichen zu können. Sollte jedoch aus auf Ebene der 

Raumordnung nicht erkennbaren Restriktionen eine Trassierung durch Waldbereiche 

unausweichlich sein, ist das FFH-Gebiet „Wäldchen nördlich von Westerkappeln“ auf-

grund seiner Bedeutung und Funktion hiervon auszunehmen. Im Übrigen kann eine 

Querung von Waldbereichen nur nach den Festlegungen des LEP NRW und des Re-

gionalplans Münsterland erfolgen. 

Die Variante 2 wird vollständig von BSLE überlagert. BSLE lassen sich wegen ihrer 

Großräumigkeit in den meisten Fällen von geplanten Leitungsvorhaben nicht umge-

hen. Aufgrund der Vorhabenwirkungen (Erdkabel) ist jedoch nicht von einer starken 

Beeinträchtigung dieser Gebiete auszugehen. Neben den bereits bei der Variante 1b 

genannten LSG in den Segmenten 132 und 133 befinden sich keine weiteren LSG in 

dem Korridorverlauf der Variante 2. Die Variante 2 weist Biotopverbundflächen beson-

derer und herausragender Bedeutung auf, die sich - neben Biotopverbundflächen in 

dem Segment 131 - v.a. auf die Segmente 122a, 126 und 127/129 konzentrieren.  

Die Artenschutzrechtliche Vorprüfung führt für die Trassenkorridorsegmente der Vari -

ante 2 als planungsrelevante, verfahrenskritische Arten die Bechsteinfledermaus und 

die Knoblauchkröte auf. Die artenschutzrechtliche Vorprüfung kommt zu dem Ergeb-

nis, dass artenschutzrechtliche Belange dem Vorhaben mit hinreichender Wahrschein-

lichkeit nicht entgegenstehen. 

Schutzgut Boden 

Besonders wertvolle landwirtschaftliche Böden aufgrund einer hohen Bodenfruchtbar-

keit (Bodenwertzahl von über 55 Punkten) gem. Grundsatz 7.5-2 LEP NRW sind in-

nerhalb der Variante 2 nicht vorhanden. 

Neben den schon bei der Variante 1b beschriebenen schutzwürdigen Böden in den 

Segment 131, 132 und 133, v.a. jedoch im Segment 120b, sind schutzwürdige Böden 

in allen weiteren Segmenten der Variante (z.T. fast flächendeckend) vorhanden. Es 

handelt sich im um 

 Plaggenesche hoher Schutzwürdigkeit (Segmente 125, 126, 127, 129) 
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 Grundwasserböden hoher Schutzwürdigkeit (Segmente 122a, 126, 127) 

 Moorböden hoher Schutzwürdigkeit (Segmente 126, 127) 

 Böden mit großem Wasserrückhaltevermögen (Segmente 125, 126, 127, 129) 

Die Inanspruchnahme besonders schutzwürdiger Böden bzw. für landwirtschaftliche 

Nutzung besonders geeigneter Böden kann während der Bauphase nicht vollumfäng-

lich verhindert werden. Die Inanspruchnahme im Antragskorridor wird daher aus raum-

ordnerischer Sicht als alternativlos und unabweisbar eingestuft. Aus raumordnerischer 

Sicht ist die Inanspruchnahme besonders schutzwürdiger Böden allerdings nur dann 

möglich, wenn in den nachfolgenden Planungsschritten alle sinnvollen Maßnahmen 

zur Konfliktminimierung geprüft und umgesetzt werden. Eine bodenkundliche Baube-

gleitung zur Minimierung der Konflikte wird empfohlen und ist laut Vorhabenträgerin 

auch beabsichtigt. 

Schutzgut Wasser 

Die Prüfung der Festlegungen des BRPH hat für die Variante 2 das folgende Ergebnis:  

 Ziel I.1.1 BRPH: Unter Berücksichtigung des ÜSG am Stollenbach südöstlich 

der Gemeinde Mettingen ist auf Ebene der Raumordnung kein Risiko für das 

Vorhaben (Erdkabel) ersichtlich.  

 Ziel I.2.1 BRPH: Die Starkregengefahrenhinweiskarte NRW weist für fast alle 

Segmente der Variante Starkregengefahren aus, wobei diese eher von seltene-

rer Eintrittswahrscheinlichkeit mit geringeren Wasserhöhen sind. Auf Ebene der 

Raumordnung ist kein Risiko für das Vorhaben (Erdkabel) ersichtlich. Auch eine 

Erhöhung der Starkregengefahr durch das Vorhaben ist auf dieser Ebene nicht 

erkennbar.  

 Ziel II.1.3 BRPH: Mit Ausnahme des Segments 122a weisen alle Segmente der 

Variante 2 Böden mit großem Wasserrückhaltevermögen auf (flächendeckend 

im südlichen Abschnitt). Auf Ebene der Raumordnung ist die durch das Ziel ge-

forderte Prüfung jedoch nicht durchführbar, insbesondere die Festlegung eines 

ggf. erforderlichen räumlichen und funktionalen Ausgleichs. Das Ziel ist daher 

im Rahmen der Planfeststellung zu prüfen. 
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 Grundsatz II.1.4 BRPH: Die Variante 2 quert Gewässer und ein ÜSG, aufgrund 

der Vorhabenwirkung wird jedoch auf Ebene der Raumordnung nicht von einer 

negativen Wirkung auf die Abfluss- und Retentionsräume ausgegangen. Rück-

gewinnbare Rückhalteflächen sind innerhalb der Variante 2 nicht dargestellt (s. 

Portal Hochwasserkarten.NRW). 

 Ziel II.2.3 BRPH: Die Variante 2 muss das Überschwemmungsgebiet des Stol-

lenbachs südöstlich der Gemeinde Mettingen queren. Die Ausnahmevorausset-

zungen des WHG (§ 78 (5, 6, 7) oder § 78a (2) WHG) müssen im anschließen-

den Planfeststellungsverfahren geprüft werden.  

Neben den genannten Festlegungen des BRPH sind im Rahmen der Planfeststellung 

zudem hochwasserminimierende Aspekte gem. Grundsatz II.1.1 zu berücksichtigen. 

Die Variante 2 quert wie die Varianten 1a und 1b v.a. die Fließgewässer Düsterdieker 

Aa und Mettinger Aa (bzw. Stollenbach). Gemäß Ziel 29 des Regionalplans Münster -

land ist die Bedeutung, die fließende und stehende Gewässer für Natur und Landschaft 

haben, bei allen die Gewässer berührenden Planungen und Maßnahmen zu beachten. 

Viele der Fließgewässer verlaufen quer zur Trassenachse durch den Antragskorridor. 

Ihre Querung wird daher als unabweisbar eingestuft und ist aus raumordnerischer 

Sicht möglich, sofern ihre jeweilige Bedeutung für Natur und Landschaft bei der ge-

planten Baumaßnahme beachtet wird, im nachfolgenden Verfahren der Eingriff auf das 

unbedingt erforderliche Maß reduziert wird und angemessene Vermeidungs- und Ver-

minderungsmaßnahmen bestimmt werden. 

Neben dem bereits bei der Variante 1b benannten Überschwemmungsbereich im Seg-

ment 133 betrifft der Korridorverlauf der Variante 2 keine weiteren Überschwem-

mungsbereiche. 

Die von der Vorhabenträgerin vorgelegte Vorprüfung nach der Wasserrahmenrichtlinie 

kommt zu dem Schluss, dass aufgrund der kurzfristigen und kleinräumigen Auswirkun-

gen des Vorhabens nicht von einer Verschlechterung oder Gefährdung der Ziele der 

WRRL für die betroffenen Oberflächengewässerkörper und Grundwasserkörper aus-

zugehen ist. 
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Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Die Ausführungen zu Ziel 2 und Grundsatz 7.2 bei der Bewertung des Antragskorridors 

(vgl. Kap. B 3.3.1.7) sind auf die Variante 2 übertragbar. 

Innerhalb des Antragskorridors sind Vorkommen von Bodendenkmälern und archäo-

logischen Fundstellen nicht auszuschließen. Der Umweltbericht der Vorhabenträgerin 

führt für die bereits bei der Variante 1b beschriebenen Segmente für die weiteren Seg-

mente der Variante 2 kaum bis keine archäologischen Fundstellen auf. 

Über die bereits bei der Variante 1b beschriebenen eventuellen Betroffenheit eines 

BSAB außerhalb des Segments 133 und den festgelegten Windenergiegebieten im 

Entwurf des Regionalplans Münsterland (SG 132/133 und 120b) hinaus sind in den 

Segmenten der Variante 2 keine BSAB oder WEB (bzw. Windenergiegebiete im Ent-

wurf des Regionalplans) festgelegt. Wertvolle Lagerstätten oberflächennaher Roh-

stoffe, in denen gem. Grundsatz 28.2 Regionalplan Münsterland Nutzungen, die eine 

Rohstoffgewinnung dauerhaft unmöglich machen, nicht zugelassen werden sollen, 

sind innerhalb der Variante 2 nicht vorhanden. Die Variante 2 quert wirtschaftlich be-

deutsam einzustufende oberflächennahen Rohstoffvorkommen. Bei allen raumbedeut-

samen Planungen und Maßnahmen soll die Standortgebundenheit der Lagerstätten 

gem. Grundsatz 28.3 Regionalplan Münsterland berücksichtigt werden. Aufgrund des 

großflächigen Vorkommens der wirtschaftlich bedeutsamen Rohstoffvorkommen ist 

eine Querung jedoch aus unabweisbar und erforderlich einzustufen. 

Für die Querung des Mittellandkanals gilt die Bewertung bei der Variante 1a. 

3.3.2.4 Vergleich der Varianten 

Aufgrund ihrer Lage im Raum weisen alle drei betrachten Varianten ähnliche Konflikte 

auf.  

Aus siedlungsstruktureller Sicht bestehen keine bis wenig (Variante 1a) Konflikte. Der 

GIB östlich der Gemeinde Mettingen innerhalb der Variante 1a (Segment 120a) kann 

zwar umgegangen werden und löst isoliert betrachtet keinen Konflikt mit Zielen der 

Raumordnung aus. Jedoch befinden sich an dieser Stelle weitere Restriktionen im Kor-
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ridor (u.a. Entwässerungsanlagen, Überschwemmungsbereich der Mettinger Aa, ver-

einzelte Wohnbebauung), die eine Trassierung erschweren könnten. Der Varianten-

vergleich der Vorhabenträgerin in der RVS bestätigt in dem Segment 120a diesen Be-

reich mit „eingeschränkter Planungsfreiheit“, kommt aber insgesamt auch zu dem Er-

gebnis, dass alle Varianten keine Konflikte im Schutzgut Siedlungsentwicklung aufwei-

sen (vgl. Unterlage 2).  

Aus naturschutzfachlicher Sicht ist v.a. auf die Düsterdieker Niederung hinzuweisen, 

die von allen Varianten gequert werden muss. Da laut der Natura 2000-Verträglich-

keitsvoruntersuchung Auswirkungen nicht ausgeschlossen werden können, kann die 

Vereinbarkeit mit der Bedeutung des Gebietes erst mit der abschließenden Natura 

2000-Verträglichkeitsuntersuchung beurteilt werden. Hier wäre dann auch das überra-

gende öffentliche Interesses des Vorhabens (vgl. Kap. B 3.2.1) zu berücksichtigen. Die 

Variante 1a weist die kürzeste Querungslänge, die Variante 2 demgegenüber deutlich 

höhere Querungslängen auf. Sofern eine Vereinbarkeit mit den fachrechtlichen Fest-

legungen gegeben ist, wäre somit der Variante 1a der Vorzug zu geben. Auch der 

Variantenvergleich der Vorhabenträgerin im Umweltbericht zeigt diesbezüglich Vor-

teile der Variante 1a auf (vgl. Unterlage 3). Die sehr deutlichen Vorteile für die Variante 

1b (= Gruppe 3) werden an dieser Stelle nicht bestätigt, da diese sich anscheinend 

aus den geringeren relativen Flächenbetroffenheit (aber nicht absoluten Flächenbe-

troffenheit) aufgrund der Mehrlänge der Variante ergeben. 

Alle Varianten erfordern die Querung von Waldbereichen. Diese sind mit den Vorga-

ben des LEP NRW und des Regionalplans Münsterland nur vereinbar, wenn die Nut-

zung nicht außerhalb von Waldbereichen realisiert werden kann und der Eingriff auf 

das unbedingt erforderliche Maß reduziert wird. Die Varianten 1a und 1b weisen Wald-

bereiche auf, die z.T. den Korridor auf ganzer Breite überdecken. Die Variante 2 weist 

hier Vorteile auf. Das zeigt auch der Variantenvergleich der Vorhabenträgerin in der 

RVS (vgl. Unterlage 2). 

Alle Varianten verlaufen durch Bereiche mit schutzwürdigen Böden. Neben dem Seg-

ment 120b, welches alle Varianten beinhalten, weist die Variante 2 eine deutlich hö-

here Betroffenheit auf. Dies liegt u.a. an einem Bereich mit Plaggenesch in den Seg-

menten 125 und 126/127 („Seester Esch“) sowie an Moor- und Grundwasserböden in 
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der Düsterdieker Niederung. Die Varianten 1a und 1b weisen eine geringere Betrof-

fenheit dieser Böden auf. Hieraus ergibt sich ein Vorteil für die Varianten 1a und 1b. 

Dies wird auch von dem Variantenvergleich der Vorhabenträgerin in dem Umweltbe-

richt bestätigt (vgl. Unterlage 3). Die Vorzugswürdigkeit der Variante 1b (= Gruppe 3) 

wird in dieser raumordnerischen Beurteilung jedoch nicht geteilt. Neben einem höhe-

ren absoluten Flächenanteil betroffener Böden weist die Variante 1b auch eine größere 

Länge auf, womit ein stärkerer Eingriff in den Boden insgesamt verbunden ist.   

Beim Schutzgut Wasser ist auf Ebene der Raumordnung die Querung von Über -

schwemmungsbereichen durch alle Varianten zu nennen. Weitere Betroffenheiten 

sind aus Sicht der Raumordnung nicht vorhanden. Die Unterlagen der Vorhabenträge-

rin zeigen gleichfalls eine geringe Betroffenheit beim Kriterium Überschwemmungsbe-

reiche (vgl. Unterlage 3). Die Variante 1a weist zwar eine etwas größere Querungs-

länge auf, die sehr bzw. deutlichen Vorteile im Variantenvergleich der Vorhabenträge-

rin für die Varianten 2 und 1b werden aber nicht gestützt. 

Das Schutzgut Fläche wurde bei den einzelnen Varianten nicht separat beschrieben, 

da es bei einem Erdkabel eher von untergeordneter Bedeutung ist (vgl. Kap. B 3.3.1.6). 

Es korreliert sehr stark mit der Länge der Leitung. Auch Bündelungsmöglichkeiten kön-

nen sich positiv auswirken. Die hier ermittelten Längen der Varianten weichen von den 

Angaben der Vorhabenträgerin in dem Variantenvergleich in der RVS ab (vgl. Unter -

lage 2), da die Länge der Varianten dort auch den niedersächsischen Abschnitt bein-

halten (und das Segment 120b ausklammern). In der Gesamtbetrachtung zeigt sich 

jedoch, dass sowohl isoliert für NRW als auch unter Berücksichtigung der Streckenab-

schnitte in Niedersachsen, die Variante 1a die geringere Länge aufweist (13 bzw. 

14,88 km). Die Varianten 1b (16 bzw. 17,03 km) und 2 (16,5-18,5 bzw.18,49 km) wei-

sen dagegen eine Mehrlänge auf. Hier ist somit ein Vorteil für die Variante 1a zu sehen. 

Daran ändert auch das Vorhandensein einer Bündelungsmöglichkeit - über die Bün-

delungsmöglichkeit aller Varianten im Segment 120b hinaus - in der Variante 2 (Frei-

leitung) nichts, da die Länge der Bündelung als kurz angesehen wird und voraussicht-

lich nicht wesentlich zur Konfliktminimierung beitragen kann.  

Bei der Bewertung des Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter muss fest-

gehalten werden, dass bei allen Varianten die Betroffenheit von Bodendenkmälern und 
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archäologischen Fundstellen nicht ausgeschlossen werden kann. Alle Varianten müs-

sen den Mittellandkanal queren, ein Konflikt mit der Funktion als Wasserstraße kann 

aber auf raumordnerischer Ebene zum derzeitigen Planungsstand ausgeschlossen 

werden. 

Windenergiebereiche sind derzeit nicht betroffen, jedoch sind für alle Varianten im Ent-

wurf des Regionalplans Münsterland Windenergiegebiete festgelegt. Diese stellen je-

doch zum derzeitigen Zeitpunkt noch keine Ziele in Aufstellung gem. ROG da. Die 

Hinweise für das nachfolgende Planfeststellungsverfahren sind zu beachten. Das in 

den Segmenten 132/133 festgelegte Windenergiegebiet ist Bestandteil einer kommu-

nalen Konzentrationszonenplanung, die schon jetzt zu berücksichtigen ist.  

BSAB und wertvolle Lagerstätten sind durch alle drei Varianten nicht betroffen. Es ist 

jedoch auszuschließen, dass bei dem an alle drei Varianten angrenzende BSAB bei 

einer Feintrassierung an den Rändern der Korridore eine Beeinträchtigung auszu-

schließen ist.  

Insgesamt lassen sich bei diesem Schutzgut keine nennenswerten Unterschiede zwi-

schen den Varianten ausmachen. Auch der Variantenvergleich der Vorhabenträgerin 

in dem Umweltbericht weist nur leichte Vorteile einzelner Varianten auf (vgl. Unterlage 

3). 

Insgesamt wird daher von allen drei betrachteten Varianten der Variante 1a ein Vorzug 

gegeben. Diese Einschätzung wird durch den Variantenvergleich der Vorhabenträge-

rin bestätigt. Der Variantenvergleich 10 in der Unterlage 7, Teil C benennt die Gruppe 

1 (= Variante 1a) als vorzugswürdig. Auch wenn sich die Varianten bei einigen Schutz-

gütern nicht wesentlich unterscheiden und die Varianten 1b und 2 sich bei den Wald-

bereichen als leicht besser herausstellen, ist als entscheidender Punkt die Querung 

der Düsterdieker Niederung zu sehen. Aufgrund der kürzeren Querungslänge werden 

hier Vorteile für die Variante 1a gesehen. Die Variante 1a ist zudem die kürzeste der 

drei Varianten, womit ein geringerer Eingriff in den Boden und insgesamt eine flächen-

schonendere Realisierung verbunden ist. Die geringere Länge ist zudem vorteilhaft 

u.a. in Bezug auf die Belange der BSLE, Biotopverbundflächen, Bodenschutz und 

Landwirtschaft zu sehen. 
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Eine Einschränkung für die Variante 1a besteht jedoch hinsichtlich der oben genannten 

Restriktionen im Segment 120a: Eine Umsetzung ist daher nur möglich, wenn die ge-

nannten Restriktionen eine Trassierung überhaupt zulassen. 

In der Gesamtabwägung (vgl. Kap. B 5.1) werden die Varianten dem Antragskorridor 

gegenübergestellt. 

 

4 Bewertung der Auswirkungen aus raumordnerischer Sicht 

(Konverter) 

Die Potenzialfläche für den Konverter bildet das Gelände des ehemaligen Steinkohle-

kraftwerk der RWE. Dieses hat v.a. die aus der Nachbarzeche gewonnene Anthrazit-

steinkohle verstromt. Der Steinkohleabbau in der benachbarten Zeche wurde 2018 

eingestellt. Anfang Juli 2021 hat das Kraftwerk die Kohleverstromung eingestellt.  

Um auf dem ehemaligen Kraftwerksgelände einen sog. Konverter zur Umwandlung 

von Gleich- in Wechselstrom zu errichten, hat die Amprion Offshore GmbH einen Er-

werb der Fläche angestrebt. Das Gelände wurde Mitte Juli 2023 von RWE an die Ha-

gedorn Unternehmensgruppe aus Gütersloh verkauft. Die Firma Hagedorn soll den 

notwendigen Abbruch der Anlagen für die Nachnutzung durchführen und die baureife 

Fläche im Jahr 2026 an die Amprion Offshore GmbH übergeben. 

Die in der raumordnerischen Beurteilung betrachtete Potenzialfläche konzentriert sich 

daher auf das von der Vorhabenträgerin erworbene Gelände des ehemaligen Stein-

kohlekraftwerks, das ca. 26 ha groß ist. Davon abweichende Flächen, wie z.T. in der 

Unterlage 8 dargestellt, bleiben unberücksichtigt, da eine Realisierung auf diesen Flä-

chen von der Vorhabenträgerin nicht angestrebt wird.  
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Abbildung 14: Potenzialfläche Konverter 

4.1 Methodik  

Für die Untersuchung der Konverterfläche wurden in den Unterlagen der Vorhabenträ-

gerin die Erfordernisse der Raumordnung sowie weitere Belange Ausschluss-, Rück-

stellungs- und Abwägungskriterien zugeordnet (vgl. Unterlage 8, Anlage 1). Diese 

dienten sowohl der Ermittlung geeigneter Flächen als auch ihrer Bewertung. Für die 

Bewertung der ermittelten Standorte wurde zudem eine detaillierte Prüfung der be-

troffenen Raumordnungspläne auf Landes- und regionaler Ebene vorgenommen (vgl. 

Unterlage 8, Anlage 2). Eventuell vorhandene fachrechtliche Restriktionen wurden 

über eine Artenschutzrechtliche Voruntersuchung (vgl. Unterlage 8, Anlage 3) und eine 

Schalltechnische Machbarkeitsuntersuchung (vgl. Unterlage 8, Anlage 5) geprüft. 

Unter Bezugnahme auf die Vorgaben der Bundesraumordnung sowie der Landes- und 

Regionalplanung (vgl. Kap. B 3.2) wurde eine Bewertung der Potenzialfläche vorge-

nommen und die raumordnerische Bewertung der Auswirkungen mit den Ergebnisse 

der Vorhabenträgerin (vgl. Kap. B 4.2) abgeglichen.  
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4.2 Bewertung der Konverterpotenzialfläche 

4.2.1 Schutzgut Siedlungsentwicklung 

Im geltenden Regionalplan ist die gesamte Fläche als GIB mit einem Planzeichen für 

„Kraftwerke und einschlägige Nebenbetriebe“ festgelegt. Westlich anschließend befin-

det sich ein GIB mit der Zweckbindung „Übertägige Betriebsanlagen und -einrichtun-

gen des Bergbaus“, welches von der untersuchten Potenzialfläche jedoch nur leicht 

tangiert wird (vgl. Abb. 14). 

Gem. Ziel 2-3 LEP NRW vollzieht sich die Siedlungsentwicklung in den regionalplane-

risch festgelegten Siedlungsbereichen (ASB und GIB). GIB sind im Regionalplan 

Münsterland als Vorranggebiete festgelegt. Laut Ziel 14 hat in ihnen die Neuansied-

lung und Entwicklung von emittierenden Gewerbe- und Industriebetrieben sowie von 

ihnen zuzuordnenden Anlagen vorrangig zu erfolgen. Über das Kraftwerkssymbol ist 

im aktuell geltendem Regionalplan der GIB dem Kraftwerk funktional zugeordnet. 

Durch die dauerhafte Aufgabe der Kraftwerksnutzung im Juli 2021 ist diese Zuordnung 

jedoch funktionslos geworden (im Entwurf des Regionalplans Münsterland ist das 

Symbol zudem entfallen), somit ist bereits heute für das Kraftwerksgelände ein GIB 

anzunehmen. Im aktuellen Entwurf der laufenden Änderung des Regionalplans ist für 

das Kraftwerksgelände ein GIB-P vorgesehen. Der Konverter widerspricht dabei nicht 

der vorgesehen vorrangigen Nutzung: Als Versorgungsanlage zählt der Konverter zu 

emittierenden Industrie- und Gewerbebetrieben und emittierenden öffentlichen Betrie-

ben und Einrichtungen zuzuordnenden Anlagen nach Planzeichenbeschreibung 1c 

der Anlage 3 der LPlG DVO und ist somit in einem GIB zulässig. Die Nutzung des 

angrenzenden GIB mit der Zweckbindung „Übertägige Betriebsanlagen und -einrich-

tungen des Bergbaus“, welches von der Potenzialfläche geringfügig tangiert wird, ist 

ebenfalls dauerhaft eingestellt worden (Funktionslosigkeit der Zweckbindung). Im Ent-

wurf des Regionalplans Münsterland ist hier ein GIB-P festgelegt. Damit wäre die 

Nachnutzung als Konverter ebenfalls mit dem GIB vereinbar (kein Konflikt mit Ziel 18 

des Regionalplans Münsterland), jedoch laufen hier aktuell Bauleitplanverfahren mit 

dem Ziel der gewerblichen Nachnutzung des Bergbaustandortes, die in die Bewertung 

der Raumverträglichkeit eingestellt werden müssen (s.u.). Da der Bereich jedoch nur 
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geringfügig tangiert wird, wird nach derzeitigem Kenntnisstand nicht von einer Beein-

trächtigung der Planungen der Stadt Ibbenbüren ausgegangen. Diese sind jedoch bei 

der weiteren Planung des Konverters auszuschließen. Die Einschätzung der Vorha-

benträgerin, dass die Zweckbindungen funktionslos geworden sind und eine Verein -

barkeit des Konverters mit der Festlegung als GIB gegeben ist, wird somit bestätigt 

(vgl. Unterlage 8, Anlage 2). Auch eine Vereinbarkeit mit dem Grundsatz 15 des Regi-

onalplans Münsterland zur Nachnutzung von zweckgebundenen GIB ist gegeben. 

Auch wenn für den Bereich der ehemaligen Kraftwerksfläche von einer Vereinbarkeit 

von GIB und Konverter ausgegangen wird, sind jedoch die planerischen Vorgaben auf 

kommunaler Ebene zu beachten. Wie die Stadt Ibbenbüren in ihrer Stellungnahme 

hinweist, besteht für den Potenzialbereich ein Bebauungsplan, der noch auf das still-

gelegte Kohlekraftwerk zugeschnitten sei und somit ein unmittelbares Planungserfor-

dernis für den Konverter bestehe. Hierüber entscheidet die Stadt Ibbenbüren im Rah-

men ihrer kommunalen Planungshoheit.  

Nach Ziel 6.1-1 LEP NRW hat die Siedlungsentwicklung bedarfsgerecht zu erfolgen. 

Der Konverter wird einen Flächenbedarf von bis zu 15 ha aufweisen. Der Konverter ist 

allerdings keine Anlage, die ausschließlich den emittierenden Betrieben und Einrich-

tungen im Standort dient, sondern als Versorgungseinrichtung von überregionale Be-

deutung ist. Standort und die zweckgebundene Lage ergeben sich aus anderen räum-

lichen Kriterien als übliche Gewerbeflächenbedarfe, zumal teilweise ihre regionalpla-

nerische Festlegung unter bestimmten Voraussetzungen auch außerhalb der üblichen 

GIB-Festsetzungen erfolgen kann. Vor diesem Hintergrund soll die Inanspruchnahme 

dieser Fläche nicht auf den Flächenbedarf der Stadt Ibbenbüren angerechnet werden. 

Dies entspricht auch dem bisherigen Vorgehen im Plangebiet, denn die aus den zu-

rückliegenden Inanspruchnahmen zu ermittelnden Flächenbedarfe der Planungsre-

gion haben grundsätzlich solche Flächen nicht bei der Bedarfsberechnung berücksich-

tigt. 

Für die Nutzung der Fläche als Konverterstandort sprechen im Übrigen auch die 

Grundsätze 6.1-6 und 6.1-8 LEP NRW sowie der Grundsatz 13.1 des Regionalplans 
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Münsterland, nach denen die Innen- Vorrang vor der Außenentwicklung hat (ein Kon-

verter wäre gem. § 35 (1) Nr. 3 BauGB auch im Außenbereich und somit im Freiraum 

genehmigungsfähig) und Brachflächen neuen Nutzungen zugeführt werden sollen 

bzw. gewerblich-industrielle Brachflächen vorrangig zu überplanen sind.  

Für die Konversion der ehemaligen Bergbau- und auch der Kraftwerksfläche wurde 

eine Masterplanung erarbeitet (Masterplan Kohlekonversion). Diese ist den informel-

len Planungsinstrumenten zuzuordnen, besitzt also keine Verbindlichkeit. Die Master-

planung stützt sich v.a. auf die ehemalige Bergwerksfläche (Schachtanlage von Oeyn-

hausen). Die RWE-Kraftwerksfläche wurde perspektivisch mitbetrachtet, da zum Zeit -

punkt der Konzeption (2019) Unklarheit über die zukünftige Nutzung als Kraftwerk be-

stand. Für den Bereich des ehemaligen Bergbaugeländes findet derzeit durch die 

Stadt Ibbenbüren die 155. Änderung des Flächennutzungsplans und die Aufstellung 

des Bebauungsplans Nr. 55 „I-NOVA-Park“ statt mit dem Ziel eine gewerbliche Nach-

nutzung zu realisieren. Diese betrifft jedoch nicht die Potenzialfläche des Konverters  

(abgesehen von einer geringfügigen Überschneidung, s.o.). Die Stadt Ibbenbüren hat 

in ihrer Stellungnahme keine Bedenken bzgl. der Konverterplanung geäußert. Daher 

ist nach derzeitigem Stand nicht von Konflikten mit den Planungen der Stadt Ibbenbü-

ren auszugehen. Auch ein Konflikt mit dem Ziel 19.5 des Regionalplans Münsterland 

ist nicht gegeben. 

Zu beachten ist, dass die Nutzung als Konverter zwingend des Anschlusses mit dem 

Gleichstromerdkabel bedarf. Die Festlegung als GIB steht der Nutzung als Erdkabelt -

rasse bei isolierter Betrachtung grundsätzlich entgegen. Allerdings handelt es sich bei 

dem Konverter um einen Zwangspunkt, der angeschlossen werden muss und daher 

die Führung des Erdkabels als untergeordnete Nutzung durch den GIB erforderlich ist. 

Es ist jedoch bei den weiteren Planungsschritten darauf zu achten, dass keine Kon-

flikte mit der zukünftigen Nutzung des angrenzenden Geländes (155. Änderung des 

Flächennutzungsplanes, Aufstellung Bebauungsplan Nr. 55) entstehen, so dass eine 

Abstimmung der Vorhabenträgerin mit der Stadt Ibbenbüren als erforderlich angese-

hen wird.  
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Ebenso ist zu beachten, dass der Konverter zur Anbindung an den Netzverknüpfungs-

punkt einer Stromleitung bedarf (Anbindungsleitung). Sofern diese als Freileitung um-

gesetzt wird, ist das Ziel 8.2-4 LEP NRW zu beachten, welches Abstände von neuen 

Höchstspannungsfreileitungen (≥ 220 kV) auf neuen Trassen zu Wohnbebauung fest-

legt. Der Konverterstandort kann nicht unabhängig von seiner Anbindungsmöglichkeit 

betrachtet werden, da im Falle einer Nichtanbindung der Standort nicht umsetzbar 

wäre. Nördlich und westlich der Potenzialfläche befinden sich einzelne Wohnhäuser. 

Im Süden der Fläche grenzt eine „Zentrale Unterbringungseinrichtung“ für Flüchtlinge 

(ZUE) an den Standort an. Die Vorhabenträgerin plant die Nutzung einer bestehenden 

Leitung, die ggf. etwas modifiziert werden muss. Soweit die Anpassungen im beste-

henden Trassenkorridor erfolgen, wird somit keine neue Leitung auf einer neuen 

Trasse geplant, so dass nach derzeitigem Kenntnisstand das Ziel 8.2-4 LEP NRW 

nicht einschlägig ist und der Errichtung eines Konverters an diesem Standort nicht 

entgegensteht.  

Aufgrund der angrenzenden Wohnbebauung bzw. Wohnnutzung und den von dem 

Konverter ausgehenden Immissionen hat die Vorhabenträgerin eine Schalltechnische 

Machbarkeitsuntersuchung (Unterlage 8, Anlage 5) vorgelegt. In dieser werden ver-

schiedene Positionierungen des Konverters auf der Potenzialfläche mit den Vorgaben 

der TA-Lärm untersucht. Diese kommt zu dem Schluss, dass eine Einhaltung der 

Grenzwerte möglich sein kann, eine abschließende Aussage auf Grundlage dieser Un-

tersuchungen jedoch nicht vorgenommen werden kann. Eine abschließende Klärung 

ist dem anschließendem Zulassungsverfahren vorbehalten.  

 

4.2.2 Schutzgut Freiraum, Natur und Landschaft, Wald 

Aufgrund der Lage des Konverterstandortes in einem GIB mit einem Planzeichen für 

„Kraftwerke und einschlägige Nebenbetriebe“, werden grundsätzlich keine Flächen im 

Freiraum, die dem Schutz der Natur, der Landschaft oder des Waldes dienen, berührt. 

Nach Grundsatz 16.1 des Regionalplans Münsterland sollen u.a. bestehende Frei-

räume wegen ihrer Nutz- und Schutzfunktionen, ihrer Erholungs- und Ausgleichsfunk-

tion und ihrer Funktion als Lebensraum für Pflanzen und Tiere grundsätzlich erhalten 
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werden. Durch die Planung im Innenbereich in einem GIB kann diesem Grundsatz 

vollumfänglich entsprochen werden (ebenso Grundsatz 7.1-1 LEP NRW). 

Die Artenschutzrechtliche Vorprüfung (Unterlage 8, Anlage 3) führt für diese Potenzi-

alfläche zwar planungsrelevante, jedoch keine verfahrenskritischen Arten auf. Sie 

kommt zu dem Schluss, dass für diese Fläche eine grundsätzliche Eignung vorliegt.  

4.2.3 Schutzgut Boden 

Der Bau des Konverters innerhalb des bestehenden GIB des ehemaligen Kraftwerks  

beansprucht keine schutzwürdigen Böden. Nach dem Grundsatz 7.1-4 des LEP NRW 

sind bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die Leistungsfähigkeit, 

Empfindlichkeit und Schutzwürdigkeit der Böden zu berücksichtigen. Diesem Grund-

satz wird entsprochen, da es sich bei dem Konverterstandort um eine bereits bebaute 

Fläche handelt, die keiner weiteren Eingriffe in den Boden außerhalb der bereits ver-

siegelten und beanspruchten Flächen bedarf. Ergänzend wird darauf hingewiesen, 

dass durch diesen Standort keine landwirtschaftlichen Flächen in Anspruch genom-

men werden (s. Grundsätze 7.5-1 und 7.5-2 LEP NRW). 

Durch die bestehende Versiegelung und Beanspruchung des Bodens und die Lage im 

Innenbereich, wird der Boden nicht in einen natürlichen Zustand überführbar sein. Auf -

grund der vorliegenden Bebauung besteht eine geringe Wahrscheinlichkeit zur Natur -

nähe des Bodens. 

Es ist zu beachten, dass auf der möglicherweise belasteten Fläche der Altlastenver-

dacht im Planungsprozess zu prüfen ist. Laut Unterlagen der Vorhabenträgerin besteht 

an dieser Stelle eine Altlastenverdachtsfläche (s. Unterlage 8, Anlage 1). 

4.2.4 Schutzgut Wasser 

Die Potenzialfläche berührt keine relevanten fließenden oder stehenden Oberflächen-

gewässer. Außerdem liegt das Gebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten so-

wie Bereichen, die von Hochwasser beeinflusst werden könnten. In der Starkregenge-

fahrenhinweiskarte NRW sind für die randlichen Bereiche der Potenzialfläche (geringe) 

Starkregengefahren vermerkt. Auf Ebene der Raumordnung ist die Bewertung des Ri-

sikos gem. Ziel I.2.1 BRPH für den Konverter nicht möglich. Auch eine Erhöhung der 
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Starkregengefahr durch das Vorhaben ist auf dieser Ebene nicht erkennbar und muss 

in dem nachfolgendem Zulassungsverfahren erfolgen. Die Unterlagen der Vorhaben-

trägerin zeigen ebenfalls keine Konflikte mit den Festlegungen des BRPH auf (vgl. 

Unterlage 8, Anlage 2). 

Darüber hinaus ist eine nähere Betrachtung des Schutzgutes Wasser als Grundlage 

der raumordnerischen Bewertung des Konverters nicht notwendig.  

4.2.5 Schutzgut Fläche 

Der geplante Konverter wird einen Flächenbedarf von bis zu 15 ha aufweisen. Da es 

sich jedoch um eine industriell vorgeprägte Fläche handelt, kann eine Inanspruch-

nahme bisher unversiegelter Flächen (nahezu) ausgeschlossen werden. 

4.2.6 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Es sind keine Hinweise bekannt geworden, dass auf der zu betrachteten Potenzialflä-

che Belange aus Sicht des kulturellen Erbes Belange zu berücksichtigen sind. Im Be-

reich der Potenzialfläche sind – wie auch die Vorhabenträgerin in ihren Unterlagen 

darlegt – als wirtschaftlich bedeutsam einzustufende oberflächennahe Rohstoffvor-

kommen vorhanden. Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll die 

Standortgebundenheit der Lagerstätten gem. Grundsatz 28.3 Regionalplan Münster -

land berücksichtigt werden. Aufgrund des großflächigen Vorkommens der wirtschaft-

lich bedeutsamen Rohstoffvorkommen und den Zielen und Grundsätzen zur Nachnut-

zung gewerblich vorgeprägter Standorte, steht dieser Grundsatz der Nutzung als Kon-

verterstandort nicht entgegen. Die Freileitung, die für die Anbindung des Konverters 

an den NVP genutzt werden soll, verläuft angrenzend an die Potenzialfläche durch ein 

im Entwurf des Regionalplans Münsterland festgelegtes Windenergiegebiet. Da es 

sich um eine bestehende Leitung handelt, ist derzeit kein Konflikt ersichtlich. Sollte die 

Festlegung in dieser Form Bestandteil des dann rechtskräftigen Plans sein, ist mit Blick 

auf die vorzunehmenden Modifikationen an der Anbindungsleitung jedoch eine erneute 

Prüfung erforderlich. 

Darüber hinaus ist eine nähere Betrachtung dieses Schutzgutes als Grundlage der 

raumordnerischen Bewertung des Konverters nicht notwendig.  



Raumordnerische Beurteilung mit Begründung Bezirksregierung Münster 

Raumordnungsverfahren BalWin2 32.03.10.01-006 

   

 

91 

 

5 Gesamtabwägung 

5.1 Gleichstromerdkabel 

In den Kapiteln B 3.3.1 und B 3.3.2 wurden der Antragskorridor und die Varianten ge-

trennt beschrieben und bewertet. Hier erfolgt nun in der Gesamtabwägung eine Ge-

genüberstellung des Antragskorridors mit den Varianten und die abschließende Beur-

teilung der Raumverträglichkeit. Der Vergleich des Antragskorridors mit den Varianten 

bzw. mit der Variante 1a ist in den Unterlagen der Vorhabenträgerin mit den Varian-

tenvergleichen 12 und 13 (zwei Vergleiche aufgrund eines unterschiedlichen Start-

punkts in Niedersachsen) in den Unterlagen 2 (RVS), 3 (Umweltbericht) und 7 Teil C 

(Alternativenvergleich) erfolgt. Die Lage der Startpunkte in Niedersachsen ist aus Sicht 

der Vorhabenträgerin nachvollziehbar, erschwert jedoch den Abgleich mit der hier nur 

für Nordrhein-Westfalen vorgenommenen Gesamtbewertung. Hieraus können sich 

auch Unterschiede zu der Bewertung der Vorhabenträgerin ergeben.  

Aus siedlungsstruktureller Sicht weisen sowohl der Antragskorridor als auch die Va-

rianten keine bis wenig Konflikte auf. Die Bewertung des GIB im Endpunkt des An-

tragskorridors und der Alternativen auf der Fläche des ehemaligen Kraftwerks in Ib -

benbüren wurde bisher ausgeklammert, da das Erdkabel als untergeordnete Nutzung 

zum geplanten Konverter auf dieser Fläche gesehen wird. Die Bewertung des Konver -

ters kommt für diesen GIB zu dem Schluss, dass eine Vereinbarkeit mit dem Vorrang-

gebiet gegeben ist (vgl. Kap. B 4.2.1). Daher ist sowohl für den Antragskorridor als 

auch für die Varianten nicht von einem Konflikt mit Zielen der Raumordnung aus-

zugehen. Die von den Varianten als insgesamt vorteilhafteste beurteilte Variante 1a 

weist gegenüber dem Antragskorridor einen weiteren GIB auf, der das Segment tan-

giert, jedoch voraussichtlich bei der Feintrassierung umgangen werden kann (sofern 

nicht andere Restriktionen die Trassierung erschweren, vgl. Kap. B 3.3.2.1). Für den 

Antragskorridor kann somit nur von einem geringfügigen Vorteil ausgegangen werden. 

Der Variantenvergleich der Vorhabenträgerin in der RVS und im Umweltbericht kommt 

auch zu dem Schluss, dass die Varianten und der Antragskorridor als gleichrangig 

bzw. mit einem leichten Vorteil für den Antragskorridor zu bewerten sind (vgl. Unterla-

gen 2 und 3). Zu beachten ist im Rahmen der Planfeststellung, dass ein im Entwurf 
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des Regionalplan Münsterland im Antragskorridor festgelegter ASB ggf. Rechtskraft 

erlangt haben könnte. Es wird aber davon ausgegangen, dass dieser im Zuge der 

Feintrassierung umgegangen werden kann und kein Konflikt mit Zielen der Raumord-

nung besteht.  

Aus Sicht des Schutzgutes Freiraum, Natur und Landschaft, Wald wird die Ge-

samtabwägung geprägt von den BSN bzw. Schutzgebieten, die von den Korridoren 

gequert werden müssen. Für den Antragskorridor ist dies das „Recker und Mettinger 

Moor“ (zugleich FFH, VSG, NSG), welches nach Querung der Landesgrenze von Os-

ten in den Korridor hineinragt. Nach der in Kap. B 3.3.1.3 formulierten Maßgabe, dass 

eine Trassierung außerhalb des BSN stattfindet, ist hier jedoch kein Konflikt mit Zielen 

der Raumordnung vorhanden. Des Weiteren muss der Antragskorridor den BSN 

„Recker Aa“ queren, der als Riegel im Korridor liegt. Dieser BSN stellt zwar eine Bio-

topverbundfläche herausragender Bedeutung dar, ist jedoch naturschutzrechtlich nicht 

weiter unterlegt. Die Varianten hingegen müssen zwingend den BSN „Düsterdieker 

Niederung“ queren, welcher zugleich ein EU-Vogelschutzgebiet und Naturschutzge-

biet ist. Im Vergleich zum Antragskorridor muss festgestellt werden, dass hier nur der 

BSN „Recker Aa“ gequert werden muss, diese Querung aber eine geringere Länge 

und das Gebiet von seiner Bedeutung her eine geringere Empfindlichkeit gegenüber 

dem Vorhaben aufweist. Unter Berücksichtigung der Festlegungen des LEP zur aus-

nahmsweisen Inanspruchnahme bleibt damit für die Varianten festzustellen, dass mit 

dem Antragskorridor das Vorhaben an anderer Stelle (verträglicher) realisiert werden 

kann. Somit ist in der Gesamtbetrachtung aller vorgelegten Korridorverläufe eine Ver-

einbarkeit mit den Festlegungen des LEP und des Regionalplans Münsterland zu den 

GSN bzw. BSN in den Varianten 1a, 1b und 2 nicht gegeben. 

Die mögliche Inanspruchnahme von Waldbereichen unterliegt der gleichen Bewer-

tung. Auch hier ist festzustellen, dass mit dem Antragskorridor eine Variante vorhan-

den ist, in der das Vorhaben voraussichtlich ohne oder mit nur geringer Inanspruch-

nahme von Waldbereichen umgesetzt werden kann. In den Varianten ist hingegen 

zwingend die Querung von Waldbereichen erforderlich.  
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Auch weitere Bewertungskriterien wie die BSLE oder Biotopverbundflächen stützen 

eine Vorzugswürdigkeit des Antragskorridors: Während diese in den Varianten flä-

chendeckend (BSLE) bzw. mit einem höheren Anteil (Biotopverbundflächen) vorhan-

den sind, ist der Anteil im Antragskorridor geringer. Bei den LSG werden keine rele-

vanten Unterschiede gesehen. Die Variantenvergleiche der Vorhabenträgerin führen 

für das Schutzgut Pflanzen, Tiere, Biologische Vielfalt für den Antragskorridor sehr 

deutliche Vorteile an (vgl. Unterlage 3). Bei dem Schutzgut Landschaft werden eben-

falls im Umweltbericht keine Unterschiede gesehen. Somit entspricht der Antragskor-

ridor dem Grundsatz 7.2-5 LEP NRW. 

Für das Schutzgut Boden ist festzustellen, dass im Untersuchungsraum keine wert-

vollen landwirtschaftlichen Böden (Bodenwertzahl von mehr als 55 Punkten) vorzufin -

den sind. Sowohl der Antragskorridor als auch die Varianten queren jedoch schutz-

würdige Böden. Diesen liegen bei allen Varianten und dem Antragskorridor v.a. im 

südlichen Bereich fast flächendeckend vor. Die Querungslängen für den Antragskorri-

dor und die Variante 1a unterscheiden sich nur geringfügig, mit einem leichten Vorteil 

für den Antragskorridor. Die kürzere Länge des Antragskorridors (isoliert für den nord-

rhein-westfälischen Teil betrachtet) spricht zudem für einen Vorteil aus Sicht der land-

wirtschaftlichen Belange, da hiermit ein geringerer Eingriff in den Boden verbunden ist. 

Die Variantenvergleiche der Vorhabenträgerin bestätigen den Vorteil des Antragskor-

ridors (vgl. Unterlage 2). 

Bei der Bewertung des Schutzgutes Wasser konnten keine Konflikte mit den Festle-

gungen des BRPH auf Ebene der Raumordnung festgestellt werden. Auf weitere er-

forderliche Prüfungen im anschließenden Planfeststellungsverfahren wurde in den ent-

sprechenden Kapiteln hingewiesen. Auch die Vorprüfung nach WRRL lässt keine ne-

gativen Auswirkungen auf die Oberflächengewässerkörper und die Grundwasserkör-

per vermuten. Alle Varianten wie auch der Antragskorridor müssen je einen Über-

schwemmungsbereich (zugleich auch ÜSG) queren. Aufgrund der größeren Que-

rungslänge des Antragskorridors gegenüber der Variante 1a lässt sich ein leichter Vor-

teil der Variante ausmachen. Jedoch wird aufgrund der Vorhabenwirkung (Erdkabel) 

nicht von negativen Wirkungen auf diese Bereiche ausgegangen, so dass insgesamt 
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von einer Vereinbarkeit mit der Vorrangwirkung der Überschwemmungsbereiche aus-

gegangen wird. Ein Abgleich mit dem Variantenvergleich der Vorhabenträgerin ist an 

dieser Stelle nicht möglich, da die ermittelten Flächenanteile im Umweltbericht bei die-

sem Schutzgut sehr stark von Restriktionen auf niedersächsischer Seite überlagert 

sind. 

Bei dem Schutzgut Fläche sind auf Ebene der Raumordnung v.a. die Länge der Va-

rianten bzw. des Antragskorridors und Bündelungsmöglichkeiten relevant. Kurze Bün-

delungsmöglichkeiten werden in allen Varianten, insbesondere den Varianten 1a und 

2, sowie im Antragskorridor gesehen. Großräumige Bündelungsmöglichkeiten werden 

jedoch bei allen Korridoren nicht gesehen, sodass unter Abwägung der Grundsätze 

4.1 Regionalplan Münsterland und 8.2-1 LEP NRW keinem Korridor bezüglich der 

Bündelung ein Vorzug gegeben werden kann. Im nordrhein-westfälischen Abschnitt 

weist der Antragskorridor mit ca. 12 km die kürzeste Länge auf. Die Varianten weisen 

dagegen Mehrlängen von ca. 8 bis etwas mehr als 50 % auf. Eine geringere Länge ist 

aus raumordnerischer Sicht positiv zu bewerten, da sie einen geringeren Eingriff in den 

Boden (Schutzgut Boden, Berücksichtigung landwirtschaftlicher Belange) und eine ge-

ringere Zerschneidungswirkung bedeutet.  

Für das Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter muss festgestellt wer-

den, dass beim Antragskorridor und auch bei den Varianten archäologische Fundstel -

len und auch das Vorliegen von Bodendenkmälern nicht ausgeschlossen werden kön-

nen, schwerwiegende Konflikte auf raumordnerischer Ebene bezüglich des Schutzgu-

tes Kulturgüter aber nicht zu erwarten sind. Voraussetzung hierfür ist die Durchführung 

einer Baubegleitung, die vorhandene Funde erfasst und sichert. Dies ist auch von Sei-

ten der Vorhabenträgerin vorgesehen. Eine Querung des Mittelandkanals ist sowohl 

durch den Antragskorridor als auch durch die Varianten erforderlich. Es ist jedoch kein 

Konflikt mit dem Ziel 8.1-9 LEP NRW gegeben. Mit Blick auf den aktuell geltenden 

Regionalplan Münsterland lassen sich keine Unterschiede zwischen dem Antragskor-

ridor und den Varianten hinsichtlich Windenergiebereichen und BSAB feststellen. Auch 

wertvolle Lagerstätten sind nicht betroffen. Im Entwurf des Regionalplans Münsterland 

sind jedoch Windenergiegebiete festgelegt, die in den Varianten (insbesondere Seg-
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ment 120b) und zum Teil auch im Antragskorridor liegen. Da die Ziele des Regional-

planentwurfs zum derzeitigen Stand noch keine Ziele in Aufstellung sind, kann dieser 

Punkt nicht in die Bewertung der Korridore einfließen. Die gegebenen Hinweise zum 

Umgang mit den Windenergiegebieten im anschließenden Planfeststellungsverfahren 

sind zu beachten.  

Mögliche Wechselwirkungen zwischen den jeweiligen Schutzgütern wurden im Rah-

men des Umweltberichts, soweit dies auf Ebene des ROV möglich ist, bereits bei der 

Betrachtung einzelner Schutzgüter mitberücksichtigt. So sind beispielsweise mögliche 

Auswirkungen auf den Boden häufig eng mit Auswirkungen auf den Wasserhaushalt 

verknüpft (z.B. Betrachtung grundwassernaher Standorte). Wechselwirkungen zwi-

schen den Schutzgütern, die über die Auswirkung auf das jeweilige Schutzgut hinaus-

gehen und damit zu weitergehenden Auswirkungen auf den Naturhaushalt oder das 

Ökosystem insgesamt führen, ergeben sich daraus jedoch nicht. Nach Grundsatz 16.2 

des Regionalplans Münsterland sollen die verschiedenen Freiraumfunktionen (u.a. 

hinsichtlich Land- und Forstwirtschaft, Lebensraum für Tiere und Pflanzen, Boden-

schutz, Erholung) sachgerecht gegeneinander und untereinander abgewogen werden. 

Diese verschiedenen Freiraumfunktionen spiegeln sich in der Bewertungsmethodik 

der Vorhabenträgerin wider und wurden auch in dem Kap. B 3.3 berücksichtigt und 

abgewogen. 

Als Ergebnis der Gesamtabwägung wird dem von der Vorhabenträgerin beantragtem 

Korridor der Vorzug gegeben. Auch wenn bei einigen Schutzgütern keine (Wasser, 

kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter) oder nur leichte Vorteile (Siedlungsentwick-

lung, Boden) des Antragskorridors gegenüber den Varianten vorhanden sind, überwie-

gen die sehr deutlichen Vorteile bei dem Schutzgut Freiraum, Natur und Landschaft, 

Wald. Hier geben v.a. die Querung der Düsterdieker Niederung und der höhere Wald-

anteil bei den Varianten den Ausschlag zu Gunsten des Antragskorridors. Auch weist 

dieser die kürzeste Länge auf, was mit einem geringeren Eingriff in den Boden vorhan-

den ist und somit raumverträglicher ist. Insgesamt entspricht das Vorhaben von seiner 

Art (Erdkabel) und dem Ziel (Ausbau der Energienetze zur Nutzung erneuerbarer 

Energien) den Grundsätzen 8.2-5 und 10.1-1 LEP NRW. Die Raumverträglichkeit des 

Antragskorridors wird somit festgestellt. 
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5.2 Konverter 

Die Vorhabenträgerin hat zur Prüfung des Konverterstandortes eine Potenzialfläche, 

die Fläche des ehemaligen Steinkohlenkraftwerks in Ibbenbüren, beantragt. Ernsthaft 

in Betracht kommende Alternativen wurden zu dieser Fläche nicht gesehen (vgl. Kap.  

B 1.2). Daher findet an dieser Stelle keine Gesamtabwägung mehrerer Alternativen, 

sondern eine Prüfung der Raumverträglichkeit der Potenzialfläche „Kraftwerk Ibben-

büren“ statt. 

Aus Sicht der Siedlungsentwicklung sind keine Konflikte mit den diesbezüglichen Zie -

len von LEP NRW und Regionalplan Münsterland vorhanden. Dies betrifft sowohl die 

Festlegungen zur grundsätzlichen Siedlungsstruktur (Ziel 2-3 LEP NRW), zu den GIB 

(Ziel 14 Regionalplan Münsterland) als auch der bedarfsgerechten Entwicklung (Ziel 

6.1-1 LEP NRW). Darüber hinaus wird festgestellt, dass der Potenzialstandort in 

hohem Maße den Grundsätzen zur Innenentwicklung und zur Konversion von 

Brachflächen entspricht. Die Anforderungen des Immissionsschutzes sind in dem 

nachfolgenden Zulassungsverfahren zu prüfen. 

Das Schutzgut Freiraum, Natur und Landschaft, Wald weist keine entgegenstehen-

den Ziele der Raumordnung oder fachrechtlichen Restriktionen auf. Die Potenzialflä-

che entspricht den raumordnerischen Festlegungen zum Schutz des Freiraums, da die 

Nutzung grundsätzlich auch im Freiraum genehmigungsfähig wäre. 

Für die Schutzgüter Boden und Fläche wird festgestellt, dass es sich hier um einen 

bereits versiegelten Standort handelt. Somit werden keine schutzwürdigen Böden oder 

landwirtschaftliche Flächen in Anspruch genommen. Eine Versiegelung bisher unver-

siegelter Flächen ist somit auszuschließen. 

Auf Ebene der Raumordnung sind keine Konflikte mit den Schutzgütern Wasser so-

wie Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter vorhanden.  

Insgesamt die Raumverträglichkeit der Potenzialfläche für die Nutzung als 

Konverterstandort festgestellt. 
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5.3  Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen 

Zu dem Prüfungsumfang eines Raumordnungsverfahrens gehört gem. ROG die Ab-

stimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen.  

Hierzu wurden die folgenden Planungen bzw. Maßnahmen betrachtet:  

 Vorhaben 49 gem. Anlage zu § 1 (1) BBPlG (Höchstspannungsgleichstrom -

übertragungsleitung Korridor B) 

 Entwurf des Regionalplans Münsterland vom 12. Dezember 2022 

 2. Änderung des LEP NRW (als Ziele in Aufstellung berücksichtigt) 

 Verfahren zur 155. Änderung des Flächennutzungsplans und zur Aufstellung 

des Bebauungsplans Nr. 55 der Stadt Ibbenbüren 

Die Planungen bzw. Maßnahmen wurden auf ihre Berücksichtigungsfähigkeit geprüft 

und es wurden Aussagen zur Vereinbarkeit mit den Vorhaben des gegenständlichen 

Raumordnungsverfahrens getroffen. Diese sind bei den weiteren Planungsschritten zu 

berücksichtigen. 

5.4 Ergebnis 

5.4.1 Gleichstromerdkabel 

Der Variantenvergleich ergibt einen Vorzugskorridor für den nordrhein-westfälischen 

Abschnitt bestehend aus dem Segment 138b, der schutzgutübergreifend und tech-

nisch über alle Belange die geringsten Konflikte aufweist. Darin können nicht alle Kon-

flikte gänzlich vermieden werden. Insbesondere bei dem Schutzgut Freiraum, Natur 

und Landschaft, Wald gibt es Konflikte, die einerseits nicht zu vermeiden sind, ande-

rerseits aber nach Durchführung des Variantenvergleichs die günstigste Alternative 

darstellen. Sie sind damit alternativlos und unabweisbar. Die Eingriffe sind daher mit 

den Zielen der Raumordnung vereinbar.  

Der Antragskorridor ist ein 650 m breites Band, in dem die während der Bauphase 20 

bis 30 m breite Leitungstrasse verlegt werden soll. Hiervon verbleibt ein 12 m breiter 

Schutzstreifen. Der Korridor bietet damit einen Untersuchungsraum, in dem in den 
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weiteren Planungsschritten nach den günstigsten Trassierungen für das Gleich-

stromerdkabel gesucht werden sollte. Es bieten sich dadurch erhebliche Möglichkei-

ten, die im raumordnerischen Maßstab unvermeidbaren Konflikte zu minimieren. Klei-

nere Konfliktbereiche können umgangen werden, bei unvermeidbaren Konflikten kön-

nen günstige Querungsstellen im Detail ermittelt werden. Geeignete Maßnahmen zur 

Vermeidung und Verminderung der Beeinträchtigung sowie zum Ausgleich und Ersatz 

sind zur weiteren Konfliktminimierung im erforderlichen Umfang zu bestimmen.  

Im Raumordnungsverfahren sind keine Informationen bekannt geworden, die geeignet 

gewesen wären, an der Besteignung des Antragskorridors zu zweifeln. Damit ergibt 

sich ein aus raumordnerischer Sicht zu befürwortender Vorzugskorridor. Er entspricht 

dem in den Verfahrensunterlagen dargestellten Antragskorridor. Er ist in Anlage A dar-

gestellt.  

Das Vorhaben berücksichtigt alle für dieses Projekt relevanten Ziele und Grundsätze, 

die vonseiten der Bundesraumordnung und Landesplanung vorgegeben werden. Auch 

an die regionalplanerischen Ziele ist das Vorhaben angepasst. Das Verfahren hat zu-

dem ergeben, dass das Vorhaben mit anderen raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen abgestimmt ist. 

5.4.2 Konverter  

In dem Raumordnungsverfahren wurde eine ca. 26 ha große Potenzialfläche für den 

Konverter geprüft. Als Ergebnis wird die Raumverträglichkeit festgestellt. Auf Ebene 

der Raumordnung sind keine Konflikte mit Zielen der Raumordnung erkennbar. 

Im Raumordnungsverfahren sind keine Informationen bekannt geworden, die geeignet 

gewesen wären, an der Eignung der Potenzialfläche zu zweifeln. Die Fläche wird da-

her aus raumordnerischer Sicht befürwortet. Sie stimmt nicht komplett mit der in den 

Verfahrensunterlagen dargestellten Fläche überein, entspricht aber der von der RWE 

erworbenen und in dieser raumordnerischen Beurteilung geprüften Fläche. Sie ist in 

Anlage B dargestellt. 

Das Vorhaben berücksichtigt alle für dieses Projekt relevanten Ziele und Grundsätze, 

die vonseiten der Bundesraumordnung und Landesplanung vorgegeben werden. Auch 
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an die regionalplanerischen Ziele ist das Vorhaben angepasst. Das Verfahren hat zu-

dem ergeben, dass das Vorhaben mit anderen raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen abgestimmt ist. 

6 Hinweise 

Für die nachfolgenden Genehmigungsverfahren haben die beteiligten öffentlichen 

Stellen und die Öffentlichkeit im Rahmen des Raumordnungsverfahrens eine Vielzahl 

von Hinweisen gegeben.  

Leitungsnetzbetreiber haben Übersichten der im Planungsgebiet betriebenen Lei-

tungsnetze zur Verfügung gestellt. Auf diese Unterlagen kann im Planfeststellungsver-

fahren zurückgegriffen werden.  

Zu den verschiedenen Schutzgütern geben Beteiligte für die im Rahmen der Planfest-

stellung erforderliche Detailplanung einige inhaltliche und verfahrensbezogene Emp-

fehlungen und weisen auf verschiedene Aspekte hin. Sie sollten in der weiteren Pla-

nung so früh wie möglich berücksichtigt werden.  

Verschiedene Beteiligte weisen auf Abstimmungsnotwendigkeiten zu verschiedenen 

Planungen, Einrichtungen, Infrastrukturen etc.. Kommunen verweisen auf Bauleitpla-

nungen sowie Gewerbe- und Siedlungsentwicklung.  

Alle Hinweise wurden dem Vorhabenträger zur Verfügung gestellt. Nach Bau des 

Gleichstromerdkabels ist die genaue Trasse den berührten Kommunen für die nach-

richtliche Übernahme in die Flächennutzungspläne und zur Berücksichtigung bei den 

verbindlichen Bauleitplänen und der Regionalplanungsbehörde bei der Bezirks-

regierung Münster für die Übernahme in den Regionalplan Münsterland mitzuteilen. 
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7 Übersicht der Anlagen 

Anlage A: Übersichtskarte Vorzugskorridor Maßstab 1 : 50.000 

Anlage B: Übersichtskarte Konverterpotenzialfläche Maßstab 1 : 50.000 

Anlage C: Legende für die Übersichtskarten in den Anlagen A und B 
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Maßstab: 1:50.000



ÕÕÕ
ÕÕ

ÕÕ
ÕÕÕÕÕÕÕÕÕ ÕÕ

ÕÕ
ÕÕ

ÕÕ
ÕÕÕ ÕÕÕ

ÕÕÕÕ ÕÕÕÕÕ
ÕÕÕ

Õ ÕÕÕÕ
ÕÕÕÕ

ÕÕ
ÕÕ
ÕÕÕÕÕÕÕÕÕÕÕÕÕ

ÕÕÕÕÕÕÕ
ÕÕ

ÕÕÕÕÕÕ

ÕÕ
ÕÕ

ÕÕÕÕ

ÕÕ
ÕÕ ÕÕÕ Õ

ÕÕÕ
ÕÕÕÕÕÕÕ ÕÕÕÕ

ÕÕ

ÕÕÕ Õ Õ
ÕÕÕÕÕ ÕÕÕÕÕÕÕÕÕÕÕ

ÕÕ

Õ

ÕÕ
ÕÕ Õ

ÕÕÕÕÕ
Õ
ÕÕÕ

ÕÕ
ÕÕÕ

Õ
Õ

ÕÕ

ÕÕ
Õ

Õ ÕÕÕ

ÕÕÕ

ÕÕ
ÕÕÕ ÕÕ Õ
ÕÕÕÕ Õ

ÕÕ

ÕÕ ÕÕÕÕ
ÕÕÕÕ

ÕÕÕÕ
ÕÕ ÕÕÕ

ÕÕÕ
ÕÕ

ÕÕ
ÕÕ

Õ
ÕÕÕ

ÕÕÕÕ

ÕÕÕÕÕÕ

ÕÕÕÕÕ

ÕÕÕ ÕÕÕÕÕ

ÕÕ
Õ

ÕÕÕ

ÕÕ ÕÕÕÕÕÕÕÕ

ÕÕ

ÕÕ
ÕÕ

ÕÕ
ÕÕ

ÕÕ

ÕÕÕÕÕÕ
ÕÕÕ ÕÕÕÕÕ

ÕÕ
ÕÕ

ÕÕ
ÕÕÕÕ

ÕÕÕ

ÕÕÕÕÕÕÕÕ ÕÕÕÕ

ÕÕÕ ÕÕÕ

ÕÕÕÕÕ

ÕÕÕÕÕÕ
ÕÕÕÕÕ

ÕÕÕÕÕÕÕÕÕÕ

ÕÕÕÕÕÕ

ÕÕ
ÕÕ

ÕÕÕÕ

ÕÕ

Õ

ÕÕ
ÕÕÕÕ

ÕÕÕÕÕ

#
#
#
#
#
###############

#
#######

#
#
#
#
#
##

##
##
##
#
## #

# #
#

##
#

!
!
!
!

!
!
!
!

!
!
!

!
!
!

!

!

!

!
!

!
!
!
!
!
!
!
!
!
!

!
! !

!
!

!

!
!
!
!

RRB

RRB

RRJ

RRD

R
R

R\

RRa

RRa

RRu

RRB

RRB

R
R

RRu

>

RRJ

RRa

RRa

±Potenzialfläche
Konverter

Anlage B: Potenzialfläche Konverter

Maßstab: 1:50.000




	Leere Seite



